
Hans-Dieter Schwind 
Helwig Hassenpflug 

Peter-Helge Hauptmann 

Arbeitsrecht 
leicht gemacht 

Eine Darstellung mit praktischen Fällen 
verständlich - kurz - praxi sorientiert 

6. Auflage 

~< Ewald von Kleist Verlag, Berlin 



leicht gemacht® 
Dt'T priign<luIC. verständliche Überblick zu Recht lind Sh:U('T mit Beispie­

len. Fällen. Übersichten und Lcilsiitl.en. 

Die Rcih~ l/'ir/II g('madlf" hat Generationen von Stud ierenden erfolgreich 

in die vers(hiclh:ncn Therncnbcreithe cingeFülnt. Sie richtet l)('sOI1(h,' rcs 

AugennH:;rk auf didaktische Erfordernisse und ist auf d ie B('dürfnissc des 

Anfangcrs zugeschnitten. 

Die Bände sind so a ngckgt. dass Vorkenntnisse nicht erforderlich und 

nach dem DUTcharhcitcn des Textes die wichtigen Grundlagen vermif1('11 

sind. Sie eignl'll skh als Einstieg. aber auch zur Wiederholung vor dn 

Abschlussprüfung. 

Die Bände wenden sich nicht nur an diejenigen. für die diejeweiligen The­

men in Recht und Sttucr('in Hauptfach darstellen. sondern auch Jnjene. 

die Fachkenntnisse im Nebenfach erwerben müssen. Begeisterte Lcs~r 

sind Studi~rende an Universitäten. Fachhochschulen und Berufsakade­

mien. aber auch die Teilnehmer vieler weiterer berufsbel.Ogencr Ausbil ­

dungen . 

Schließlich vermitteln di~ Bände auch jedem Interessierten aufverständ­

liche und kurzweilige Weise die Grundlagen unseres Rechts- bzw. Steuer­

systems. 

Die Iddr/ gcmllcllle -SER IE N crsch~in~n im 

I~<I Ewald von Kielst Verlag, Berlin 

Reihe leicht gemacht ® 

Herausgeber: 
Prof. Or. Hans-Dieter Schwind, Hochschullehrer 
Or. jur. Or. jur. h. c. Helwig Hassenpflug 
Or. jur. Peter-Helge Hauptmann, Richter am AG 

Arbei tsrecht 
.' , leicht gemacht 

Eine Darstellung mit praktischen Fällen 

Verständlich - kurz - praxisorientiert für Juristen, 

Volks- und Betriebswirte, Studierende an Fachhochschulen 

und Berufsakademien, Praktiker in Betrieben, 

Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften. 

6., völlig neu bearbeitete Auflage 

"" Dr. Peter-Helge Hauptmann, 
Richter am Amtsgericht Güstrow 

Ewald ~on KI~ist Ve~ag. !krlin 



Umwdthinwtis: 
Diesn Buch wurM auf chlorfrci grbkkhrcm ]'apirr gedruckt. 

Ewald von Kl dsl Vrnag 
ISBN: ]-87440-218-5 

9"/8-]-87440-218-7 

www.kleisr-vcrlag.dc 
C 2007 Ewald v. Kleist Verlag 

Gcstahung: Andl'l' EHin" ROSIOd. und 
rammingtr Corpor.nt n Markt/ing Communkalion GmbH 

Druck ft Vtrarbdl\lng: Orork und S!:rvino GmbH, Nt'Ubrandcnburg 
Irkllr Fmflcll,. und '00" Kids" sind dngrtragl'1}{' Warrn~cichcn 

Inha ltsverzeichn is 

L Fundamentale Begriffe 

Lcklion 
Lektion 
Lektion 

I: Überblick ._ ................................................................. . 

" ), 
Gnlndlagen ................................................................. . 
Arbeiter und Angestellte ........................................ .. 

11 . Ind ividua larbeitsrecht 

Lektion " Anbahnung des Arbeitsverhä!tnisses .................... 
l ektion 5, Mängel des Arbei tsvertrages ................................. 
lektion ., Redtte und Pflic.hten im Arbeitsverhältnis 
l ektion " Ordentliche Kündigung ............................................. 
lektion 8, Die außerordentliche Kündigung .......................... 
lektion 9, W",i len: Beendigungsgrunde .................................... 

111. Kolkkti varbeitsrecht 

10: Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 

5 
1 

15 

19 
22 
» 
46 
6{\ 

68 

14 lektion 
lektion 11 : Tarifvertrag .................................................................. 79 
lektion 12: Arbeitskampf ............................................................... 85 
lektion 13: Betriebsrat .................................................................. 90 

Anh ang: Arbeitsgerichtsverfahren 

lektion 14: Arbeitsgerichtliches Verfahren ................................. ]03 

Abkürzungsvencichnis ............................... ......................................... 108 
Sachregister .................... .... ..... .... ............. ....... ............... 109 

3 



4 

, , , 
0 , 
I. , 
0 , , , , 5 , , 
I. , , • , , , 

" , 
" 0 , 

I. " , 
" , 
" , 
" 0 , , 
" , 
" 0 , , '" , 
" , 
" ,- " ü , , 
" , 
" , 
" 0 , , 
" ,- " 0 • I. ,-, , 
" , 
" , 
" , 
" ü , 

0 " 0 " , 
" , 
" ü " 0 " 

l eitsatzverzeichnis (l = Leitsatz, Ü '" Übersicht) 

Individual- und Kolltklivarb~its=ht 
Arbe;tn~hmer ............. ______ ........... . 
Arndtsleistende .............. ........ , ............... _ ............. .. 
Arbcitge\)('r .................... ... __ .................... ...................... . 
BNrieb. Unternehmen. Konzern 
Angestell e, oder Arbeiter 
L~i(c"de AngeslelJr~ 
Arbeitsvertrag ' ._ ....................... __ ........................... __ _ ............... . . 
Anbahnung des Arbeits~rhältll;sses ........ ___ ...... ................ ... , .. __ . 
Anf..:htun!l cl..,. Arl>eilsvenrags wegen .rglis1ige, Tiiusdmng 
Zullissigkeit von Einslellungsfragen ......... .. .............. __ ._ ................ . 
AMl-chtung weg.n Irrtums ................ ................................... . 
Nichtigkeit des Arbeitsverhältnisses ........ ................................ ........ . 
Grundlrg~ndc Mängel des Arbl'ilSvcnrages ........................ ................... . 
AGB· I/crht ... .................................................. . 
Ar\.Idtspflicht (gern. § 611 BGB) 
Tn:uepnirht ........ ..... ................ ................................. . 
Haftung des Arbritnchrners .. .............. .............. . 
Haftung des Arbeitnehmers 
Pftkhten des Arbeitgeb~rs ....................... ............... ..... . 
KUndigungsfristen ......... ............. . 
Ktindigungsfristen (§ 622 BGB) ....... .... ........... ......................... . 
Voraus~lZungen des I(OndigungS5Chut:ecs des KSehG ... .................... . 
Rechtfertigungsgründe des KSehG 
l(ündigungsschutzbestimmungen 
Anhörung des BNriebsrats ........... ............................ ............. . 
~rilfung bei der ordentlichen Kündigung (§§ 620-625 BGB) 
Anderungskilndigung 
Abmahnung ...... ........................ .......... .......................... ............ . . 
Außerordentliche Kündigung ............ ............... ....... ............ .......... . . 
Prüfung I>ti der außerordentlichen KOndigung (§§ 626 BGB) .. 
Aulhebungsvenrag ..................... ........................ ........... .............. . 
B~fri.stung des Arbeitsverh~ltnisses .............. ............. . 
Gewerkschaften des DGS 
Rcrhtlichc Merkmale einer Koalition 
GcwcrUchaften und Arbritgd>erverbände ........... ............ ...... . 
TarifgebunMnhcit und Allgemeinvrrbindlieherklärung (AVE) 
Stn:ik .................... ............................. .......... ...... ... ......... ...... ......... . 
Aussperrung .......... ..... ............................ . 
Anzahl cler Belricbsratsmilg\ieder (§ 9 BetrVG) 
Frei'tellung Vun Bctricl>sratsmitgliedem ... ............................................... . 
Die zwingenden Mitl>estimmungsrtthte in sozialen Angelegenheitc!! 
(§ 87 Am. t BctrVG) .................... ......................... .................................... . 
Betriebsven:inbarung ....................................................................... .......... . 
Mitbestinllnung d", Betriebsrats 
Arbeitn~hmt.milbeslimmung .. ..... . 
Aufbau der Arbeitsguichtsbarkdt 

, 
" " " " " " '" " ,. 
" " " " " " " 40 

" " .. .. 
'" " " " " '" " " " " " " " " " .. 
"' " " 
" " " co, 

"" 

I. Fundamentale Begriffe 

1. Lektion 
Überbli ck 
Der Begriff ~Arbeit5rl'(:ht~ selbst lässt sich als das Recht der Arbeitsver­
hältnisse bcschreibe.n. Das Arbeitsrerht regelt in erster lin ie das Ver­
hältnis zwischen dem, der arbeitet, dem Arbeitndtmer, und dem. fiir 
den er arhcitet, dem Arbeitgeber. Umrasst werden da neben auch die 
mit dem Arbeitsverhältnis zusammenhängenden Gebiete. Wie ctwa die 
ßeziehungen zwischen den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. 

Die arbeitsrechtlichen Regelungen befinden sich in einer Vielzahl ver­
schi~cner Gt'setzt'. Dabei giht t'S keilt zcmr.llcs Gl'SCtz. Wie ctwa das 
StGß im Strafm:ht, eher im Gegenteil. in zahlreichen Gesetzen werden 
jeweils eigenständige Materien geregelt. Bekannt machen sollten Sie 
sich an dieser Stelle aber schon mit zwei arbeitsrechtlich besonders re­
levanten GesetzessIellen : Dem Dienstvertragsret.:ht im BGB (§§ 611-630 
BGB) und dem Kiindigungsschutzgesetz (KSchG). Im BGB findet sich 
im genanmen Abschnitt Grundlegendes zum Arbeitsrecht. Das Kündi­
gungsschutzgesetz regel t zahlreiche Aspekte einer Kündigung. 

Durch die vielen Gesetze ist es im Arbeitsrecht gar nicht so einfach,jene 
Grundregel. wonach das Gesetz immer neben dem Lehrbuch liegen soll, 
zu befolgen. Der .Schönfelder", die bekannte rote Gesetzessammlung, 
hilft hier kaum we.iter, da viele Gl'SetZe don nicht enthalten sind. Ar­
beitsrechtler nulze.n in der Regel besondere Zusammenstellungen von 
Arbeitsgesetzen. Am bekanntesten und wohl preiswertesten ist hier der 
dtv-Band _ArbG", der regelmäßig aktualis ien wird. Er enthält iiber 50 
wichtige Gesetze und Weitere Texte (z. B. Verträge) zum Arbcitsm:ht. 
Auch zum (;rfQlgrcichcn Studium dic;ses Lehrbuchs ist das Nachsdllage.n 
der Gesetze und deshalb die Verfitgbarkeit Voraussetzung. Ein geeig­
neter Sammelband ist daher rur Sie unvcrl.iehtbar. 

Im Folgenden finde n Sie ncben den Gesetzcsangaben h in und wieder 
aueh Hinweise. auf ergangene Entscheidungen. Wenn Sie ticli:r in die 
Materie eindringen wollen, sollten Sie es nicht versäumen, diese nach­
zulesen. Arbeitsrechtliche Urteile werden häufig nach den Zeitschriften 
NZA (Neue Zeitschrift für Arbeilsrt:chl), OB (Der Betrieb), NJW (Neue 
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6 Fundamentale B~9riffc 

Juristische Wochenschrift) oder nach den Entscheidungs-Sammlungen 
AP (Arbeitsrechtliche Praxis), SAGE (Amtliche Sammlung dcr EnlSChC'i­
dungl"ß des Bumksarbt'iLSgcrichtsl ziliert. Wenn Sie diese Sammlungen 
nicht zur fland habrn, so hiJn häufig auch direk.t das Interne!. 

Individual - und Kollektiva rbeitsrecht 
Das Arbeitsrecht teilt sich in zwei Rechtsgebicte: in das Individualar­
beilsm;:ht und in das Kollektivarbeitsrecht. 

Das individualC' Arbeitsrecht regelt das Verhältnis twiSl:hcn dem cinzcl­
Ilen Arbeitgeber und dem einzelnen Arbeitnehmer. Von Bedeutung sind 
dohei die Vorsdriften über das Zust3udckommell eines Arbeitsverhält­
nisses. iiber die rmehlen dcr Parteien im Arbeitsverhältnis und über die 
Frag('ß der Beendigung, insbesondere der Kllndigung de r Arbdtsbe7.k­
hung. Es gehl also um die Rt"Chte und Pflichten zwischen dem einzcolnen 
Arbeitnehmer und seinem direkten Arbeitgeber. 

Das kollektive Arbeitsrteht betrifft alle Rechtsfragen. bei denen nicht 
ein Arbeitnehmer 31s Einzelperron, sondern jeweils eine Gruppe (:llso 
ein sog. Kollektiv) von Arbeitnehmern betrorren Ist. Dies si nd z. B. alle 
Arbeitnehmer eines Betriebs, alle Arbeitnehmer, die in Deutschland am 
Bau arbeiten oder alle schwerbehindertl."n Arbeitnehmer. Der Kollektiv­
begrirr des aktuellen Arbeitsrechts ist also nieht mit dem zu verwec.h­
sein. der von den Institutioncn der ehemaligen DDR gepr'.ig t wurde. Das 
kollek tive Arbcitsm:ht beschäftigt sich insbesondere mit den Rechten 
dcr G~erkschanen und ihren Gegenspielern, den Arbeitgeberverbän­
den, sowie mi t den Fragen, die bf:i Abschluss von Tarifverträgen oder 
bei Durchftihrung von Arbeitsl:ampfmaßnahmen (7..B. Streik) auftreten. 
Weiterhin sind die rechtlichen Probleme der innerbetrieblichen Mitlll'­
sti mmung (Stichwon Betriebsrat) von Bedeutung. 

Leitsatz 1 
Individual- und Kollektivarbeitsreeht 

Das Individualarbeitsrecht befasst sich mit dem einzelnen Albeit­
nehmer und seinem direkun Arbeitgeber. Das Kollektivarbeitsrecht 
hingegen regelt die Rechtsfragen, von denen Arbeitnehmer als 
Gruppe betroffen sind. 

2. Lektion 

Gru ndla9~n 

Nicht jeder. der für andere arbeitet, ist Arbeitnehmer 

_ Fall 1 

Grundlagen 

Oie Hausarbei t wird der Muner dtr Großfamilie A zu viel. Die Familie 
entschließt sich deshalb, eine Hilfe rur den Haushalt, das Kochen und 
die Kindererzit'hung 7.U besch3l1igen. Sie finden in der Nachbarschafi 
t'ine Frau K, die bereit ist, viermal in dt'r Woche von 8.00- 14.00 Uhr 
zu kommen. Sie vereinbaren die Btzahlung durch festen Stundenlohn. 
Nach acht Monaten verlangt die Haushälterin Erholungsurlaub. in dem 
sie weiter bezahlt werden möchte. Zu Recht? 

Ein Recht auf bezahlten Erholungsurlaub steht jedem Arbt'itnduner zu. 
Dies ergibt sich aus § I des Bundesurlaubsgesetzes (BUrIG). Mehr tiber 
den Urlaubsanspruch erfahren Sie in Lektion 6. Entscheidend für die 
Lösung des Falls I ist die Feststellung, dass gern. § I BUrlG nur dem 
Arbeitnehmer der Urlaub zusteht. Ist dil.' Haushälterin nun Arbcitm:h­
mer der Familie A oder Icistct sie ihren Dienst aufgrund einer anderen 
Beziehung? Dazu müssen Sie Folgendes wissen : Nicht jeder, der Dienst­
leistungen erbringt, also rur andere arbeitet, ist Arbeitnehmer. Er k3nn 
seine Arbeit auch als Selbstständiger verrichten, Selbstständig ist etwa 
dcr niedergelassene Arzt. der freie Rechtsanwalt oder du Handelsvertre­
ter. Der behandelnde Arzt ist · wie allgemein bekannt· nicht Arbeitneh­
mer ~ines Patienten, der beratendt' Rec.htsanwalt nicht Arbeitnehmer 
seines Mandanten. 

Die Selbststilndigkeit liegt allerdings nicht immer so klar auf der Hand. 
Es gi lt al.so zu klären, in welchen Fllllcn es sich um einen Arbeitnehmer 
handelt, der umer das Arbeitsredll r.'llt, und wann um einen Selbststän­
digen. der zwar auch HiT andere arbe.itet. rur den jedoch das allgemeine 
Vertragsrecht gi lt. Wie unterscheidet man nun heide voneinander? Das 
Gesetz hilll wenig weiter. Dort findet sich weder eine Regelung zur Un­
terscheidung heider Formen noch eine Definition des Begriffs .Arbeit­
nehmer". 
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8 Ftmdamentalt Begriffe .-
Allgemein läSSt sich sagen. dass jene Arbeit. die frcmdbesti mmt ist. die 
Arbeit eines Arbeitnehmers ist. Derjenige. der selbstSliindig bestimmen 
kann. arbeitet somit 3ufgrund cinl's freien zivilrt-chtlichcll Vertrags, auf 
den die arbeitsrtthtlichcn Bestimmungen nicht zutreffen. 

Das hört sich einfach an. in Zweifdsf"ällt:n ist es aber sehr schwer fest­
zustellen, ob rrcmdbcstimmll' oder sclbstbCSli mmtc Arbeit vorlit:gl. Das 
Bundesarbeitsgericht stellte dt'mclltsprechcnd fest, dass es keinen ein­
heitlichen Maßstab gibt, der für die Arbeitssituation eines Akkordarbci­
[crs. eines Kapitäns. einer Tänzerin oder eines Chefar.ttes g lcichcrmalkn 
passt (BAG. OB 1978. 1035). Es muss alsoj«lcs Mal die besondere Siwa­
tion beurteilt werden. Als Anhahspunkte gelt!"ß drei Kriterien: 

I. Ocr Umfang d<.'r Weisungsgebundenheit, also inwieweit der Dienst­
ldsh:nth: Weisungen ull1erliegL Wer bestimmt die Arbeitszeit? Wer 
bestimmt, was gearbeitet wird? 

2, Die Eingliederung in den Betrieb, also inwieweit der Dienstlcistende 
in den Arbeitsablauf eing~licdert ist. 

). Die Arbt!itsleit, die der Dienstleistende dem Arbeitsplatz widmet. Ob 
er dort fast ausschließlich ltrbcilel, oder ob er nebcnh<:r noch rur an. 
dere arbeitet od<:.1 arbeiten könnte. 

Nun zu der I.ösung des Falls I. Wie pa~n Ihrer Meinung nach die 
Kriterien au f den Fall? 

Die Familie A gibt der Haushälterin K die täglicben Arbdtsstunden vor. 
Weiterhin bestimmt sie, welche Aufgaben im Haushalt zu erledigen sind. 
Damit bestimmt die Familie K alles. was einer Haushälterin üblicherwei­
.se bestimmt wird. sodass man sagen kann. dass K weisungsgebunden 
ist. 

Das zweite Kriterium, dass der Ei nglil:derung in den ß<:tri<:b. besitzt in 
di csem fall kcin~ Aussagekran. Es fehlt schlicht an der Voraussetzung. 
da kein Betrieb und kein Arbeitsablaufin dem Sinn bl'Steht. Es kann also 
durchaus vorkommen. dass sieh ein Kriterium aufgrund des Sachver­
hallS nicht sinnvoll heranziehen lässt. Bestände hingegen ein Bc:lrit'b. so 
müsste man abwägen, ob die fragliche Person beim Arbeitsablauf außen 
vor steht oder ob sie in ihn imegriert ist. 

Grundlagen 

Nun zum Kriterium Arbeitszeit: K arbeitet insgesamt 24 Stunden pro 
Woche bei dl:r Familie. Zudem Hegen diese Stunden in der Ih.Ulltarbeits­
zei t, sodass wir fesTstell!::n können. dass K <.'inen l-I aUIIUdl der ihr zur 
Vcrmgung stehl:nden Arbeitszeit der Familie A widmet. 

Eine Gesamtbetr.lehtung der Kriterien ergibt. dass sowohl die Weisungs­
gebundenheit als auch die umfangreiche ArbeiTSZeit fU r die Annahme 
der Arbeitnduncrcigcnsehaft sprechen. Dagegen finden sich keine Ar­
gumente. K ist also Arbeitnehmer. Sie hat damit Anspruch aufhezahlten 
Erholungsurlaub. 

Ein Problem in diesem Zusammenhang ist die Sdleinselbstständigkeit. 
Selbstständige werden durch Verträge l\Iit einem Auftraggeber so ab­
hängig von ihm, dass sie im Grunde Arbei tnehmer sind. Der Arbeitgeber 
Silan auf diesem Weg 1,1. a. einige Sozial,tbgaben und S07. iatleistungen. 
Gercgeh wird dies im arbeitsrechtstllihen Sozial recht. Zur Vollständig­
keit ein Abstecher dorthin. In § 7 Abs. 1 Satz I SGB IV findet sich eine 
eigenständig definierte Vennutung. Danach wird ein Beschäftigungs­
verhältnis vennutet, wenn drei der zusammenfassend aufgaeigten fUnr 
Merkmale erfulh sind: 

- der Aufirdgnehmer beschäftigt keine eigenen Arbeitnehmer; 
_ er ist auf Dau<.'r und hn We.sern[ichen nur für dnen Arbeitgeber tätig: 
_ entsprechende Tätigkeiten werden regelmäßig von Arbei tnehmern er-

fUl h ; 
- .seine Tätigkeitlässl untemehmerisehes Handeln nicht eO;;l:nnen; 
_ seine Tiitigkeit entspricht genau jener. die er zuvor als Arbeitnehmer 

ausgeübt ha t (direkte Ausgliederung). 

Mit dieser spC"l.iellen Definition wi rd Ober das SozialrN:ht verhindert, 
dass Schein.seJbstsländige ihre Arbeit wie Arbeitnehmer erledigen. ohne 
dass entsprechende Sozialabgabl!n (z. B. Beiträge zur Rentenversiche­
rung) fU r sie abgeruhrt werden. 
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10 Fundamentale Begriffe -.-
leitsatz 2 
Ar~jtnehmer 

Arbt:.itnehmer ist d(r, der fremd~tjmmt und nicht selbstständig 
arbt:ltel. In Zw(ifelsfliUtrI ist dies insbesondere anhand dreier An­
haltspunkte zu unterscheiden: 

1. Umfang der Weisungsgebundenheit 
2. Eingliederung in den 8elriC'b 
3. Dauer und lagt der Arbeitszeit 

Im Sozialrecht gilt zur Bekämpfung der Scheinsclbstständigkeit 
eine Beschähigungsvtrmutung. wenn 3 der 5 Merkmale des § 7 
Abs. 1 Satz 1 5GB IV zutreffen. 

_ Fall 2 
In der I;amilic A arbeitet de r Vater V nls Ministerialbeamter, dit: MUlltr 
M hat dnen kleinen lcbcnsmillclladcn, die Tocht!."T T gehl zur Schule 
und hllfl nnchmittngs oft im laden dCT Mutter, der n Slc Sohn 5 1 leistc! 
Dienst bei der Bundeswehr und der zweite Sohn 52 verbüßt eine Strnfe 
im GeHingnis und Stellt dort flolzmöbcl h\:r. Wer, meinen Sie, ist von 
den Mitgliedern der Familie Arbeitnehmer. 

Auf den ersten Bliek lässt sich feststellen, dass alle Mitglieder eine Ar­
beitslt:islUng erbringen. Die' Mutter ist selbststä ndig. Sie ist daher _ wie 
seho.n da.rgelegt - kein Arbeitnehmer. Die anderen Familienmitglieder 
arbeiten Jedoch frcmdbestimmt. Sind sie Arbeitnehmer? Gilt ruT sie das 
Arbeitsrecht? 

Aufgepasst! Nicht alle, die fremdbestimmt arbeiten. sind Arbeitnehmer. 
Es gibt eine Vielzahl von Ausnahmen: 
al Bumre, Richter und Soldaten werden aufgrund eines öfTentJichen 

Dienstverhältnisses tätig. 
b) Strafgefangene und Personen, die in gcschlo~n('n Anstalten ein­

gewics('n ~ind, arbei ten im Rahmen eines öfTentlich-rechtlichen Ge­
wal tverhältnisses. 

Grundlagen 

cl Gesdlschafter, die rur ihre Gesellschaft tä tig werdt:n, sind kei ne Ar­
beitnehmer. 

d) Vorstandsmitglieder juristischer Personen sind in ihrer Funktion als 
leiter keine Arbeitnehmer. 

cl Kinder und Ehegatten sind. wenn sie im Rahmen ihrer familienrecht­
lichen Pnichl hdrcn, keine Arbeitnehmer. 

11 Darüber hinaus bestehen noch weitere Ausnahmt'n, ('\wa für die Mit-
glieder von religiösen Orden, die aus Übcn('ugung Arbei t leisten. 

Zurück zum Fall 2! Welche Person ist Arbeitnehmer und welche nicht? 
Der Valer ist Beamter. die Tochter T arbeitet aurgrund familiärer Pflich­
ten, 52 als Stra fgef,U\geneT unterliegt einem öfTentlich-rcchtlichen Ge­
wahverhältnis und SI unterliegt, wie def beamtete Vater. einem örrent­
lich-recllliiehen Dienstverhältnis. Die Muner ist selbstständig. Es zeigt 
sich also, dass Olx: rhOl upt kein Mitglied der Familie A Arbeitnehmer ist. 

Uberstcht 1: ArbeItsleIstende 

Arbeitsleist~nde 

I 
selbstständige Arbeiulc istung 

selbstständig frei~r ziv ilrechtlicher 
Tätiger V~rtrag 

fremdbestimmte Arbeitsleistung 

Arbeitnehmer (Regelfalll Arbeitsvertrag 
Beamte, Richter, Soldaten öffentlich-rechtliches 

Dienstverhältnis 

Strafgefangene, Ptrsonen, die in öffentlich-rechtliches 
geschlOsstnen Anstalten Gewaltverhältnis 
eil'lgewieSC'n sind 

11 



12 Fundamentale Begriffe 

G(~lIschafter und Vorstandsmit- für ihrt GeSI'lIschaft bzw. 
glieder von juristischen Personen juristische Person tätig 

Kinder und Ehegatten im familiäre Pflichten 
Rahmen der familiären Basis 

Weilere Ausnahmen, l. B. Mitglieder religiö~r Orden 

Arbeitg~ber 

Weitaus einfacher als die Erl~iutt:rung des Begriffs Arbeitnehmer ist die 
Erklärung des BegrilTs Arbeitge ber. denn Arbeitgeber ist jeder. der min­
destens einen Arbeitnehmer bei sich beschäftigt. 

I 
Leitsatz 3 
Arbeitgeber 

Arbeitgeber ist jeder, der mindesltns einen Arbeitnehmer bf:schäf­
tigt. 

Betrieb. Unternehmen und Konzern 

Auf Arbcitgeberscite kommen oft weitere Begriffe vor; Es heißt etwa 
Bctrieb, Unternehmen oder auch Konzem. Was bedeuten diese Begriffe? 
Es sind Organisationsfonncn von Finnen. An diese Organisalionsformen 
knupR das Arbcilsrttht in virlen Fällen an. Ein Beispiel ist der Betriebs­
~1. Er kan~ in Betrieben mit mindestens fUnr ständigen wahlbertth­
ugten Arhennehmern. von dc:ncn dn:i wählbar sind. gewählt werden 
(§ I BetrVG). Weitem zum Betriebsrat in Lektion 13. Ein anderes Bei­
spiel fUr die Anknüpfung des Arbei tsrtthts an den Begriff BeIrieb ist die 
Betriebszugehörigkeit eines Arbeitnehmers. Hiernach bestimmen sich 
aufgrund des Tarifvenrags oft di<, länge des Erholungsurlaubs oder 50-
g;lr die Höhe des Entgelts. 

Grundlagen 

Dil' Dennition dt':S Begriffs Bc:trieb ist leider sehr komplizien. Sie sollten 
sie zumindot einmal gd l:Sf:n haben: Betrieb ist eine organis;ltorische 
Einheit. mit der ein Unternehmer mit sächlkhen und immateriellen Mit­
teln unter Einsatz menschlicher Arbeitskraft einen best immten arbeits­
It"<"hnischcn Zw«k unmittclbar fortgl:Sf:tzt verfolgt. Dies bedeutet so 
viel. als dass ein Arbeitgeber mit Maschinen, Ideen und Arbeitskräften 
auf Dauer direkt etwas erstellt oder bewirkt. Typische Beispiele fUr einen 
Betrieb: ein Kaufilaus. ein Fahrradwerk. ein Friseursalon elc. 

Es gibt aber auch Problem13l1e. Gelten zwei Werke einer Firma. die nur 
10 km voneinander entfernt liegen, als ein Betrieb mit zwei Betriebstei­
len oder als zwei einzelne Betriebe? Sehen Sie in die Definition. Wo liegt 
das Problem? Die organisatorische Einheit ist fraglkh! Der Problemfall 
lässt sich allerdings mit den bekannten Tatsachen nicht lösen. Es feh­
len Einzelheiten. Es kommt immer auf die Umstände des Einzelfalls an! 
Arbeiten heide Werke völlig unabhängig voneinander, so liegen zwei 
Betriebe vor. Sind sie .sehr verzahnt , haben sie einen gemeinsamen Auf­
gabenbereieh und eine vereinte Organisation, so ist von einem Betrieb 
auszugehen. 

Ein Ul1\ernehmen ist eine organisatorische Einheit, die bestimmt wird 
durch den wirtschaft lichen oder ideellen Zweck. dem ein Betrieb oder 
mehn:re organisatorisch verbundene Betriebe desselben Unternehmens 
dienen. Sind also mehrere Betriebe eines Unteruehmens durch einen 
wirtschartlichen oder ideel1en Zweck verbunden, so bilden sie ein Unter­
nehmen. Fehlt dieser Zweck, so ist es kein gemeinsames Unternehmen. 
Ein Unternduner kann deshalb zwei Betriebe besitzen und doch nicht 
ein, sondern zwei Unternehmen haben. Dies ist z. B. der Fall. wenn ein 
Betrieb Backwaren herstellt und der andere mit Computern handelt. 

Sind nun wiederum mehrere Unternehmen zusammengeschlossen, wird 
diese organisatorische Einheit Konzern genannt. 

Auch die Begriffe Ulllernehmen und Konzern werden vom Arlleitsr«ht 
aufgegriffen. etwa bei der Bildung von Bc1riebsräten. Ocnn gern. §§ 47 
ff. BetrVG besteht die Möglichkeit. Gesamtbctriebsräte in Unternehmen 
oder Konzcrnbetriebsräte zu wahlen. Die dn:i Begriffe lassen sirh gut 
an der Volkswagen AG darstellen. Die Volkswagen AG ist ein Konzern. 
Dieser Konzern teih sich in mehn:re Unternehmen u. a. in Audi. Seat. 
Skoda und Volkswagen selbst. Jedes dieser Unternehmen hat eigene Be-
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.-.--
triebe; Audi etwa das Werk lngolstndt. VW etwa die Werke Wolfsburg 
Hannover und ßmunschwdg. . 

UberSlcht 2: Betneb. Unternehmen, Konzern 

Organisatorische Einheit, ." 

Iklricb mit der ein Unterneh~r mit sächlichen und 
immateriellen Mitteln unter Einsatz menschlicher 
Arbeitskraft einen bestimmten ar~itstechnjschen 
Zwrek unmittelbar fortge~lzl verfolgt 

Unternehmen btstimmt durch deli wirtschaftlichen und ideellen 
Zweck, dem ein Betrieb oder mehrere organisato­
risch verbundene Betriebe desselben Unternthmcns 
dienen 

Konzern in Form (jnes ZusammcnschlussC's von UntC'rnch­
m" 

Systematischer Konzernaufbau: 

Konzern 

Unternehmen Unternehmen Unternehmen 

r-+-., r'---, I 
Iktrieb Iktrieb Betrieb Betrieb Betrieb Betrieb 

3. l ektion 
Arbeiter und Angestell te 
_ Fall 3 

Arbeit~r und Ang~stclltc 

In der Betriebsvereinbarung der Rascnmäherfabrik R ist festgelegt. dass 
d('n Arbeittm morgens und abends jeweils 10 Minuten bezahlte Zeit 
l:um Umziehen zusteht. Angestellte erhalten diese Vergünstigung nicht. 
Oie Mitarbdter des kleinen Forschungslabors, in dem die Haltbarkeit der 
verwendeten Materialien geprüft wird, beanspruchen die Umziehzeit. Zu 
Recht? 

Ocr Fall wirft die Frage auf. wer Angcstellter und wer Arbeiter ist. Frü­
her wurde die Unterscheidung mit folgender Daumenrcgel gelöst: Der. 
!Ier sitzt und der. der steht! 

[)je Situation hat sich allerdings mit der fortsch reitenden Entwicklung 
eier Arbeitswelt verkompliziert. So haben skh folgende Definitionen 
durchg("setzt: 

Anges tellter ist derjenige. der kau fmännische oder büromäßige oder 
sonstwie vorwiegend geistige Arbei t leistet. Es wird also auf die Art der 
geleisteten Arbeit abgeste ll t. Dabei kommt es nicht darauf an. ob eine 
besondere Vorbildung notwendig ist oder ob dk Tätigkeit leicht oder 
schwierig ist. Angestellte sind daher beispielsweise alle Verkäufer in d("n 
Einze!handelsgcschäften. die Arbeitnehmer in Banken und alle. die in 
den verschiedenartigen Büros arbeiten. Wdtere Beispiele: Kassiererin. 
Artthclferin. Krankenschwester. Musiker oder Tl'Iefonist. 

Arbeiter ist hingegen derjenige. dcr überwkgend körperliche Arbeit 
verrichlct. Dies betriffi etwa alle BaubeTllfe wie Maurer. Zimmcrmann 
lind Maler als auch a11e weileT\':n Handwerker oder die Lagerarbcitcr. 
Weitere Beispiele: SchlossftihT\':r. Straßenbahnführer. Tankwart. Ein­
trittskartenverkäufer oder Koch. 

Der Unterschied zwischl:n Arbeitern und Angestellten war rlÜher im 
Hinblick auf das KOndigllngsschulzrecht von schr großer Bedeutung. Im 
Gesetz und in vielen Tarirverträgen fanden sich unterschil'illiehe Kün­
digungsfristen. Dabei waren Arbeiter deutlich schl«hler gestellt. so z.B. 
mit einer Mindest-KOndigungsfrisl von nur 2 Wochen. Das Bundesver­
fa~sungsgcri('ht (BVcrfG) hat diese Unterscheidung jedoch schon 1990 
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als verfassungswidrig zurüd::gewiesen (NJW 1990, S. 2246). Seitdem iSI 
die Frage AngestcJlter oder Arbeiter nur noch weniger wichtig. 

Leitsatz 4 
Angestellter oder Arbeiter 

AngestC'lItC' sind jene Arbeitnehmer, die eine kaufmännische Tä­
tigkeit, 8üroarbtit oder eine sonstwie vorwicgend geistige Af~jt 

ausführen. Arbeiter lIingegen vtrrichten tibcrwiegend körPf:rlichc 
Arbt'it. 

Nun zurück zum Ausgangsrall J! Sind die Mitarbeiter des labors nun 
Arbeiter oder Angestellte? Als Erstes ist zu Uberlegcn. ob sie kaufmiin­
nische' oder bürotypische Arbeit erledigen. Dies ist nicht der F~!L Als La­
borarbeiter sind sie waler im Büro, noch v('rkaufen sie oder AhnIiches. 
Fragen wir weiter: Leisten die Mitarbeiter nun überwiegend geistige 
oder körperlichc Arbeit? Im Labor wird sicher auch körperliche Arbei t 
anfallen, wie das Hereinbringen oder das Zerkleinern von Materialpro­
ben. die Hauptaufgabe liegt ober in der Auswertung und Analyst.' der 
Untersuchungen. Dies ist geistige Arbeit. Die Arbeitnehmer im l abor 
sind daher Angestellte. Ihnen steht in der Rasenmäherfabrik R. die nur 
den Arbeitern eine Umklcidezeit zubilligt. keine Umziehpause zu. 

leitende: Angestellte 
_ Fa1l 4 
In einer großen Bank slehen Betriebsratswahlen an. L istlc.iter der Wen ­
papicrahteilung. Diese Ahteilung umfasst ca. 20 Mitarbei ter und ist di ­
rekt der Geschäftsleitung unterstellt. L strebt das Amt des Betriebsrats 
an. Sehen Sie Probleme? 

l<'SCn Sie die §§ 1. 5 Abs. J Bc\riebsverfassungsgeserz (BctrVG). Der 
Betriebsrat und seine Wahl sind erst Thema der lektion iJ. Von Bedeu­
tung ist in diesem Zusammenhang. dass dcr § 5 Abs. 3 BetrVG leitende 
Anges tellte von der Anwendung dl'S Gl'Sl:lzes ausschließt. Don findet 
skh auch eine Definition dt:s leitenden Angcstellten (lesen!). Er ist - kurt: 
gefasst - zur selbstständigen Einstellung und Entlassung berechtigt, 
hat Gt:neralvollmaeht oder Prokura oder nimmt eigenver-Intwonlichc 

Arbeiter und Angestellte 

Aufgaben wahr. lc.itende Angestellte können also. da das Betriehsver­
fassungsgesetz auf sie keine Anwendung lindet. weder den Betriebsrat 
wiihlen. noch als Betriebsrat gewählt werden. Sie werden dem mich auch 
nidu durch den Betriebsrat vt:nrctcn. Ihre Venretung finden die leiten­
dt·n Angestellten in sog. Sprl'ChenlUssehUssen. die im Gesetz über Sprc­
.:heraussehüsse der leilenden Angestell ten (SprAuG) gercgdt werden. 

Kommen wir zurück zu Fall 4. ISI L nun als leitender Angestellter zu 
klassHiziercn? Es ist durchaus möglich, dass der Lei ter einer solchen 
Wenpallierabteilung zur selbststärldigen Einstellung und EllIlassung 
hl"R'Chtigt ist und Prokura hzw. sogar Generalvollmacht hat. Aus dem 
S~chverhalt lässt sich jedoch nichts dazu entnehmen. sod~ss wir dies 
nicht zu Gnmde legen können. Die Frage ist damit, ob l. cigenver~nt ­

wonliche Aufgaben wahrnimmt ulHI daher als leitender Angcstellter 
dnzuordncn wäre. Allein aus der Tatsache, dass er eine Abteilung lei­
tt·t. lässt sieh noch nichts ablesen. Es existieren Abteilungen mit nur 
whr wenig Mitarbeitern, etwa nur dem Leiter und scinenl SIt:llvertreter, 
lider bei denen der Leiter keincrld EntSl."heidungs5piclraum hat. etwa 
weil er sich fest nach vorgegebenen Preislisten zu richten hat. In der­
anigen Fällen liegt keine t'igenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung 
vor. Es kOl11ml also auf den Einzclfl1l1 an. Im vorliegenden Fall leitet L 
dne Abteilung mit ca. 20 Mitmbcitern. Diese mim er dementsprechend 
in eigener Verantwonliehkeit. L leitet zudem eine wichtige Abteilung. 
da die Wertpapierabtt:ilung in der Regel Kontakt mit den vermögenden 
Kunden hat. Des Weiteren unterstC'ht C'r nur der GeschliftslC'itung. L steht 
;llso in dC'r Hierarehie weit oben. Damit lässt sich Sl:hlussfolgem, dass 
I. eigenverantwortliche Aufgaben wahrnimmt. l ist daher als leitender 
Angestellter einzuordnen. Sdn Wunsch. Betriebsrat zu werden, scheitert 
somit schon bei der Aufstellung llis Kandidat. Als leitender Angestell­
ter kann er nicht gewählt werden. Weitere Sonrlerbehandlung finden 
die leitenden Angestellten im K(indigungsschutzgC5t:t~ (KSchG) und des 
Arbcits:.:citgeselzes (ArbZG). Zudem werden ihre Arbeitsverträge in der 
Rc:gd nicht von den allgemeinen Tarifverträgen umfasst. sondern beru­
hen auf Einzelvereinbarungen. 
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Leitsatz 5 
leitende Angestellte 

leitC'nde Angesttllte sind contweder 
- zur selbstständigen Einstellung und Entlassung berechtigt oder 
- haben Generalvollmacht oder Prokura oder 
- nehmen eigenverantwortliche Aufgaben wahr. 

Die gesetzliche' Dcofinition findet sich in § 5 Abs. 3 BelrVG. 

Anbahnung deos Arbeitsverhältnissts 

11. Individualarbeitsrecht 

4. l ektion 
Anbahnung des Arbeitsverhältni sses 

Arbeitsvertrag 
Ikvor wir zu den Einzdheiten über die Anbahnung des Arbeitsverhält­
nisses kommen. wollen wir uns mit der rechtlichen Eillordnung des Ar­
heilsvenrags beschäftigen, Auf den ersten Blick stellen sich verschie­
dcne Frllgcn: Was ist ein Arbeitsvertrag? Ist er mit anderen Verträgen 
vergldchbar? Aufwelcher Rechtsgrundlage steht er? 

Ili~ lösung ist unproblematisch: Grundsätzlich ist der Arbeitsvertrag 
dn sehuldr<'ehtlil:her Vertrag wie jeder andere. Auch er wird im BGB 
j.(l·regeh. 

Finzuordnen ist der Arheitsvertrag in das Oienstvertragsrecht (§§ 611-
(iJO BGB). Er ist eine Unler~rt des Dienstvertrags. Für den Arbeitsvertrag 
I(e lten - wie rur alle schuldrt'Chtlichcn Verträge des BGB - der Allgemei­
Oll' Teil (Erstes Buch) und die allgemeinen Vorsehrirten zum Schuldrecht 
(!i!i 241-432 BGB). Wenn Ihnen der Aufbau des BGB nicht geläufig ist, so 
sollten Sie sich spätestens jetzt einen Oberblid über die eins<:hlägigen 
Abschnitte anhand des BGB-Inhaltsverzeichnisses verschaffen! Zudem 
sollten sie die entsprechenden Abschnitte nochmals durchsehen. 

Damit ist jedoch nicht genug. Viele Arbeitsverträge werden nicht indi­
viduell ausgehandelt und aufgeschrieben. Arbeitgeber verwenden in der 
Regel vorgefertigte Formulare, die dann ausgeftliit und ggf. noch auf 
die eioe oder andere Art abgeändert werden. Dabei handelt es sich dann 
um sog. Allgemeine Geschäftsbedingungen, deren Besonderheiten in 
dcn §§ 3051T BGB geregelt sind. Diese sind auf Arbeitsverträge zwar 
~em . § 310 IV BOB nur unter angemessener Berücksichtigung der im 
Arbeitsrecht geltenden Besonderheiten anzuwenden. [m Ergebnis sind 
damit jedoch alle Regelungen, wie etwa das Verbot überraschender und 
mehrdeUliger Klaust:ln (§ 305e BOß). grundsätzlich auf den Arbeitsver­
trag anzuwenden. 

19 



20 I ndi .... id ua larbeitsrecht 

Leitsatz 6 
Arbeitsvertrag 

Ocr Arbeitsvtrtrn9 stellt eine UntClilrt d~ Dienstvertrags (§§ 611-
6308GB) dar. FOr ihn gelten die Vorschriften des Allgemeinen Teils 
des 8GB (Erstes Buch) und des AlIgtfTl(inen Teils des Schuldrechts 
(§§ 241-432 8GB). Werden zudem vorformulierte Arbeitsverträge 
genutlt. so gilt auch das Recht der Allgemeinen Geschäfubcdin­
gungen (§§ 305-310 BGB). 

Vorste 11 u ngskosten 
_ FallS 
A. ein S<:hloSSl"r aus Flcnsburg. der gerade seine GeselknlHüfung abge­
legt hat, bewirbt sich aur eine Stelle in München. Er erhalt eiuc Einla­
dung zum Vorstcllungsgcspräch. Als ihm die hohen Fahrtkosten bcwusst 
werden. überlegt cr, ob cr Oberhaupt fahren soll. Was raten Sie ihm, 
nachdem Sie die §§ 662, 670 BGB gelesen haben? 

Üblicherwc:ise heginn! die Einstellung eines ArbeitlH:hmers mit de r Be­
werbung und dem darnus folgenden Vorslcllungsgespräch. Zum Vor.;tcl­
lungsgesllräch l~dt der Arb~itgeber ein. Es ist mithin cin Auftrag an den 
Arb~itnehmcr, sich bel Ihm VOf"lust~lI~n. Es gelten die Vorschriften des 
Auftrags (§§ 662-676 BGB). Gcm. § 662 BGB übernimmt der Beaurtragte 
den Auftrag zur kostenlosen Ausmhrung. Dies bezieht sich nkht auf die 
Aufwendungen. Der Beauftragte kann jedoch daraufvertrnuen. dass der 
Auftraggeber die erforderl ichen Aufwendungskosten übernimmt (§ 670 
BGB). Beim Vorslellungsgesprikh sind di~ etwa die Fahn-, Übemaeh­
tungs- und Verpnegungskosten. Diese Aufwendung~n muss also der 
einladende Arbeitgroer bezahlen. Nicht dazu gehört der Verdirnstausfall 
eines Arbeitnehmers. der bei ein~m andcrt:n Arbeitgeber unbezahlten 
Urlaub zur Vorstellung nimmt. Der Arbeitgrber kann sich allerdings der 
Vef]lfliehtung zur Erstattung der KQ5!f.'n entledigen. Wenn er bei der 
Einladung daraufhinweist, dass er die KQ5lcn nicht übernehmen will. so 
ist er auch nicht aus § 6701mB ve'llflichtel 

Anbahnun9 des Arbeitsv~rhättnisS(s 

!lcr Fall 5 löst sirh also sehr einfach. Wir empfehlen daher, das Vorstcl­
lungsgt,:>pr~ch wallr.t:un~hmen. 

Pflicht~n aus Tr~u und Glaub~n 

1)1(' Anbahnung des Arbeitsvertrags unterliegt auch den Bindungen von 
Ih'u und Glauben. 

I rl'U und Glauben ve'l,flichtcn einerseits den Arb~itnehm~r zur Mit­
lfi lung über L~istungshindcrnisse. Dies sind etwa Krankheiten. die di~ 
Arht'itsausffihrung erschweren oder unmöglich machen. wie Rheuma in 
dl'n Iländen bei einer Sekretärin odcrTierhaarallergie bei einer Tieraf"lt­
hl'lrl'rin. 

Alldcr~rsdts obli~gt dem Arb~ilgc:b<"r die:- Pflicht, die Bewerbungsun­
II' rl;lgen sorgf.iltig zu verwahren und ggf. schnell zurückzusenden. Des 
W{' i1!:ren ist er verpflichtet, Obcr die ihm durt:h dic Bewerbung bekannt 
)ll'wordenen Geheimnisse. Stillschweigen zu wahrt:n. 

An tid iskri m i n icru n9ssor9~ 
'il'llOn bd der Ausschreibung hat der Arbeitgeber nach dem Atlgemei­
lien Gl~iehbehandlungsgesctz (AGG) zu beachten, dass er die Bewerber 
lIidlt diskiminic:rt (§ 6n AGG). Er muss dies U.;I. gern. § 11 AGG dadurch 
l um Ausdruck bringen. dass er weder in internen Stellenmilleilungen 
n",:h in fX!ernen Slellenanzeigen diskiminierende Formulierungen 
II(·uutzl. So darf er z.B. einen Arbeitsplatz nur gesrhkchtsneutral aus­
..... hJ\'iben. Es mOsscn sieh Frauen und Miinner gleichermaßen angespro­
dll'n ffihlen. In dl1eT Zcitungsanzeige darf es deshalb z.B. nkht heißen, 
"~l'Sucht wird ein Kraftwagenfahrer", SOl1dc:rn nur _gesucht wird ein(e) 
Kr.:! ftwagenfa hrer(in)-. 

(iJeichermaBen muß ein Ar~itgeber g~m. § I, 6fT AGG beachtcn, daß er 
hci d~r Vc:rtragsanbahnung niemanden aus Gründen der Rasse, der eth­
nischen Uerkunft, der Religion. der Weltanschauung. einer Behinderung. 
des Alters oder der sc"u<"lkn ldentitität benachteiligt. 

Aber was passiert, wenn der Arbeitgeber sich nirhl daran hält, wenn er 
:.:.B. in Anzeigen einen .evangelischen Schlosser" sucht? Der Arb~itge­
her macht sieh in solchen Fällen abgewiesenen Bewerbern gegenüber 
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gern. §.15 Abs. 1.2 AGG Schadensersatz_ und Eßtschädigungspflichtig. 
Abg(wlt~scnc Bewerber könncn kl3gcn und erhalten zum einen Scha­
densersatz (Vermögensschadenl und zum anderen ruf das _Ll'id" eine 
angemessene Entsch5digung in Geld (bei Nkhteignung höchstens 3 Mo­
natsgehMlter). 

Aber haI!! Dies gilt nicht um:ingeschänkt! Die §§ 61T AGG eröffnen doch 
?ie eine oder andere Ausnahme. wenn es sachlich wi rklich notwenig 
1st (AGG mal durchsehen!). In Bezug auf das Geschlecht ist etwa eine 
konkrete Stcllcnausschrdbung zulässig, wenn es unverlichlbarc Vo­
raussetzung der Tätigkeit ist. Dies ist z.B. der Fall, wenn im TlH,'"ater eine 
weibliche Rolle zu besetzen ist oder wenn Aufsichtspersonal in eim:r 
Haftanstalt gesucht wird. 

leitsatz 7 
Anbahnung des Arbeitsverhältnisses 

Im. Rahm~n der ~nbahnung eines Artltitsvtrhältnisses obliegen 
b(!lden T~llen Pfllcht~n. Oer Artltitnehmer muß nach Treu und 
Glauben leistungshindernisse (z.B. Tierhaara llergie bei Tierarzt­
helferin) mitteilen. Der Arbeitgeber muß nach Treu und Glauben 
Bewerbungsunterlagen gut aufbewahren und 99f. schnell zurück­
schicken, gewonnene Geheimnisse wahren, bei Vorstellungseinla­
dungen ggf, Aufwendungen zahlen (§§ 662, 670 BGB) und für die 
Nichtd iskiminierung Sorge tragen (AGG). 

5. Lekt ion 

Mängel des Arbeitsvertrages 

Anfechtung wegen arg listiger Täuschung 
_ Fall 6 
Die A-Bank gibt eine SteJlcnanzeige au f. Sie sucht eine(n) Bankkauf­
fmu(mann), Erwilnseht werden die üblichen Unterlagen lind zusätzlich 
ein handgcschriebencr Lebenslauf. Die entsprCi;:hend ausgebildete Bank­
kaufTrau B bewirbt sieh auf die Anzeige. Weil sie ihre Handschrift rur 

Mängel des Artleitsverttages 

kaum leserlich hielt, hatte sie ihren Vater gebeten, den Lebenslauf zu 
'>Chreiben. B erhält die Stellung. Inzwischen isl ihr die Angelegenheit 
mil dem Lebenslauf S(hr unangenehm. Sie beffirchtet rechtliche Folgen. 
lu Recht? 

Ikl einem nonnalen Kauf- oder Darlehensvenrag prilfen wir bei ein('m 
\ukhen Sachverhalt die Anfechtung gern. § 1238GB wegen arglistiger 
IOuschung. Aber kann auch ein Arbci tsvenrag angefochten werden? 
Dlt, Antwort müsste Ihnen schon klar sein 1 § 123 BGB befindet sich im 
r r~len Buch des 8GB, das - wie oben dargestellt - auch auf Arbcitsver-
1r~1p;~' Anwendung findet. Die Anfechtung eines Arbeitsvenrags ist daher 
Knlnd5ätzlieh möglich. Welche Folgen hat die AnfCi;:htung eines Arbeits­
~I'rl mgs? Normalerweise ist ein angefochtener VenTag gern. § 142 BGB 
u l ~ von Anfang an nichtig anzusehen. Es erfolgt eine Rückabwicklung 
u;,ch d~n Vorschriften über die ungcrcchtfenigte Bereicherung (§§ 812 
n, 11GB). Eine solche ROehbwicklung iSI bei einem bereits vollzogenen 
fHhdtsvenrag schlechterdings nicht möglich. Wie soll etwa der Arbeit­
Kellt'r di~ geleisteten Arbeitsstunden zUTÜckgewähren? Möglicherweise 
1\1 ('r gar nicht bereichen, da der Arbeitnehmer nur eingearbeitet wurde. 
1111' Anfechtung eines Arbcitsvenmgs gilt daher erst für die Zukunft (u 
IIIIIK-j. Der zurüekli~gende Zeitraum ist als fehlerfrei es Arbcitsverhält­
nl\ :.;o:u betrachten. Der Arbeitsvertrag endet jedoch im Augenblick der 
Aufechtung. 

lurüd; zu Fall G: Sollte die A-Bank erfahren, dass sich B mit einem 
11('mdgcsehriebenen Lebenslauf beworben hat, kann sie den ArbeilS­
v~'Tlrdg wegen arglistiger Täuschung anfL'Chten. Die Anfechtung wäre 
111 di~m Fall auch berechtigt. Die A-Bank hatte in der Anzeige aus­
,Inlcklich einen handgeschriebenen Lebenslauf erwünscht. Damit hat sie 
wrdeutlieht, dass sie bei der Einste1\ungsentscheidung die Handschrift 
Iks Lebenslaufs mit einbeziehen will. In dieser Situation einen Lebens­
Imir, der vom Vater geschrieben wurde, einzureichen, ist als arglistige 
läuschung zu bewenen (vgl. BAG, AP Nr, 24 zu § 123 BGB). Die A-Bank 
knnn also durch eine Anfechtung das Arbeitsverhältnis mit sofoniger 
Wirkung becnden. 

N:lch der Entdeckung des Anfechtungsgrundes, hier also dC$ nichl ~elbst 
~~'Schriebenen Lebenslaufes, muss die Anfechtung innerhalb eines Jah­
Tl:S erfolgen (§ 124 BGB), Die Bankkauffrau B aus unserem Fall braucht 
allerdings nicht ihr ganzes Berufsleben bei der A-Bank Angst vor der 
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Entdeckung zu haben. Nach mehreren Jahren ungestölleß Arbeitsver­
hältnisses ist eine Ann-chrung des Arbeitgebers trcl/widrig (§ 2428GB). 
also nicht mehr möglich. 

l eitsatz 8 
Anfecht ung des Arbeitsvertrags wegen arglistiger Tauschuog 

Die Regelungen der Anfrchtung mgen argl~tiger Täuschung 
(§§ 123 f. 8GB) finden auf den Albei~rtrag Anwendung. Die An­
fechtung entfaltet b(im Al"beitsverhiltnis ihre WirlU.Hlg jmoch erst 
für die Zukunft - cx Olme. Es kommt Zur Auflösung des Arbt:itsver­
trags mit dc::m Augenblidc der Erklärung der Anfechtung. Die An­
fechtung muss binnen Jahl'6frist nach Entdeckung der Täuschung 
erfolgen (§ 1248GB). Nach mehreren Jahren ungestörten Arbeits­
~rl!ältnisses isl dk Anfechtung nicht mehr möglich (§ 2428GB). 

Einstellungsfragebogen und Einstel lungsgespräch 
In der Praxis entstehen die meisten Probleme bei Täuschungen durch die 
Falschbeantwol1ung von 1l1iindlichen oder schriftlichen Fragen. 

_ Fall l 
A bewirbt sich in einem grollen Kaulnaus KaIs Verkäurer. Beim Ein­
stellungsgespräch wird ihm cin sog. Einstel1ungsfragl."bogen vorgekgt, 
der u. a. die Frage nach Vorstrafen in Vermöge!lSdeklikten emhält. A 
kreuzt ~nein· an, obgleich er vor zwei Jahren wegen Diebstahls bestraft 
wurde. Es kommt zum Abschluss dl'S ArbeitsvenTllgs. Nal."h einem 3/4 
Jahr ertahn der Personalleiter P von der VorstTllfe. P hält einen we­
gen Diebstahls vorbestTllrten Mitarb(itl."( rur unhaltbar und fkht dl."n 
Arbdtsvenrag rur das Kaufhaus an. 

Bei F.instellungsgesJlrächen kommt es oft vor. dass die Bewerber nicht 
nur grfragt werden, sondern dass ihnen auch sog. EinsteIJungsfragebo­
gen VOrgcJl'J,'1 werden. Die Fmgebogen sind zum Teil schr direkt und fra­
gen nach Dingr-n, die niemanden etwas angehen, auch den Arbeitgeber 
nicht. Es ist vorgekommen, dass in drn FTlIgrbogen nach Gewohnhdten 
aus dem Intimben:ich (z.B. Nehnlen Sie die Antibabypille?, Träumen Sir 

Mängel des Arbeitsvertrages 

ttn von sexuellen Dingen?), nach der Intensität dn Religionsnusübung 
Uilhlen Sie sich als besonderer Sendeboll." Gottes?) oder nach dnrr be­
, tlrnnuen Paneizugdlörigkeit (Stl."ht Ihnen die Sozialdemokratie nahe?) 
!tl,rragt wurde. 

lkrnrtige Fragen sind jtdoch mit dem Allgemeinen Gleichbehand­
lungsgesetz tAGG) nicht vereinbar. Niemand darf demnach wegen .der 
N n~\r. der ethnischen Herkunft. der Religion, der Weltanschauung, emer 
Ikhinderong. des Alters oder der scl(uellen Identitität bei der Anbah­
IIUtlg des Arbeitsverhältnis bcnachtejlgt werdl."n (§ I AGG). Darauf ab-
11t'llknde Fragen verleIzen die WUrde und das PeTSÖnlichkeitsn:t:ht def 
IIt·wl'rlll."r. 

Alldt'l\'TSCits hat d('r Arbeitgebef I."in bercrht igtes Intel\'Sse, scinen ange­
ht' nden Arbeitnehmer kenntn zu lernen. Er benötigt lnfonnationen. um 
1!I'IITll'ilcn zu können, ob sich der Brwerber rur den Arbei tsplatz eignet 
IKkr nicht. Von Bedeutung sind jedoch nur jene [nformationcn, die mit 
111'111 ArbeitsverhHltnls in konkreter Bezichung stl."hen und dit nicht etwa 
11 \11 due Oiskiminierung hinzielen. Nur nach solchen Infonnationen darf 
,h'l Arheitgeber fragen. Allen anderen Fragen sind unzulässig. 

1!1I/.ulilssigt Fragen braucht ([tr IkwcrbtT nicht zu beantwol1en~ Es liegt 
1",lu("h auf der Hand, dass dics nicht die Lösung des Problems Ist, denn 
,h'T lkwerUtr muss bei dcr Verweigerung von Antworten damit rechnen, 
ukl\l eingestdlt zu wtrden. Der Bewerber ist daher berechtigt. auf unzu-
1I1\~ ige Fragen folgen los falsch zu antworten! Ocr Arbeitg.eber kann red­
IIdlt' rweise nicht erwarten, dass ihm eine FTlIge, dit in die Grundrechte 
oll"> Ucfragten eingreift oder auf eine Diskiminicmng hinziehh, richtig 
Itt';lIItwortet wird. Er hat keinen Anspruch auf eint entsprechcnd richtige 
AlilwOrt, Der Bewerber, der in einem solchen Fall lOgt, täuscht daher 
,kll Ar!leitgeber nicht arglistig im Sinn von § 123 BGB. Eine falsc~e 
Anlwon stellt also nur dann eint arglistige Täuschung dar, wenn die 
I mgl' zulässig war. 
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Leitsatz 9 
Zulässigkeit von Einstelluflgsfragen 

In Einstellungsfragebogen und -gesprächen sind Fragen unzulässig. 
die auf eim~ Diskiminierung im Sinne des Allgemeinen Gleichbe­
handhmgsgesetu:s hinzieltn. Dies sind z.b. Fragen übtf S(xudle 
Vorlie~n, religiöser Ansichten oder politische Mitgliedschaften. 
Der Arbeitgc!)(r hat keinen Anspruch auf richtige Antworten. Iks­
halb täuscht die falsche Beantwortung solchc:r Fragen ihn nicht 
arglistig. Er kann nicht gem. § 1236GB anfechten. 

Kommen wir zurück zu dem vorb t:straften V<:rkä ufcr A aus Fall 71 Vor­
strafen bmuchcn in dCf Regel nicht angegeben zu wCrfkn. Anders ist 
diesjcdoch, wenn die Vorstrafe ih rtr An nach gt'C:ignel ist, die Eignung 
rur den angestrebten Beruf infrnge zu stellen. Dies sind etwa eine Vor­
strafe wegen SittJichkeitsverbrechen bei Ausbildern oder auch Diebstahl 
sowie: Betrug bei Verkäufern. A hätte also seine Vorstra fe wegen Dieb­
stahls angeben müssen. Durch die Anfechtung wird daher das Arbeits­
verhältnis mit sofortiger Wirkung beende!. 

Anders mUssten wir den Fall beurteilen, wenn A wegen Vergewaltigung 
vorbestraft wäre. Dies hätte er, weil die Straftat die: Eignung ruf dit:5(,'S 
Position nicht beeinträchtigt, ve:rschweigen dürfen. Darüber hinaus dür­
fen alle Vorstrafen, die gern. § 51 Bundeszentralregislergc:seo: (BZRGj 
nicht orre:nban zu werden brauchen, verheimlicht werden. Dic:scr Fall 
tritt gern. § 34 BZRG spätestens nach fünf Jahren ein. Wäre dk Vorstra­
fe von A also entsprechend alt gewc:scn, so hätte er sie ohne rechlliche 
Konsequenz verschweigen dürfen. 

Die Frage nach den Ve:rmöge:nsve.rhälrnissen, insbesondere die nach 
Schulden, muss nur von jenen Bewerbern richtig bcantwortet werden. 
die dne SIc:llung anstreben, die finanzic:lle Unabhängigkeil voraussetzt. 
Zu denken ist etwa an Positionen als Bankangesle:llter, Ge:ldlransponer­
rahrer oder Buchhalter. 

Mängel des Arbeitsvertrages 

I ra l(t'n zur Mitgliedschaft in Partei. GI.'We~s<:hart eIl'. mü~n .nur dann 
rk hlig beantwortet werden. wenn es um eIße Bewerbung ,bet einem ent­
' I'rt't:henden sog. Tendenz-Unternehmen geht. Wer bei der CDU be­
~(' hnrtigl werden will. d:lrf natUrlich nicht in de r SI'D Mitglied sein. 

Ililulig werden Frauen in Vorsldlungsges~rilehel1 ~aeh einer besle:hen­
Ikn Schwangerschaft gdragt. Diese Frage Ist angesichts des besonderen 
KUudigungsschutzcs von Schwangerc::n (s. ~~Iion, 7] .sehr bede~tsam. 
,",ud. eine solche Fragt: ist jedoch nieht zula~ ,g, S~e rall.t .unter die un­
~ I n llh;lfte G('S(:hlechtsdiskriminicrung. Eine Frau mi t posLUven Schwan­
III 'N 'h3ftstest d3rf dies also ggr. gel rost lIbstrc::il~n. lediglich. in jene.n 
A ll ~ nnhrnefällen, in denen die Schwangerschaft die Berufsausübung dl­
rl' kl hecilltr~chligl {M~nnc(]uinJ. isl die Fr.lge doch erlaubt. 

Anfechtung wegen Drohung oder Irrtums 
Nd)<'n der Anftthtung wegen arglistiger Täuschung ~ibt es zwei weil~rc:: 
I\ lIf,'('htungsgründe: Drohullg und ln1um. Ihn:: prakosche Bedeutung Ist 

ll lkrdings geringer. 

Ilh' Anfechtung wegen widerrechtlicher Dr~hung .. wir? in~, 123 BGB 
!l1'TI.grlt. Drohung isl d~s Inaussichtslellcn elllcs .kunf~lgcn U1~d~. w~­
il llr('h dcr Bedrohte in eine Zwangslage versetzt wud. Sie beschäftigt die 
l'r,l )[is nicht. da es sehr unwahrscheinlich ist. dass ein Arbeitsvertrag 
unter Drohung abgc:sc:hlossen wi rd. Die Anfc:c~tu.ng wegen widcrrecht­
Ik her Drohung ist rechtlich wie die wegen arghslLger Täuschung zu be­
Ihllldcln. Auch sie muss binnen Jahresfrist erfolgen. 

Ilk Anfechtung wegcn Irrtums gcm. § 119 B?B ist mög!ich. :"",en.n 
,Il'h der Arheitgeber Uber cine vcrkchrswesenthche. also clne rur die 
Ahwicklung drs Arbeitsvcrhilltnisscs crh~blith c, Eigenschaft des Ar­
lwltnehmers geirrt hat. Aus dem Begriff .Irren~ gcht hervor, dass der 
I"hdtgeber zunächst etwas angenommen !lat, was ~ich da.nn später als 
lal ..ch herausstellt. Es handelt sich zum emen um Jene Elgenscha~en. 
VIJII denen der Arbc:itgeber beim Abschluss des Arbeitsverhähmsses 
' lillschweigend ausgehen kann. Dies sind L8 .. da~ Gesehlcc.ht d~ Ar­
hdtnehmers bei der Einstellung als Gefängmswarter. Es smd JI.'tloch 
ilLHlererseits auch solche Eigenschaften, zu deren Offen1cgung der Ar­
hdlnchmer ;LUS Treu und Glauben schon bei Vtrlrags;Lnbahnung ver­
pllichlet ist Iso Lektion 4). sie jedoch nichl angegeben hat (etwa Rheu-
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ma in den Ilauden bei einer Sekretärin oder Ticrha3rallcrgic bei einer 
TicJ'arzthcl ferin). 

Stell! sit~ nun heraus, dass sich der Arbeitgeher übcr eine solche Eigen­
schaft gt'~rrt 1~3I . so kann er den Arbeitsvertrag gem. § 119 BGB anfech­
ten. DamIt wmf der Venr.tg, wie bei der Anfechtung wegen arglistiger 
Täuschung. mit Wirkung ruf die Zukunft (CII: nune) beende!. 

Die Anfechtung muss gern. § 121 BGB unverzüglich erfolgen. Vom BAG 
(Ar 4 zu § 119 8Gß) wurde entschieden, dass eine Anfechtung gern. § 
119 BGß nur dann unvt:rzOglich ist. wenn sie innerhalb der Zwciwo­
ChCllfrisl des § 626 Abs. 2 BGS erfolgt. 

Zum Sch.Juss der Anfechtungsproblcmatik noch der Hinweis. dass auch 
der A~ltnchmer unter den gena nnten Bedingungen (mit umgekehrten 
V.orze~che.~) anfechten lind sich vom Arbeitsvertrag lösen k.ann. Doch 
dies smd außerst seltene Fälle. 

leitsatz 10 
Anfechtung weg~n Irrtums 

I~rt sich der Arbeitgeber beim Abschluss des Arbeitsvertrags über 
eine verkehrswesent liche Eigenschaft des Arbtitnehmers, so kann 
~r gern. § 119 BGB anftehten. Wesentliche Eigenschaften sind 
Insbesondere jene Eigenschaften, zu deren Angabe der Arbeitneh­
m~r bei V~rtragsschluss aus Treu und Glauben verpflichlet war 
(leistungshindernde Krankheiten eIC.). Die Anfeehlung führt zur 
Aufhebung des Arbeitsvertrags mit Wirkung für die Zuk.unft. Sie 
muss gern. § 121 BGB unverzüglich, in diesem Fall innerhalb der 
Zweiwochenfrist des § 626 Abs. 2 BGB, erfolgen. 

Nichtigkeit 
_ Fall 8 
Der geisteskranke A entschließt skh eigclIl"S Gl'Id zu verdienen. Der Lei­
ter eines Supermarkts, der geradt Packer sucht, schließt mit ihm einen 
normalen Arbeitsvertrag. A beginnt sofort zu arbeiten. Sehen Sie ein 
Problem? 

Mängel des Arbeitsverlragts 

Wt·( nkhl nur vorrilbergehend an Geisteskrankheit kidet. ist geschäfts. 
unffihig mit der Folge, dass seine WiI1cuserklänmgen nichtig sind (§§ 
IO~ r. 11GB). Damit ist auch der komillene Arbeitsvertrag nkhtig. Welche 
1IIII(c l1 schen Sie? 

Hk I'mblematik ist vergleichbar mit jener, die wir schon bei der Anfl,<:h­
lUll t( kennen gelernt haben: Grundsätzlich kann aus einem nichtigen 
f\rh<"'itwertrag niemand Anspruche herleiten. Es mÜSSte also eint Rück~ 
~hwkklulig Ober die Regdungen der unger«hlfertigten Bcrc.ieherung 
11ft 01 2 IT. BGB) errolgen. Dies wird der Sachejedoch nicht gerecht, da 
_11 h Arbeit bekanntlich schlteht rflckabwicktln lässt. Oie lösung erfolgt 
hin" fihc{ die Rcchtsnguf des faktischen Arbeitsverhältnisses. Ein feh­
In h,llks Arbcitsverhähnis, das bereits vollzogel1 wurde und von dessen 
IUlllll(keit mindestens einer der Partner ausging, stellt ein faktisches 
Alht'ilsverh!lltnis dar. Ein solches faktisches Arbeitsverhältnis wird wie 
d n fl·l!uläres Arbeitsverhältnis behanddt. Der Arbeitnehmer hat deshalb 
lrllr rt'gulören Anspriiehe, insbesondere <luch Anspruch auf Lohn. Das 
hlkll\l.'he Arbeitsvcrhtiltnis besitzt jedoch keine Bindungswirkung rur 
Il h' I.lIkunft. Es kann daher von jcder Seite durch einfache Erklärung 
1I1'\' lIlkt werden. 

l eitsatz 11 
Nichtigkeit des Arbeitsverhältnisses 

Die Nichtjg~eil des bereits vollzogenen Arb~itsverhältnisses, an 
dessen Wirksamkeil mind~stens ein Partn~r glaubte, fUhrt zur An­
nahmt tines faklisch~n Arbeitsverhältnisses. Es wird rückwirk~nd 
wit tin rtguläres ArbeitsV~rhältnis b~handelt, dabei bleibtn insbe­
sondert di~ Rt<:hte des Arbeitnehmers (lohn, Urlaub) trhalten. Dit 
Beendigung ist jtdoch jtdtrztit durch tinseitigt Erklärung mög­
lich. 

Kurlllllen wir zurilck zu Fall 8: Der Arbeitsvertrag zwischen A und dtm 
'ulpC(lnarkl ist also nichtig, da A als Geisteskranker nicht geschäftsfähig 
1\1. Wie oben ausgeffihrt, ist i l1 solchen Fällen ein faktisches Arbt'itsver­
hOitnis anzunehmen. 
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Im ßeispi('lsfali 8 folg!t! die Nichtigkeit 3ufgrund der Geschäftsunfahig­
k('it !>ci Vc-rtragsschluss (§ 1056GB). Dies ist keinesfalls der einzig mög­
liche Nkhtigkeitsgrund. Wellert' Gründe sind etwa die Nichtigkeit gern. 
§ 138 BGB wegen Sinenwidrigkeit (z. B. Schmuggel als Arbeitsaufgabe) 
oder gern. § 134 nGS wqcn Verstoßes gegen gesetzliche Verbote (z. B. 
Kinderarbeit, § 5 JArbSchG). 

Es ist nun auch möglich. dass die Nichtigkeit auf weniger krassen Tat­
sachen beruht. etwa auf dncm Fomlfchler. Wenn in solchen Fällen das ' 
ArbeitsverMltnis über längere Zei! ungestört andauert. so verstößt das 
Beruf!."" auf die Nichtigktit gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB). Es ist 
also unzulässig. 

Uberslcht 3. Grundlegende Mangel des Arbeitsvertrages 

Rechts(olge Frist Anmerkung 

Anfechtung Beende! das I Jahr nach Hauf/tfal1: 
wg. arglist iger Arbeitsverhältnis Entdeckung Fa lsche Beant-
Täuschung mit Wirkung für (§ 124 BGB) wortung von 
(§ 123 BGB) die Zukunft Einstellungsfra-

(ex nunc) gebogen 

Anfechturlg wg. Becmlet das 1 Jahr rlach Beschäftigt die 
Drohung Arbeitsverhältnis Entdeckung Praxis nicht 
(§ 123 BGB) mit Wirkung für (§ 124 BGB) 

die Zukunft 
(ex rlunc) 

Arlfechtung Beendet das un~rzuglich, Irrtum iiber ver-
wg. Irrtums Arbeitsverhältnis irl diesem Fall kehrswcscntliche 
(§ 11 9 BGB) mit Wir1r.urlg fur inrterhalb von Eigenschaften, 

die Zukunft 2 Wochen nach von denerl 
(ex nune) Erltdeckung bei Vertrags-

(§§ 121,626 abschluss 
Abs. 2 BGB) stillschweigend 

ausgegangen 
werden konrlte 

Mängel des Arbeitsvertrages 

Rcchtsfolge Frist Anmerkung 

Nichtigkeit Annahme cines Keine Frist Nichtigkeit nach 
BGB (§§ 105, 
134, 138 f. etc.) 

faktischen 
Arbeitsvtr-
hältnisses 
(Beendigung 
durch einseitige 
Er1r.lärung, rück-
wirkend regulär 
zu behandeln) 

Wird der Arbeits~rtrag über eine längerc Zeit ungestört erfüllt, so kann 
die Anfechtung oder das Berufen auf die Nichtigkeit im Einzelfall treu­
Widrig (§ 242 BGB), mithin unzulässig sein. 

Unwirksame Klausel n 

M,lllfld in Arbeitsvertrligcn betrefFen allerdings sehr h~ulig nichl den 
"lUllen Arheitsvertrag, sondern nur ha~immte Kla~sc1n . ~ies folgt 
1 1I ' ''e~()lUlcre aus dem Recht der AJlgcmelllcn Gcsehaftsbedlllgungcn, 
wl'h-hcs In §§ 30Srr SGß geregelt i~1. 

_ Fall 9 
fI unlcrschreibt in der Firma F tintn 3cht Seiten langtn vorgcdruck\l:n 
fll hl"itsvertl1lg. Auf Seitt 5 unten befindet sich unter § 23 dit Formulie­
IUIIW ~Solhe es der Firma IinanzicJl schlecht~ g~~en, so ~st die Firma 
hl.ft.dlligt den Lohn um bis zu 151*1 durch elflsclllgc Er1r..Ianmg zu rc­
Ilu,kn:n." Naeh 8 Monaten erhält der A einen Bricfder F dahingehend, 
tlj\,~ tOS der Finna nunmehr so schiechI gehe, dass es keinen Ausweg 
I1l1'hr ~ä1Jt:, als den lohn nach § 23 des Arbeitsvertrags um tOQb herrun­
h·rfU~·I7.en. Um wie viel darf die F den lohn kÜrlen? 

h' ll.l i~1 es an der Zcil, die §§ 305-3 10 8GB mal in Ruhe durchzulesen. 
I , /lehl hkr um dic sog. Allgemeinen Geschäftsbedingungen .. kurl A~B, 
wI'klll" _ wie schon dllrgcstel1l - gem. § 310 IV 8GB auf ArbeLlsvertl1lge 
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Anwendung finden. Wer AGH-Verträge benutzt muss sehr viel beach­
tcn und fast alle Arbeitgeber benutzen vorgcfcnigh:: Arbcitsvcrt rags­
Formulare, die IX'T Hand oder I'C ausgcI.illl und dann ggf. gcringrugig 
abgciinclcn werden. 

Also ein kleiner Ausflug ins AGß-Recht: Klausdn. die gegen das AGB­
Recht verstoßen, sind unwirksam. Sie stehen dann zwar im Vcrtr.lg, 
aber sie entfahen keine Wirkung. Es gelten dafnr die gesetzlichen Vor­
schrinen (§ 306 BGB). 

Grilnde roT die UnwirkS,lmkcil VQn Klausel n finden sich im AGB-Recht 
viele. So sind 

- Obcrmschendc Klauseln gem. § JOSe BGB. 
- mehrdeutige Klauseln gern. § l OSe BGB und 
- unangcmes5(:11 benachteiligende Klauseln gern. § )07 BGB 

unwirksam. Zudem siehen ca. 24 wcitc~ Grunde in den den §§ )08 
und 309 BGB. Don findet sich eine Aufzählung von Klauselverboten 
dahingehend unteneih, ob sie eine Wer1ungsmögliehkrit enthalten oder 
nid11. (Das empfohlene lesen nicht vergessen I) 

Zurück zu Fall 9: Sie haben sich das schon gedacht. So eine vorge­
druckte Klausel kann nicht halten und richtig. die LohnkOrzungskJauscl 
verstößt gegen das AGB-Recht der§§ 30Se. 30B Nr.4 BGB. Zum einen ist 
sie ObelT3schend im Sinne des § 30Se BGB. Eine solche Klausel crwarlet 
niemand auf Seite 5 unter § 23 eines Verlags. Zum andern verstößt sie 
gegen das Änderungsvorbchahsverbot des § 308 NT. 4 BGB. Eine ver­
tragliche l.ohnkürzungsmöglichkdt ist niehl zumutbaT. Die F darf also 
auf diese Weise überh~upl nicht den Loh n kiirzt'n. 

Zur weitercn Information sei allerdings mitgetdlt. dass eine vertragliche 
Möglichkeit zur Kürzung VOn übenariflichen Zulagen. Gratifikationen 
eie. unter bC'Stimmtcn Bedingungen entgegen § 308 Nr 4 BGB als sog. 
arbeitsrechtliche Besonderheit gern. § 310 Abs. 4 BGB durchaus legilim 
sein kann. 

Rechte und Pflichten im Arbeitsverhältnis 

Leitsatz 12 
AGB-Reeht 

Fast a lle Arbeitsverträge fallen unter das AGB-Recht (§§ 305-310 
BGB), da sie mittels Arbeitsvertrags-Formularel'l geschlossen wur­
den. Die enthal tenen Klauseln unterliegen daher der AGB-Prüfung 
dahingehend, ob sie unwirksam sind. etwa weil sie überraschen. 
mehrdeutig sind. unangemessen benachteiligen oder unter die ca. 
24 Klauselverbote der §§ 30B. 309 BGB fallen. 

O. l ektion 
Itc:c:hte und Pflichten im Arbeitsverhältnis 
Wh' In jedem g~~nsciligen Vertrag stehen au(h die Panden des Ar­
hdlw('rlrags in einem Austausc.hverhältnis von Rechten und Pflichten. 
1111111'1 ~illd _ wie überall - die Rechte dl'S einen gleichzeitig die Pfli(hlen 
III'~ flilderen. 

11f1lchten des Arbeitnehmers 

Arbtitspflicht 
Dir ~rundlegr.nde Regelung der Arbcitspf1i(ht findet sich in § 611 Abs. 
I l\(iB. Demnach ist der Arbeitnehmer zur Leistung der versllrochenen 
IlIt' l1\k verpflichte\. Sein .Versprechen· hat cr im ArbcitsveTtmg ~bge· 
111'111'11. Dieser regelt den Umfang und dk Ausformung der Arbeilspflkht. 
I)flhcl sieckt der Arbeitsvertrag nur den Rahmen ab, der durch die Um­
~I tl lldc des Arbeitsverhältnisses und die Anweisungen des Arbeitgebers 
~lIlIkTt·tisicn winl. 

Ikr Arllcitsvertrng wiederum findel seine Grenzen in den ArbdlSSChulZ­
ht" ,llInllungl'n und deli Regelungen der Tarifverträge und Betricbsver­
dnlHlntngen. 
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_ Fall 10 
A arbdtct seit kunem als Verkäuferin in einem I)arnenmodengcschäft. 
Als sie über ein langes Wochenende nach Paris rahn, schickt sie am 
Montag ihre Schwester. Die Schwester soll an ihrer Stelle im Geschäft 
verkaufen. Die Sehwester ist gleichennaßen gttignet ror die Stelle. Die 
Leitung des Modegeschäfts ist jedoch damit gar nicht einverstanden und 
verweigert der Schwester die Arbeitsaufnahllle. Rechtslage? 

Die Lösung dürfte Ihnen nicht schwer f:lllen. Kennen gelernt hahen wir 
gerade § 611 BGß. Lesen Sie die weiteren ßestimmungenl Die Lösung 
steht in § 6138GB. Die Dienste sind im Zwc!fel in Person zu leisten. 
Die Schwestern dürfen sich also den Job nieht einfach tcilen. Oil'S gilt 
auch rur den sehr belichten Schichuauseh. also wenn ZWl'j Arbeiter die 
Schichten wechseln (z. B. Früh- gegen Spätschidu, Wochenenddienst­
tausch). Dies ist im Zweifel verboten. Der Ausdruck .im Zweifel- bedeu­
tet, dass dit' Panelen des Arbeitsvertrags elwas anderes festlrgcn kön­
nen. Ot.:r Arbeitgeber kann etwa dem SehichtWl'Chsel ,mstillUlitn. 

Diese Pnicht zur höchstpersönlichen Arbeitsleistung h3\ auch eine po­
sitive Seite fiir den Arbeitnehmer: Wenn er Verhindert iSI. t'tW:1 durch 
Krankheit oder durch eine gerichtliche ladung. so ist er niehl verpnich­
tel. Ersatz zu stellen. 

_ Fall 11 
B ist seit Jahren als Buchhaller in einer Staubsaugerfahrik :mgl'Stellt. In­
zwischen ist er kllum beschäftigt, da ihm die EDV einen großen Teil der 
Arbeit abnimmt. Die Werksleitung will ihn deshalb halbtags nm Monta­
geband beschäftigen. Kann der Buchhalter sich weigern? 

Strittig ist hier die Art der ArbeitsJ.::istung. die der Buchhaher erbringen 
muss. Entscheidend ist in solchen Fällen die Frage, welche Arheitslei­
stung mit dem Arbeitnehmer vereinbart wurde. Aus dem Arbeitsvcnr3g 
ergiht sich, d~ss B als Buchh3lter eingestellt ist - mehr nichl. Dies muss 
~lso ausgelegt werden. O~ die Auslcgungsregel auf alle Anen vun Ar­
beitsplätzen passen muss, ist sie: sehr allgemein: Der ArhcitsvertrJg ist 
nach Treu und Glauben. nach der Verkehrssille und nach der Belriebs­
übung auszulegen. 

R~hte und Pflichten im Arbeitsverhältnis 

Treu und Glaub<:n und die Verkehrssitte zwingen den ij nkht an das 
Montageband. Derartige körperliche Arbeiten sind Ihm nach Tll'u und 
Glauben nicht zuzumuten. Es besIeht auch keine Verkehrssitte. wonach 
Buchhalter am Monlageband arbeiten müssen. Zu profen wäll' noch. ob 
in der Staubsaugtrfabrik eine 8etriehsübung ex istiert. wonach die Buch­
haller alle seit jeher auch am Montageband arbeiteten. So etwas besteht 
nicht, jedenfalls steht davon nichIS im Sachverhalt. Der Buchhalter ist 
daher nicht gezwungen, am Band zu arbeiten. 

Anders ist dies jedoch in NotfaUelI. Bei Ausnahmesituationen ist die 
ArbeitspIlich! sehr weit auszulegen. So muss def Buchhulter sehr wohl 
nach einem Wasserrohrbruch Rettungsmaßnahmcn ergreifen. Er muss 
ggf. den Haupthahn zudrehen. den Inhalt des Lagers. Werkzeuge oder 
Unterlagen vor der Zerstörung rellen und mit geeigneten Maßnahmen 
weileren Wasserschaden verhindern. 

Im Faß 11 war die Art der Arbeitsleistung strittig. on gibt es auch Streit 
iib<:r Or! und Zeit der Arbeitsh~istung. Etwa wenn der Arbeitnehmer in 
einem anderen Bctricbstcil oder zu anderen Arbeitszeiten arbeiten soll. 
Auch diese Probleme sind in gleicher Weise. wie die Festltgung der Art 
der Arbeitsleistung. durch Auslegung des Arbeitsvertrags zu lösen. So 
ist z. B. eine Sekretärin regelmäßig nicht zur Nachtarbeit verpflichtet. 

Leitsatz 13 
Arbeitspflieht (gern. § 611 BGB) 

Arbeitspflichten sind die vom Arbeitnehmer im Arbeitsvtrtrag vtr­
sprochenen Dienste (§ 611 BGB). Si~ sind gern. § 613 BGB höchst­
persönlich zu leisten (abdingbar). Art, leit und Ort der Arbeits­
pflicht richt~n sich nach d~n Vereinbarungen des Arbeitsvtrtrags. 
Sie finden ihre Grenzen in den Arbeitsschutzbtstimmungen, den 
Tarifverträgen und den Betri~bsver~inbarungen. Oer Arbeitsvertrag 
sagt in der Regel wenig aus, da konkrete Einzelfälle nicht aufge­
nommen sind. Er ist dann auszul~gen. Di~ Auslegung des Arb~its­
v~rtrags richtet sich nach Treu und Glauben. nach der Verkehl'5sitt~ 
und nach der Betriebsilbung. 
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Tre uepflicht 

Über die ArbeitsIlnIcht hinaus unterliegt der Arbeitnehmer der Trtue­
pflicht. Sie stdlt dem Arbeilnehml."T die Aufgabe. die winschaftlkhl."n 
Ziele seines Arbl."itgebers zu unterstiitZl."n. Er muss skh also ruf die 
Intl."TCSsen seines Arbeitgebers, insbesondere seines Betriebs einsetzen. 
Die Tn:uepllieht steigt mit der VerantwoT1ung der l.eislUngsfunktion. Je 
höher gestellt der Arbeitnehmer ist (leitender Angestellter) und je län­
ger das Arbeitsverhältnis besteht, desto höher ist die Anforderung. Die 
Treuepflicht haI zwei KomiIonenten, die Unterlassungspflichlen und die 
Verhaltenspfliehlen. 

An erster Stelle bei den Unterlassungspfliehten steht die Verschwie­
genheitspflicht. Der Arbe:itnehmer muss die Betriebs und Geschäftsge­
heimnisse hüten. Er darf also mit Dritten weder über Vorg5nge, die die 
Konkurrenz seines Arbeitgebers interessieren. noch Ober negative Ent­
wicklungen. die geeignet sind. den Ruf des Arbeilgebers zu sch~digen. 
spret:hen. Ihm ist es weiterhin verboten, Schmiergelder zu nehmen. Auch 
darf t'r keinen direkten Wettbew('rb gegen den Arbeitgeber treiben. 

Zum Teil ergelx:n skh die Unterlassungspflichten schon :ms dem Gesetz. 
Ilk r sind dic §!i 60, 61 HGB zu nennen, sie regeln das Konkurrenz­
verbot rur kaufmännische Angestellte. !i 299 51GB (Schmiergcldverhotl 
und auch § 17 UWG. der dit' Verschwit'genheitspflicht festlegt. Unter 
Vemaltenspflichten versteht man insbesondc~ Mit1eilungs- und An­
zeigepfliehten. Df."r Arbeitnehmer muss daher Unregelm~ißigkdten im 
8C1riebsablauf. insbesondere drohende 5ch:idigungcu. wie defek te Ma­
schinen oder Betrügereien. melden. FUT Arbeitnehmer, die mit Kunden 
in Kontakt kommen, besteht zudem eine Repräsentalionspflicht. Sie sind 
verpnichtet, ihre Umgangsformen und Kleidung entsllrt.ochend zu hal­
ten. Ein Baukangestellter wird also SchwierigkeiteIl bekommen. wenn er 
in lcderjacke uud Jeans oder mit schmutzigen FiugeTlliigclll zur Bank 
kommt. 

Rechte und PfIieht~n im Arbeitsverhältnis 

Leitsatz 14 
Treuepflicht 

Der Arbeitnehmer ist seinem Arbeitgeber zur Treue Yt'rpflichtet. Er 
hat aUes zu unterlassen, was die Interessen des Arb(itgebt'rs be­
einträehti9t. Insbesondt'r~ ist er zur VeTSChwiegenheit verpflichtet. 
darf kein Schmiergeld n(hmen und kt'inen dirt'kten Wt'ubewerb 
zum Arbeit9eber treiben. Zudem ist er y~rpniehtet. Unrt'9t'lmäBi9-
keiten im Bt'triebsablauf, insbesond~re drohende Schädi911ngen, 
wi~ dt'fekte Maschin~n od(r BetrÜ9(reit'n, zu melden. 

Haftung des Arbeitnehmers 

Die Arbeitnehmerhaftung betrim jene Fälle, in dem:n der Arbeitnehmer 
scillen Arbeitgeber bei der Ausllbung betrieblicher Tätigkeit schuldltaft 
schädigt, wenn also der Arbeitnehmer fahrlässig oder vors5tzlich etwas 
kaputtmachl, zerstön oder auf andere Weise Schaden anrichtet. Die Haf­
tung des Arbeitnehmers wird nicht den direkten ArbcitsveT1ragspflieht('n 
zugeordnet. Sie begrüudet sich vielmehr aus der allgemeinen Venrags­
pflicht gern. §§ 280 Abs. 1. 241 Abs. 28GB. seinen Vertragspartner bei 
der Erfilllung seines Vertrags nicht zu schädigen. 

_ fall 12 
Eine Schreibkraft trillkt im zentralen KopieTTaum Kafft'C. Sie wird von 
hinten angesprochen, wodureh sie erschrickt und ihre Kaffe<:taSSe" um­
stößt. IXr KaffC"C' läuft in das Gehäuse eim~ Kopierers und zerstört die 
Elektronik. 

_ Fall 13 
Der Fahrer F eines Lastkraftwagens mit ejnem hohen Spezialaufbau 
ilbersieht das Vt'rkehrszeichen mit drr Angabe der Ourchfahnshöhe vor 
einer Hroeke. Er rahrt daher mit df."m LKW gcgcn die zu nil,{!rige Brocke. 
wodurch ein Schadrll an dem 5pt'Zialaufbau in Höhe VOll 25.000 Euro 
emstcht. Ocr Arheitgeber verlangt den Ersatz des Gcsamtschadens von 
F. Eine Kaskoversicherung rur den LKW bestand nicht. 
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Grundsiilzlich müsste der Arl:H:itnchmcr. wie jeder amle~. fü r dCIl Sdw­
den, den er sdncm Vcnragspan ru::r hei Ermllung d(><; Vrnrags schuldhaft 
lumgt. gern. §§ 280 Abs. 1. 241 Abs. 2 ßGB und/oder § 276 Abs. 1 BGB 
in vollem Urnl;mg haften. Ein weiterer Schadensanspruch könnte sich 
aus unerlaubter Handlung gern. §§ 823 ff 13GB (5. ßGB leicht gemacht) 
ergeben. 

Ein Arbeitsvertrag ist aber kein Kaufvcnrag! 

Zum einen gilt die ßeweislastumkdlT nach § 619a 13GB. Das Verschul­
dtn wird nicht nach § 280 Abs. I S. 213GB vermutet, sondern der Ar­
beitgelx:r muß es nachweisen. 

Zum anderen haftl't der Arbeitnehmer nichl nach dem ..AlIes-oder­
Nichts-Pri nzip· des § 2498GB ruf den gcsamlt'u Schadt·n. sondern er 
genießt <.'in I-I aflungsprivilcg. Er haftet nach der Rl'chlsprechung des 
großen Senats dt'S HAG nur nach den Abwägungen (!tos Einzelfalls (§ 254 
analog, BAG GS, NJW 1995.210). 

Das BAG-System der HaftungsbefrC'iung des Arbeitnehmers basien auf 
einer Untcndlung dt'S Grads des Verschuldens. Es wenlen drei Katego­
rien gt.""bHdet: 

Ist das Verschulden als le ichte Fahrlässigkeit einzustufen. so haftet der 
Arbeitnehmer gar nicht. 

Bei mittlerer Fahrlässigkeit des Arbcitnehmrrs müssen sich Arbeitneh­
mer und Arbei tgeber den Schaden teikn. Der Anteil fks Arbeitnehmers 
richtet sich dabei nach den Umständen des Einzelfalls. insbesondere 
nac:h dem Ausmaß des Versc:huldens sowie nach dem Gmd der Grfahr­
Jjc:hkeit der verrich teten Täligkeit. Hier ist bei der Einzeifallilrilfung eine 
umfassende Würdigung notwendig. Zu berücksichtigen ist dabei auch. 
ob die Arbeit vom Arbeitgeber ordnungsgemäß überwacht und hinrei­
chend organisien wurde oder ob der Arbeitnehmer erkennbar iiberfor­
den wurde. 

Rechte ,.md Pflichten im Arbeiuverhältnis 

Liegt jedoch grobe Fahrlässigkei t o(kr sogar Vorsatz vor. so wird der 
Arbeitnehmer nicht entlastet und haftet in tier Regel ror den vollcn 
Schaden. Grobe Fahrlässigkeit liegt etwa in folgenden Fällen vor: Alko­
holgenuss über der Promillegrenze. Verschweigt·tl fehlende r Fahrpraxis. 
Gesc:hwind igkeitsübersc:hreitung. Übermüdung. 

Die volle I laftung bei grober Fahrlässigkeit wird jedoch wieder einge­
schränkt ror jene Fälle. in denen Verdienst und Schadensrisiko in einem 
deutlichen Missverhältnis stehen. Dies bel rim etw~jene Fälle. in dencn 
ein Kf..: nicht kaskoversichert ist. Hier trägt der ArOeitnehmer nur den 
nOr1l13h:n Satz der Selbstbeteiligung. Gleiches gilt etwa beim Fehlen 
einer BelricbshaflpOichrversieherong. Auch hier muss dcr Arbdtgeber 
jenen Schadensanteil. der durch Unterlassung einer angemessenen Ver­
sic;hentns elngetrcten ist. selbst tragen. 

Hinzuweisen ist alkrdings darauf, dass die rur den Arbeitnehmer so 
angl""nchmen Haflungsbeschriinkungen nieht gegenüber Dritten gelten. 
Sollte der Arbeitnehmer etwa ein leasingfahr..:eug zerstören oder einen 
unter Eigentumsvorbehalt stehenden Computer beschädigen. so haftet 
er dem Leasinggeber oder drm Compuu.:rverkäufer uneingeschränkt. Al­
lerdings hat er einen entsprechenden Freistcl1ungsanspruch gesenUhcr 
seinem Arbeitgeber. welcher jedoch etwa bei der IllSolvetlz von diesem 
ins leere gchell kan n. 

Kommen wir nun zUJÜck zu den eingangs aufgCleigtt.n Fällen. Welcher 
Stufe der Fahrlässigkeit ist das Verhalten der Schreibkraft aus dem Fall 
12 zuzuordnen? Mit einer Kaffeclasse in der Nahe von teuren elek­
trischen Geräten zu h~ntieren. zudem noch in einem gesonderten Ko­
pierr.lum. ist mehr als leichte Fahrlässigkeit. Oie Gefahr für die Kopierer 
liegt auf der Hand. Andererseits fehlt es belm Kaffc:etrinken im Kopier­
T<lUm an der rur die grobe Fahrlassigkeit notwendigen Intensität der 
Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Es handelt sich also 
um mittlere fahrläSSigkeit. Da uns weitere Einu:lhdten nicht bekannt 
sind. ist in Bezug auf die Schadensquotelung von einer hälftigen Tei­
lung auszugrhen. Daher (rilgt die Sehreibkrart 50Cl1J des Sehadens am 
defekten Kopierer. 

In Fall 13 li~t die Sac:hlagr jwoch anders. Wenn ein LKW-Fahrer das 
Verkehrszeichen zur zulässigen Durthfahrtshöhe einer BTÜcke übersicht. 
dann liegt grobe Fahrlässigkeit vor. Dem F war bewusst. dass er einen 
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überhohen LKW fuhr und er musste bei der zu fordernden Sorgfalt und 
Aufmerksamkeit sowohl die Bn'ickc. als auch das Höhenschild gt'St'hen 
haben. Gegebenenfalls häHe er anh'llten. zum Schild gehen und nnth­
schen mUsstn. Bei grober Fahrlässigkeit trägt der Arbeitnehmer den ge­
sallucn Sl;:haden.ja. wenn nicht die Ausnahme greift. Erinnern wir uns. 
Bei einem deutlichen Missverhältnis von Verdienst und Schadensrisiko 
trägt der Arbdtnl."hmcr nur einen Tell. In diesem Fall ist der F daher so 
zu stellen, als ob der LKW kaskoversichert worden wärl', Er muss also 
von dem GcsamlSChaden von 25.000 Euro nur eine fiktive Selbstbeteili· 
gung von vkllcicht I.SOO Euro zahlen. 

Man könnte im Fall 1) allerdings auch weiteT denken. Wurde die Brücke 
zerstört, so hätte F ggr. die über Jahre gehende Erhöhung der Hafi­
pflichlprämien durch die lIöherstufung des LKW zu z:lhlen. Schlimmcr 
wäre es Hir F nodl, wenn es sich bei dem LKW um ein Leasingfahrzeug 
handeln würde und sein Arbeitgeber über den Schad~'11 in Insolvenz 
gegangfn wäre. In diesem Fall wlink - wie oben dargelegt - gegenüber 
dem lcasinggeber kdne Hafiungsbeschränkung gelten. 

Leitsatz 15 
Haftung des At~i tnehmers 

Ocr Arbeitnehmer haftet für Schäden, die er dem Arbeitgeber in 
Ausübung betrieblicher Tätigkeit zufügt. Anspruchsgrundlage sind 
§§ 280 Abs. I, 241 Abs. 26GB undfader § 276 Abs. I BGB bzw. bei 
unerlaubter Handlung § 823 Abs. I BGB. Bei leichter FahrläSSigkeit 
haftet der Arbeitnehmer gern. BAG gar nicht, ~i mittlerer te ilt er 
sich den $chaden mit dem Arbeitgeb\"f (Quote je nach Ausmaß des 
Versehuldens sowie Grad der Gefährlichkeit der Tätigkeit) und bei 
grober Falulässigkeit bzw. bei Vorsau haftet er voll. Oie volle Haf­
tung bei grober Fahrlässigkeit ist jedoch wiederum eingeschränkt, 
wenn Verdienst und Schadensrisiko in einem deutlichen Missver­
hältnis stehen (z.6.: Kfz nicht kaskovmichert). 

R«hte und Pflichten im Arbeitsvtrhiltnis 

Uberslcht 4: Haftung des Arbeitnehmers 

leichte Fahrlässigkeit 

mittlere FahrläS5igkeit 

grobe Fahrlässigkeit 

grobe Fahrlässigkeit und ein 
deutliches Missverhältnis von 
Ve rd ienst und Schadensrisiko 

Vorsatz 

Pfl ichten des Arbeitgebers 

Loh nza h I u ngspfl ieht 

---+ keine Haftung 

---+ Haftungsteilung, 
Quote nach Einzelfall 

---+ uneingeschränkte Haftung 

---+ Haftung bezogen auf ein 
normales Schadensrisiko 

---+ uneingeschränkte Haftung 

Die Hauptpnicht des Arbeitgebers ist die Gewährung der vereinbarten 
VergillUng (vgl. § 611 ßGß). Bei Arbeitern wird die Vergiltung lohn 
gen3 nnt, bei Angesteillell heißt sie Gehalt. (Es mUsste daher eigentlich 
Lohn· oder Gehaltzahlllilgspnicht heißen.) Grundsätzlich hat der Arbeit­
nehmer ein Ann:t:ht auf ßarauszahlung. in der Regel wird die Vergiltung 
jedoch auf ein Konto überwiesen. Die Höhe basiert ill den meisten Fällen 
nicht auf einer besonderen Vereinbanmg im Arbeitsvertrag, sondern auf 
den Tarifbestimmungell, die auf den Vertrag einwirken. 

Bei der Auszahlung muss der Arbeitgeber den auf den Arbeitnehmer 
entfallenden Sm!:ialversichcrungsbeitr.lg (Rentenversichenmg, Kran­
kenversicherung u. a.) sowie eine vorab Oberschlagsmäßig berechnete 
l.ohnsteuer einbehalten und an die entsprtthendfn Stellen abfUhren. 
Zu viel einbehaltene Lohnstt'Uer ('rhält der Arbeitnehmer nach Stellung 
eines Antrags auf Lohnsteuerjahresausgleich vom :t.Uständigen Finanl­
amllufÜck. Im KrankheilSfall ist der Arbeitgeber Hir eine Zei! von SC4.:hs 
Wochen zur l.ohnfortzahlung verpnichtet (§ J EntgeitfortzG). Danach 
lahlt in der Regel die Krankenkas..~. 
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Beim lohn wird unterschieden zwischen ZC' it· und leistungslohn. ZC'it­
lohn ist elwa der Stunden- oder MonatsJohn, Leistungslohn Umf3$st alle 
Akkord- und I'rärnicnsystcmc. An viekn Arbeitsplätzen kommen beide 
lohnartt'l1 gtmcinsam vor. so e!Wll beim Verkäufer. der einen fes!en 
Grundlohn und Verkaufsprovision rur jedes verkaufte Stück erhält. 

Die Lohnzahlung wird als Lebe lIsgrundlage des Arbeitnehmers vorn 
Rt'1:htssystem lx'SOndcrs geschützt. So ist die Pr<indung nur einge­
schränkt möglich, und im Fall der Insolvenz d~ ArbcilgC'bers werden 
die I.ohnansprilchc vorrangig behandelt. 

Eine spezielle Stellung nehmen die' sog. Gratifikationen ein. 

Da:cu der folgende 
_ Fall 14 
A hat als WeihnachISgeld ein sog. 13. Monatsgehalt bekommen. In 
seinem Arbeitsvertmg heißt es. dass das Weihnachtsgcld ZUTÜckzUZllh­
!en ist. wenn der Arbeitnehmer vor dem 30.6. des Folgejabres aus dem 
Arbeitsverhällnis ausscheidet. A kündigt zum 31.S. Muss er das Weih­
naehtsgeld zUTÜelzahlen? 

Gratifikationen sind Sonderzuwendungen, die der Arbeitgeber aufgrund 
~timmter Anlässe zahlt. Sie werden neben der ArbeitsvergulUng ge­
währt. Bekannte Gratifikationen sind das Weihnaehtsgcld, Jahrcsab­
schl ussprämien oder Zahlungen aufgrund von Gesch:ifts- und Dienstju­
biläen. Sie s ind keine SChenkungen. sondern Tdl des Lohns. 

Regrlmaßig werden Rückzahlungsverpfl ichtungen in dic Arbeitsverträ­
ge aufgenommen IUr den Fall. dass der Arbeitnehmer nur noch kUTte 
Zeit im Arbeitsverhältnis steht. Sie werden mit der Anreizfunktion der 
Gratinkationen begründet. Rückzahlungsverpniehtungen sind in vielen 
Geriehtsentseheidungen rur zulässig gehalten worden, wenn die GraIin­
kation einen Betrag von 100 Euro uberschrei tet. 

Zurück zum Fall 14: Es scheint also. als ob A verpflichtet wäre, das 
WcihnHchtsgcid zurückzuzahlen . Dem ist jl'doch nicht so! Die J.1üc k­
zahlungsverpflichtung unterliegt nach der Rechtsprechung zcit lichen 
Höchstgrenzen. I>ic Zahlung eines Monatsgehalts berechtigt nur zur 
Bindung bis zum 31.3. des Folgejahres. Erst höhere Wdhnnchtsgeldzah-

Rechte und Pflichten im Arbeitsverhältnis 

lungen berechtigen zur längeren Bindung, die sich jedoch höchstens bis 
zum 30.6. hinziehen darf. A !tann also scin Weihnachtsgcid behalten, d .. 
ditO vereinbHrte Rüehahlungsv<:rpflichtung nur bis zum 31.3. wirksHm 
ist und er erst zum 31.S. gekündigt hat. 

Fürsorge pfl icht 
Dc:r Arbei tgeber ist zur fiirsorgevollen Behandlung scin<:r Arbeitnehmer 
verpflichtet. Die Nebt'nllfliehten aus dem Arbeitsvertrag gern. § 241 Alls. 
2 BGB verpflichten ihn, denn die Arbeitnehmer bringen ihr lehen, ihre 
Gesundheit und ihr Elgentum ln seincn Bereich ("in. Zum Schutz von J.{'­
ben und Gesundheit des Arbeitnehmers ist der Arbeitgeber insbesondere 
verpflichtet. Räume, Vorrichtungen und GerätsChaften so c:inzurichten 
und zu unterhalten. dass der Arbeitnehmer gegen Gefahren geSChützt ist 
(§§ 6188GB. 62 HGBJ. Darüber hinaus sind von ih m U.H. die Regelungen 
des Arbeitsschutzgesctzes (ArbSchG) mit seinen vielen nachgestellten 
Verordnungen (z.B. die ArbStättVO) zu beachten. Er hat also auch dafiir 
zu sorgen, dass die Sieherheitsvorkchrungen. z.B. das Tragen von Hei­
men. eingehalten werden. 

An tidiskri m i n ieru ngs50rge 
_ Fall 15 
[n einem millierem Betrieb ist dem atheistischen Ahlcilungsleiler A be­
kannt geworden, daß eine seiner direkten Mitarbeiterinnen, die K. stark 
gläubige Katholikin ist. Seitdem fallen dem AregeImäßig Pallstwitze 
und seltsame Vergleiche zu Glaubt'nsdingen, wie die unbefleckte Emp­
fangnis. ein, welche er in Gegcnwart derK zum besten gibt. Er unterlässt 
dies selbst d,mn nicht. wenn einer der Betriebseigentümer d~bei ist. W;IS 
kann K tun? 

Der Arbeitgeber ist durch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) nicht nur bci der Vertr.lgs-Allbahnung. sondern na türlich auch 
in jedem bestrhcndell Arbeitsvcrhält.nis verpflichtet, den Arbeitnchm~r 
nicht zu diskiminieren und ihn vor Diskriminierung zu schOlzen. Em 
Arbeitgcl)("T muß gem. § 1. 6ff AGG dafUr Sorge tragl'n. dass keiner sei­
ner Beschäftigtcn aus Gründcn dcr Rasse:, dcr ethnischen Herkunft der 
Religion. der Weltanschauung. rinCT Behinderung. dt'S Alters oder der 
sc)(uellen Identitilät hcnachteiligt wird. 
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Auf den ersten Blick kann die K also nichts tun, da sie nicht weniger 
Geld bekommt oder ähnliche Nachteile erleidet. Aber halt. der BegrilT 
der Benachteiligung ist weit gefasst. Die Bcriffsbcslirnmungcn d($ AGG 
finden sich in § J. Dort unter Abs. 3 wird die Belästigung als Bcn~ch­
Iciligung konkretisiert. Die Belästigung verletzt die Würde der bClrcf­
fenden PeßOß. 

Die K aus FAll 15 kann sich also gegenüber dem Arbeitgeber auf den 
Schutz des AGG berufen. Dabei sind die R«hlt' der K aus §§ 13-15 AGG 
wt;ilreichend. Ihr Sicht das Beschwerderttht gern. § 13 zu. Hierzu muss 
der Arbeitgeber gem. § 12 AGG eine entspred1t:ndc 511:11(' einrichten. 
Beschwerde gut - was nützt das - werden Sie sagen. Das stimmt. aber 
das AGG hat auch schwerert Geschütze: Das leistungsverweigcnmgs­
recht gern. § 14 AGG. Bei entsprechender lntensitlU der Belästigung und 
keiner wirklichen Hilfe dureh den Arbeitgeber durfte die K bei vollem 
Gehalt zu Ilause bleiben. Wenn die K alles länger erduldet hätte. hätte 
sie. insbesondere, da ein Eigner von der Belästigung wusste und nichts 
unternommen hat, gern. § 15 ein Recht auf Schadensersatz (etwa wenn 
es doch zur Nichlberdrderung gekommen wäre) und auf Entschädigung 
wg. des erlittenen Leids. 

Pfl icht zur Urlaubsgewährung 
Der Arbeitgeber ist weiterhin gern. § I BundesurlaubsgeselZ fBUrlG) 
verpflichtet, seinen Arbeitnehmern eilll."n bezahlten Erholungsurlaub zu 
gewähren. Der Urlaub muss insgesamt mindestens 24 Werktage pro Jahr 
umfassen (§ 3 BUnG). Die zum Teil anzutreffende Annahme, eine Ilalb­
tagsstelle berechtige auch nur zum halben Urlaub. trim also keinesfalls 
w. 

In alkr Regel besteht der Urlaubsanspruch allerdings nicht nur auf die 
24 Werktage des § 3 BUriO. In Arbeits- und Tarifvenrägen wird ofldn 
längerer Ansllruch festgeschrieben. Der Anspruch auf Erholungsurlaub 
entsteht erstmals, nachdem das Arbeitsverhältnis einen Bestand von 
sechs Monaten aufweist [§ 4 BUrlG). Er darf jedoch nur in Absprache 
mit dem Arbeitgebcr gel10mmen werden. Ein Sclbstbeurlaubungsrecht 
besteht also nlch\. 

Rechte und Pflichten im Arbeitsverhältnis 

_ Fall 16 
Oie Sekretärin A rJhrt tur drei Wochen in den Ostcrurlaub nach Korfu. 
Ihr stehen insgesamt sechs Wochen Jahresunaub zu. Auf Korfu wird sie 
rur eine Woche krank. was ihr ein griechischer Ar/.t bestätigT. Wie viel 
Wochen Urlaub hat sie noch ruf den Sommer? Suchen Sie im Bundesur­
laubsgest't1.1 Die Lösung steht in § 9 BUrIO. Erkrankt ein Arbeitnehmer 
hn Urlaub. so werden die Tage nicht auf den Urlaub angerechnet. A kann 
also noch vicr Wochen Sornmerurlaub machl'n. 

Ze ug nise rtei I u ngspfl icht 
Bei Beendigung des Arbeilsverhältnisses iSI der Arbl'itgeber gern. § 109 
GcwO verpnichtet, {km Arbeitnehmer cin schriftliches Zeugnis auszu­
stellen. Das Zeugnis soll dem Arbeitnehml'f als Unterlage rur Bewer­
bungen dienen. Es hat Art und Dauer der TIitigkeit zu enthalten. Auf 
Wunsch dcs ArbeiUlehmers ist ein qualifizJertes Zeugnis auszustellen, 
welches zusätzlich Angaben ilber Leistung und FühlUng enthält. Das 
Zeugnis ist wahrheitsgemäß, aber wohlwollend auszustellen. Ein zu gut 
ausgestelltes und d~mit fHlsches Zeugnis kann allerdings zu Schadens­
ersatzansprilchen gegen den Aussteller ruh~n. Dies ist der Fall. wenn 
ein Dritter im Vertrauen auf dieses Zeugnis den Arbeitnehmer einste11t 
uud dieser aurgrund fehlender Qualifikation Schaden anrichtet. 

Leit satz 16 
Pflichten des Arbeitgebers 

Der Arbeitgtber ist in trster linit verpflichtet, den vereinbarttn 
lohn zu geWähren {§ 611 BGBI. Daneben trifft ihn eine Fürsorge­
pflicht. Sie verlangt von ihm. für lebtn und Gtsundheit ~cs A~ei~­
nthmtrs Sorge 21.1 tragen. Auch darf der Arbeitnehmer nicht dlSkTl­
miniert werden und der Arbeitgeber muss Diskriminierungen vom 
Arbeitnehmer fernhalten (AGG). Zudem unterliegt der Arbeitgeber 
der Pflicht zur Gewährung eines bezahlten Urlaubs (§ 3 BUrlGI und 
zur Ausstellung eines Zeugnisses bei Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses (§ 109 GewO). 
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7. lektion 
Ordentliche Kündigung 
Die Beendigung des Arbei tsverhähnisst'S erfolgt in den meistl'n Fällen 
durch eine KUndigung des Arbeitgebers oder des Arbeitnehmers. 

Bei den Ktlndigungen werden die ord l'ntlil'be Kündigung gern. §§ 620 
Abs. 2, 6228GB und die außerordentliche. auch fristlose Kündigung 
gern. § 6268GB unterschieden. 

Daneben kann lOS auch noch durch andere ßeendigung~<lnt' l1 . etwa durch 
Fristablauf bei einem hefrisletel1 Arbeitsverhältnis oder den Tod des Ar­
beitnehmers, ;wnl Ende des Arbeitsverhli!tl1isses kommen. Diese lektion 
hl'SChänigt sich mit dl'r ordentlichl'n Kündigung. In den nächsten Ul­
tionl'n werden die aufkrordelllliche Kündigung und die bcrleutsamen 
weiteren Beendigungsgründe bebandelt. 

Vorweg noch ein Absatz über die Reehtsfonn von Ktindigungen: Jede 
Kündigung ist eine einstitige empfangsbedürftige rtthtsgcstaltende 
Willenserklärung. Einstilig bedcult."t, dass sie ohne Zustimmung des 
Empfängers wirksam wird. Empfangsbediirftig drückt aus. daß dk Kün­
digung zur Wirksamkeit zugehen muß. Redllsgestal{end heißt. dass es 
durch sie allein zur Beendigung kommt. 

Eine Kiindigung hat gern. § 62) BGB schriftlich zu erfolgen. Ein lautes 
Fluchen _Jetzt rcichts - ich mache nicht mehr weiter" sC<:!lt daher noch 
keine wirksame Kündigung dar. 

_ Fall 17 
S. )2 Jahre:, arbeitet seit 2 1/2 Jahren in einem Steuerbrratungsbüro als 
Steurrfaehgehillln. AuBer ihr arbeiten don drei angestdltr SteuerberatrT, 
eine Kamdeileiterin, vier IIltere lang beschäftigtc Slcuerfachgehilllnnen" 
eine jüngere geradr eingestellte Steuerfachgehillln. drd Auszubildende 
und eine Raumpnegerin. Die Raumpnegcrin arbeitet nur 12 Stunden in 
der Woche. Am )0.9. wird S zum ]1.10. mit der Begriindung gekündigt. 
die Zahl der Mandamen grill' :wriick und es könn\rn nur noch fünf 
Steucrfachgehilllnncn Ilt'schäftigt wrrden. Ein Betriebsrat besteht nicht. 
Ilat einr Kilndigungsschutzklagr Erfolg? 

Ordentlieh~ Kündigung 

Verschaffen Sie sich zurrst einen Überblick tibeT die infragl' kommenden 
Grselze! Die erste Frage bei der r<,,<:htlichrn Überprüfung einer Kündi­
gung ist die, ob der Betrirbsrat entsllft'Chend § 102 BetrVG ordnungsge­
mäß allgehört wurclr. Dieser Priifungspunkt erübrigt sich. wenn. wic in 
diesem Fall. kein 8rtriebsnlt exis1iert. (Die Betriebsratsanhönmg wird an 
spiitercr Stelle dieser lektion erörtert.) 

Die ordel1rJiche Kündigung ist mit einer Kündigungsfrist auszusprc<:hen. 
Ilal der Steuerocrater dk eIltsprechende Frist eingehalten? 

§ 622 BGß regdt umfassend dir Kül1digungsfristen mr Arheilliehmer. 
Gemäß § 622 Ahs. I BGB beträgt die Grundkündigungsfrist vier Wo­
chen zum 15. eines Monats odrr zum Monalscnde. Bei mehrjähriger 
BetriebszugehörIgkeit seit drm 25. Lebensjahr erhöht sich die Kün­
digul1gsfrist kontinuirrlich bis auf längstens sieben Monale zum Mo­
natsende (§ 622 Abs. 2 BGB). So weit hört sich das schr einfach an 
_ aber Vorsicht -" es gibt so viele Ausnahmen, dass dicsr Regelungen in 
der Praxis kaum griten. Bei riner vereinbart .... n Probezeit, welche bis zu 
sl"Chs Monaten betragen darf, verringert sich dir Kündigungsfrtsl auf 
zwei Wochen (§ 622 Alls. 3 BGB). Bei vorübergehenden Aushilfskr;!fttn 
(llis drei Monate) kann im Arbeitsvertrag jede kün:ere Frist vereinbart 
werden. also auch von heule auf morgen (§ 622 Abs. 5 Nr. 1 BGB). 
Arbeilgrbrr. die weniger als 20 Arbeitnebmer Deschäfiigen, können 
mit Ihren Arbeitnehmern bei der 4-Wochcn-Grundkündigungsfrist ar­
britsveruaglieh das fcste Fristende (15. oder letzten) aulheben (§ 622 
Alls. 5 Nr. 2 BGß). 

Weiter verkomplizirrt wird die Lage durch die gehenden Tarifverträge. 
Fiir Tarifvemäge enthält das Gesetz einr ÖlTnungskJaus<:l, nach der die­
st in der Regelung ihrer Kündigungsfristen ungebunden sind (§ 622 Abs. 
48GB). Hiervon wird in drr Pnlxis hauffg Gebrauch gemacht. Konkretes 
zur Anwendung von Tarifverträgen Ilmlrt sich in Lektion 11. 

Es kommt abrr noch schlimmer. Zulässig iSl es auch. dass nicht ta­
rifgebundrne Arbcitgel>cT und Arbeitnehmer die Kündigungsfristen des 
jewriligen Tarifvertrags verdnbaren !§ 622 Abs. 4 BGB). 
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In Fall 11 wurde mit einer Frist von einem Monat zum Ende des Monats 
gekündigt. Dies entspricht der gesetzlichen Kllndigungsfrist bei einer 
Bctrkbszugehörigkeit von mehr als zwei Jahren (§ 622 Abs. 28GB). 
GesonderH.' Vertragsvcrcinbarungcn oder ein Tarifvertrag sind in der 
Aufgabe nicht benannt. Die Kanzlei haI also fristgerecht gekündigt. 

Leitsatz 17 
Kündigungsfristen 

Oie Grundkündigungsfrist be trägt vier Wochen zum 15. oder zum 
Ende colnes Monats (§ 622 Abs. 1 8GB). Di~ verlängert skh bei 
mehrjähriger Böchäftigung ~it dem 25. lebensjahr auf bis zu 7 
Monate (§ 622 Abs. 26GB). Eirmlvertraglich können zum Teil kür­
zere Fristen vtreinbart werden (Aushilfskräfte, Probezeit, weniger 
als 20 Beschäftigte; § 622 Abs. 3 und 58GB). In Tarifverträg~n 
könn~n sowohl kürz~re als auch läng~r~ Fristen v~r~inbart w~rd~n. 
Di~ Rtg~lungen können wied~rum entsprcehende nicht tarifge­
bund~n~ Arb~itg~b~r und Arb~itn~hm~r ~inz~'v~rtraglich v~r~inba­
r~n (§ 622 Abs. 4 BGB). 

Uberslcht 5: Kundlgungsfnsten (§ 622 BGB) 

Aushilf~n bis 3 Monate v~r~inbar ohn~ Mind~stfrist 

Währ~nd d~r v~r~inbart~n 2 Woch~n 
Prob(uit (bis zu 6 Monat~n) 

Grundkündigungsfrist 4 Woch~n zum 15. des 
(§ 622 Abs. 1 BGB) Monats oder zum Monatstnde 

V~rlängerte Fristen für Arbeitgeberkündigung § 622 Abs. 2 BGB 
(B~triebszugehörigk~it ab 25. lebensjahr) 

2 Jahre 
5 Jahre 

I Monat~ 
2 Monat~ 

Ordentliche Kündigung 

8 Jahre 3 Monate 
10 Jahre 4 Monate 
12 Jahr~ 5 Monate 
15 Jahre 6 Monate 
WJahre 7 Monate 

Tarifvcrtraglich können alle Fristen abgekürzt und verlängert werd~n. 
Nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer können dann 
diese dennoch einzelvcrtrag lich vereinbaren (§ 622 Abs. 4 BGB). 

Die Prüfung einer Kiindigung ist damit allerdings noch nicht zu Ende. 
Des Weiteren stell t sich die Frage, ob die KUndigungsschutzbcstlm­
mungcn des KUndigungsschut.<:gesetzes (KSchG) der KUndigung der 
Steuerf;u::hgehilnn aus Fall 17 entgegenstehen. 

Anwendung nndct das KUndigungsschutzgcsetz auf Arbeitnehmer. die 
_ wie im Beispidsfall - länger als sechs Monate in einem Betrieb be­
schäftigt sind (§ l Abs. 1 KSl.:hG). 

Weitere Voraussetzung ist, dass im Betricb in der Regel mehr als 10 Ar­
beitnehmcr beschäftigt sind (§ 23 KSchG). Im Fall 17 tdlTt dies fraglos 
auf die drei angestellten Steuerberater, die Kanzlcileiterin und die sechs 
Steuerfaehgehilnnnen zu. Der S ist jedoch hiermit noch nicht gedient, 
da bei dieser Zählung nur 10 Arbeitnehmer (3+ 1+6) im Betrieb sind. 
Die Auszubildenden zählen gern. § 23 Abs. 1 Satl. 2 KSehG nicht mit 
Ikr Gesetz.geber wollte verhindern, dass Arbeitgeber auf die Ausbildung 
verzichten. um nicht unter das Kündigungsschutzgesetz l.U fallen. Es 
stellt sich also im BcispieJsfaH die Frage, ob die Raumpßegerin in die 
Zählung einzubeziehen i51. Teilzcit~äftigt(: Arbeitnehmer wl.'rden 
auch nur anteilig gerechnet! ArbeiLnehmer mit einer regdmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden werden mit 0,5 
und solche mit nicht mehr als 30 Stunden werden mit 0,75 einbezogen. 
Die Raumpflegerin arbeite! zwar nur 12 Stunden in der Woche, sie wird 
jedoch mit 05. also als halber Arbeitnehmer, mitgezählt. Insgesamt sind 
damit also 10,5 Arbeitnehmer beschäftigt und das Kiindigungssehutzge­
setl. findet Anwendung. 
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Die Schwelle von 10 Arbeitnehmern lässt sich gut merken. aher ganz 
so einfach ist es nicht. Bis zum 1.1.04 galt das KSchG jedoch scholl hei 
mehr als nur fiinf Arbeitnehmern. Dieser Schutz sollte den im Arbeits­
verhältnis stehenden Arheitnehmern erhalten bleiben. Dahn gilt ruf alk. 
die am 31.12.2003 beschäftigt waren. die II)chr-als-fiinf-Arbciwchmer­
Regel. wobei NeueinsteIlungen nicht mil2ählen (§ 23 K$chG). 

Weiterhin ist hcrvonuhcben. dass nur durch die Erhebung einer Kla­
ge du Kündigungsschutz geltend gemacht werden kann. Eine solche 
Kündigungsschutzklage ist innerhalb von J Wochen nach Zugang der 
Kündigung cinzurdchcll (§§ 4, 7 KSchG). Erfolgt keine rcrhtzcitigc Kla­
gecrhebung, so ist die Klage materiell nieht begründe!, da etwaige Män­
gel bei der Einhaltung des Kündigungsschutzgcsetzes geheilt werden. 

leitsatz 1 B 
Voraussetzungen des Kündigungsschutzes des KSchG 

1. Es müssen mehr als zehn Arb~itn~hmer, also mindest~ns 10,5 
Arbeitnehmer, im Betrieb ameiten (§ 23 Abs. 1 K$(:hG), wobei 
T~i lzeitbeschäft igte anteilig gerechnet werden (bis 20 Wochen­
stunden 0,5; bis 30 WS 0,75). Für Arbeitnehmer, deren Arbeits­
verhältnis schon am 31.12.03 bestand, gilt eine 5,5 Arbeitneh­
mer-Grenze, wobei Neueinst~lIungen nicht mitzählen. 

2. Der Arbeitnehmer muss mindestens sechs Monate in demselben 
Betrieb oder Unternehmen im Dienst gestand~n haben (§ 1 Abs. 
1 KSchG). 

3. Die Kündigungsschutzklage muss innerhalb von 3 Wochen nach 
Zugang der Kündigung erhoben werden (§§ 4, 7 KSchG). 

Im Beispielsfall 17 wurde also festgestellt. dass das Kündigungsschutz­
gesetz Anwendung fin det. Das heißt natürlich noch nicht. dass die 
Schutzhestimmungen auch zutreffen. Um festzustellen, ob die Kündi­
gUIl)! der Steuerfachgehilfin rcrhtens ist, ist dies nun zu prüfeIl. 

Findet auf ein Arbeitsverhältnis das Kündigungssehu!zgesetz Anwen­
dung. so ist eine onkntliche Kündigung nur dann unwirksam, wenn 

Ordentliche- Kündigung 

sie sozial ungerechtfenigt ist (§ I Abs. I KSchG). Es stellt sich also die 
Frage. in wtlchtn Fällen iSl eine Kündigung sozial gerechtfcnigt und in 
welchen Fälkn nicht. lesen Sie dazu den zweiten Absatz des § I KSchG. 
eine der zentralen Vorschriften des Kündigungsschutzrechts. 

Eine Kündigung ist dann s07.lal gt'Teehtf('nigt. wenn sie durch Gründe. 
die in der Person oder dem Verhalten des Arbeitnehmers liegen. oder 
durch driogende betriebliche Erfordernisse bedingt ist (§ lAbs. 2, Satz 
1 KSehG). Anders gesagt. die Kündigung muss entweder 
a) personenbedingt, 
b) verhaltensbedingt oder 
cl betriebsbedingt begründet sein. 

Dicst'. drei Kündigungsgründe d{'S § 1 Abs. 2. Satz I KSehG sind al­
lerdings kaum aus sich allein verständlich. So hat die Rechtsprechung 
diese dann über Jahre hinweg ausgerullt: 

a) Gründe, die in der Person des Arbeitnehmers (personenbedingte 
Gründe) liegen. sind solche, die auf den persönlichen Eigenschaften 
und Fähigkeiten des Arbeitnehmers beruhen. Hier kommt insbesonde­
re häufige Krankheit. Trunk- oder Drogensucht, mangelnde Eignung 
oder nachlassende Arbeitsfahigkeit in Betracht. Die persönlithen 
Eigenschaften müssen natürlich in einer gewissen Intensität vorlie­
gen. Keinesfalls reich! etwa eine Erkrankung, auch nicht eine längere 
Erkrankung, als Kündigungsgrund. Zum einen ist weitere Voraus­
setzung, dass die Krankheit eine unzumutbare Beeinträchtigung der 
betricblichen Interessen darstellt. Zum anderen muss die Annahme 
hinzukommen. dass der Arbeitnehmer auch in Zukunft längt'r krank 
sein wird . Oft werden von der Arbeitgeberseite häufige Kurzerkran­
kungen eines Arbeitgebers als Reehtfenigungsgrund angtfUhn. Dies 
ist zwar grundsätzlich wlässig. die Kurzerkrankungen müssen sich 
jedoch über einen seh r langen Zeitraum, etwa über drei Jahre, hinzie­
hen und zudem muss mit ihnen auch in der Zukunft zu rechnen sein. 

b) Gründe, die im Verhalten des Arbeitnehmers liegen (vcrhaltensbe­
dingte Grunde) sind vor alltm solche, die sich aus einem Verhalten 
des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeilgeber, seinen Arbeitskol­
legen oder Kunden ergeben. In Betracht kommen hier insuesondere 
Unzuverlässigkeit, mangelhafte Leistungen, strafbare Handlungen (z. 
B. Diebstahl), Unpünktlichkeit. ßekidigungen oder die Störong des 
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Bt'lricbsfriedcß$. kunum alle nur dcnkball"ß Pflichtverlrtzungcl1 des 
Arbeitnehmers. Aber auch hier gilt die Anforderung, dass der Verstoß 
rim: gewisse Gewichtigkeit und lnlt:nsi lät beinhalten muss. Konkret ist 
sie nur im Ein Z('Jf~1l anhand einer lnteresscnabwligung festzustellen. 
Zudem ist vor dem Ausspnlch einer vcrhalrcnsbcdingtcn Kündigung 
in aller Regel eine sog. Abmahllung erforderlich. Beim e151eß Aufirc· 
ten des negativen Verhaltens muS5 der Arbritgebl'T sehr deutlich rn<!­
(hell, dass er in Zukunft ein soh;:hes VerhaltC'ß nkhl hinnehmen und 
bei einer Wirocmolung kUndigen wird. Diese .gelbe Karte" ist nur bei 
wirklich cindl."utigem Verhalten (z.B. Diebstahl) ('ntbehrlich. 

cl ßetriebsbedingtC' Gründe sind alle internen und cxtenll:n Einflüsse auf 
cim:n ßl:tricb, die die Arbeitsleistung des Arbeilnehmers überflüssig 
machen. In Betracht komml hier etwa der Auftragsmangd, der Ab-
5atzriickgang, Rationalisierung, Rohstoffmangel oder Finanzierungs­
schwierigkeiten. 

An die Prüfung der drei Rtthtfertigungsgriinde schließt sich zudem in 
jedem Fall noch die Prüfung der Verhältnismäßigkeit an. Denn grund­
sätzlich soll eine Kündigung immer das Irt7.II"" ang.-wandte Mind zur 
Lösung des Konflikts sein. Unter den Arbeitsrtthtlem heißt dies das .UI­
tima-Rmio-Prinzip". Es iSl nlso immer zu priift'u, ob die Möglichkeit der 
Weiterbeschäftigung ctwn nach eiuer Umschulung oder durch Versetzung 
an einen anderen Arbeitsplatz besIeht. 

Im Eingangsfall 11 macht der Arbeitgeber den Rilckgang der Man­
danlenzahlen geltend. Es liegt also ein betriebsb«lingler Kündigungs­
grund vor. Damit hat die Sleut:rheraterl:anz]ci zwar das Recht zur Kün­
digung. dies ist jedoch nochmnls dahin gehend eingeschränkt, dass sie 
dt:m sozial Stärksten seiner ArbeiTnehmer zuerst kündigel] muss (§ 1 
Abs.3 KSchG). Der Arbeitgeber ist also verpflichtet, eine Sozialauswahl 
vOrlunehmen. Kann der gekündigte Arbeitnehmer nachweisen, dass nur 
ein anderer Arbeitnehmer sozial stärker ist als er, so is t scine Kilndigung 
unberl-chtigt. 

Ordentlietle Kündigung 

Das Gesetz gibt dem Arbeitgeber dabei folgende Krit('"ri('"n an die H3nd 
(I 1 Abs. ) KSchG): 
- Oau('"r der Betriebszugehörigkeit 
- Lebensalter 
• Unterh:lltspfliehtcn 
- Schwerbehinderung 

Dies muss der Arbeitgebo- ('"nlSprcchend w<:rten. Er darf dann nur dem 
sozial stärkst('"n kündigen. Richtlinien rur eine soJeht' Wertung können 
auch in Tarifverträgen, Betriebsvereinbarung odo- Personalvertretungs 
Richtlinien festgesetzt werden (§ 1 Abs. 4 KSchG). 

In die Auswahl einbewgen werden jedoch nur Arbeitnehmcr an ver· 
gleichbaren Arbeitsplätzen. 1m Ausgangsfall 11 kommen daher nur die 
weiteren Sieuerfaehgchilfinnen in die soziale Auswahl. Da eine unge­
kündigte Steuerfaehgehilfin jüngo- ist und zudem noch kilner im Be­
trieb. hätte die Kanzlei ihr zuerst kündigen müssen. Oie Kündigung im 
Ausgangsfall ist also unbegrilndct! 

Auch bei der sozialen Auswahl gill jedoch die Weisheit: Keine Regel 
ohl\e Ausnahme. Nach § lAbs. ) Satz 2 KSchG sind solche Arbeitm::h­
mer nicht in die soziale Auswahl einzubeziehen, deren Weiterbesehäfti­
gung insbeso!\dcrt: wegen ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistungen 
oder zur Sicherung einer ausgewogenen Personalstrucktur des Betriebs. 
im berechtigten betrieblichen Intert'SSe liegt. Diese Ausnahme ist von 
Bedeutung. EnlSprtthende Situationslagen werden häufig von Arbeit­
gebern vorgebracht. 

Leitsatz 19 
Rechtfertigungsgründe des KSehG 

Oie Kündigung eines Arbf:itnehmers, der den Schutz des Kündi­
gungsschutzgesetzes genießt. muss sozial gerechtfertigt sein. Des­
halb muss eine Künd igung entweder 
- personenbtdingt 
- verhaltensbedingt (ggf. mit Abmahnung) oder 
- betriebsbedingl (mit korrekter sozialer Auswahl) 
begründet sein. 
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Besondere Kündigungsschuugründe 
_ FaH1B 

Ein klelnl!S Friseurgeschäft kündigt seiner Friseurin F fristgerecht, Wie 
sich nach wenigen Wochen ruT die Friseurin herausstellt. war sie zum 
ZdtllUnkt der Kündigung s<:hon schwanger. Ilal ihre Schwangerschaft 
Einnuss aufdie Kundigung? 

In diesem Fall greift einer der vielen besonderen Kündigungsschutz­
gründe, die ruf in hohem Maße schutzwOrdige Arbcitlll:hmcrgruppen 
geschaffen wurden. und zwar der Mutterschutz gern. § 9 MuSchG. Die 
Kündigung ist demnach während der Schwangerschaft und bis zum Ab­
lauf von vier Monaten nach der Entbindung unzul~ssig. Die werdende 
MU[[eT hat allerdings gern. § 9 Abs. I MuSchG ihren Arbeitgeber inner­
halb von zweoi Wochen nach Zugang der KOndigung von ihrer Sthwan­
gcrschafi l.lI unltrrkhten. Wenn die Schwangere diese Milltilullg 
unltrUisst. Ist es vorbt'i mit dem SuperkündigungschulZ! Sollte die Ar­
beitnehmerin allerdings ~Ibst nichts von ihrer Schwangerschaft wissen. 
und konnte sie daher den Arbeitgeber unverschuldet nichl innerhalb 
der Zweiwoehenfrist benachrichtigen, kann sit' dies ohne Rechlsverlust 
unverzüglich nachholen (§ 9 Abs. I MuSchG). 

Demnach ist rur den Eingangsfall festzustellen, dass die F durch dk 
unverzügliche Benachrichtigung ihres Arbeitgebers die Unzulässigkeil 
ihrer Kündigung herbeiführen kann. 

Besonderer KOndigungsschutz besteht weiterhin insbcsonden." für Be­
triebsratsmitglieder oder Mitglieder der Jugendvertrelung" Deren Kün­
digung ist ebenfalls unzulässig (§ 15 KSchG). Auch für schwerbehin­
derte Menschen besteht ein besonderer Sc:hutz. Hkr ist die Wirk$alnkdt 
der Kündigung von einer Zustimmung des Integrationsamts abhängig. 
die vom Arbeitgeber eingeholt werden muss (§§ 85 ff. SGB IX). Wdtert 
Kündigungsschutzbestimmungen finden sich z.B. im Bundöerziehungs­
gcJdgesefz für die Ehernzeit oder auch rur Wehrdienst und Wehrübungen 
im Arbeitsplatzschutzgcsetz. 

Das BundesnrbeiLSgericht lässt hei sehr großem Unrecht aber auch jcne 
Arbeitnehmer. die wedcr unter das KOndigungsschutzgcsetz noch unter 
and('re KOndigungsschu tzrcgeln fallen. nicht im Stich. Wenn das Un­
recht so groß ist, wenn es ctwa völlig offensichtlich erkennbar ist, dass 
nicht h;iUe gekündigt werden dürfen, dann ist die Kündigung m:uwid_ 

Ordentliche KOnd igung 

rig und gem. § 242 BGB unwirksam {BAG. NZA 2001. 833), Dies ist 
etwa bei Rcchtsmissbrauch rler Fall. Eine solche Konstellation kommt 
zwar sehr selten vor, sie wird jedoch gerne als Argument genutzt, um 
in K.Ieinbctrieben oder bei einer Beschiirtigung unter 6 Monaten dne 
Kündigungsschullkloge 7.U begriinden. 

le itsatz 20 
Kündigungsschutzbestimmu ngen 

Die Grundsätze der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses sind im 
BGB (§§ 620-626) geregelt. Bestimmt wird das Kündigungsrecht 
jedoch von einer Vielzahl von Sonderregelungen. den sog. Kündi­
gungsschutzbestimmungen (K$chG, MuSchG (tc')' die den sozial 
schwächeren Arbeitnehmer vor der Kümligung des Arbeitgebers 
schützen. 

Betriebsrat und Kündigung 
_ Fall 19 
In einem großen Kauflwus wird dem Verkäufer V gekündigt. Aufgrund 
verschiedener längerer Krankheiten war seine Kündigung begTÜndet 
und sozial gerechtfertigt. Im Kaufhaus existiert ein Betriebsrat. Dem Be­
triebsrat wurde die Kündigung am Tag nach der Absendung vorgelegt. 
Er stimmte der KOndigung zu. Ergeben sich aus den Geschehnissen um 
die Beteiligung des Betriebsrats Zweifel an der Rcchtmäßigkeit der Kün­
digung? 

Werfen Sie einen Blick in das Betriebsverfassungsgcsctz und den sehr 
langen (und wichtigen) Parngrafen 102. Ocr Arbeitgeber ist al.so ver­
pfUchtet, vor jeder Kündigung den Betriebsrat, soweit einer vorhanden 
ist, anzuhören (§ 102 BetrVG). Diese AnhörungspfUcht ist in der Praxis 
von sehr großer Bedeutung, da ein Verstoß zur unheilbaren Nichtigkeit 
dcr Kündigung führt. 

Diese Vorausselwngen der Anhörung sehen auf den erslr.n Blick zwar 
sehr einfach aus, in der Praxis scheitern jedoch viele Kilndigungcn des 
Arbei tgebers gerad( an der unzureichenden Durchführung. 
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Von entscheidender Bedeutung ist d ie Regelung, dass du Betriebsrat 
zeitlich gesehen vor der Kündigung ;mgchÖr1 w('rtlen muss. Die Anhö­
rung muss daher vor Verwirklichung der KutHJigungsabsicht, also vor 
Absendung oder Übcmlittlung de{ Kündigung an den Arbcitrwhmcr 
erfOlgen. Der Mangel einer verspäteten Anhörung iSI nicht zu heilen 
- auch niehl durch eine sp;i t('~ Zustimmung des Betriebsrats zur Kün­
digung. Die Formvorschriften der Anhörung des Betriebsrats sind also 
penibel genuu zu befolgen. 

An dieser Stelle lässt sich schon der Fall 19 unproblematisch lösen: Die 
Anhönmg zur Kündigung nach dCfen Absendung war zu spät. Selbst die 
nachträgliche Zustimmung des Betriebsrats konnte dies nicht heilen. Oie 
Kündigung des Verkäufers V ist dahc:r unheilbar nichtig. 

Doch weiter zu Anhörung des Bctriebsrat~ : Es reicht nicht aus, dem 
Betriebsrat lediglich Namen des Arbeitnehmers und Kündiungsgrund 
mitzuteilen. Er muss über 311e tatsächlichen Gründe der Kündigung und 
den maßgeblichen Sachverhalt infonniert werden. 

Nach der Anhönll1g hat der Betriebsrat eine Frist \Ion einer Woche, um 
der Kündigung schriftlich und begründet zu widersprechen I§ 102 Abs, 
2 BetrVG). § 102 Ab.~. J BetrVG listet dic flinf einschlägigen Wider­
spruchsgriinde auf ILesen !l icht vergessen !). Nutzt der Betriebsrat seine 
Wochenfrist nicht, so gilt dies als Zustimmung Zll r Kündigung. 

Der Arbeitgeber ist dun:h ei nen Widerspruch allerdings nicht gehinden, 
trotzdem zu kündigen. Er hat ledigl ien den Widerspruch der Kündigung 
beizufligung (§ 102 Abs. 4 ßetrVG). Damit soll u.a . der Arbeitnehmer 
in die lage versetzt werden, die Chancen einer Kündigungschutzklage 
leichter abzuschätzen. 

Ein begründeter Widerspruch des Betr iebsrats ist allerdings sehr bedeu­
tend rur den Fall, dass MI' Arbeitnehmer tatsächlich ('ine Klage ein­
reicht In diesem Fall hat er gem. § 102 Abs. 5 BetrVG das Recht auf 
Weiterbeschäft igung am Arbeitspla tz. Der Arbeitgeber muss ihn also zu 
den gleichen Bedingungen weiterbeschäftigen. Nur d3S Gericht kann 
den Arbeitgeber in ganz besonderen F.iillen davon entbinden. 

Ordentliche Kündigung 

Leitsatz 21 
Anhörung des Betriebsrats 

Existiert in einem Betrieb ein Betriebsrat. so ist dieser unbedingt 
vor jeder Kündigung anzuhören. Geschieht dies nicht oder nicht 
richtig, so ist die Kündigung unheilbar nichtig !§ 102 BetrVG). 

Übersicht 6: Prufung bei der ordentlichen Kundigung 
(§§ 620-625 BGB) 

Wurde eine orden t liche Kündigung erklärt? 

Ist der Bet riebsrat ordnungsgemäß angehört worden? 
(gern, § 102 BetrVG rnit Bekanntgabe der Gründe und des maßgeb­
lichen Sach\lerhalts) 

Steht besonderer Kündigungsschutz entgegen? Etwa: 

- Mutterschutz, gern. § 9 MuSchG 
- Schwerbehindertenschutz. gern. §§ 85 ff. SGB IX 
- Schutz der Betriebsratsrnitglieder u. Ä. gern. § 15 KSchG 

Wurde die Kündigungsfrist eingehalten (§ 622 BGB)? 

- gesetzl iche Kündigungsfristen (Abs. 1 oder 2)? 
- Wurden vertraglich zulässig kürzere Fristen \lereinbart (Aushi lfs-

kräfte. Probezeit, kle ine Betriebe lAbs. 3 oder 5])? 
- Gilt ein Tarifvertrag rni t anderen Fristen oder wurden solche 

Fristen \lereinbart (Abs. 4)? 
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Besteht Kündigungsschutl nach dem KSchG? 

- Anwendbarkeit 
- sechsmonatige Betriebszugehörigkeit g~m. § 1 Ab~ J KxhG 
- mehr als 10 Arbeitnehmer im Iktrieb gern. § 23 KSchG (Teil-

zeitkräfte: bis 20 Wochenstunden _ 0,50 AN; bis 30 WS -
0.75 AN) (bei Altfall, AVH bestand am 31.12.03 ___ 5 AN) 

- K5chG nicht anw~ndbar ___ drastisches UnrC'cht gem. TrC'u und 
Glaubtn (§242 BG8?) 

- Erhebung der Klage: innerhalb J Wochen gC'm. §§ 4. 7 KSchG 
- SozialC' RtthtfC'rtigung dC'r Kündigung gem. § 1 Ab~ 1 KSchG 

- pmonC'nbezogene Kündigung 
(z. B. starkC' Krankheit, Orogensucht, mangelndC' Eignung) 

- vtrhaltensbC'dingte Kündigung 
(PflichtverletzungC'n, wie strafbarC' HandlungC'n, Unpünkt­
lichkeit, Beleidigungen: Wichtig: Abmahmmg erfolgt oder 
übC'rflüssig?) 

- bC'triebsbedingte Kündigung 
(z. B. Auftragsmangel. Absatzrüügang, RationalisiC'rung, Roh­
stoffmangel) 

- Verhältnismäßigkeit der Kündigung: Ist Umschulung oder 
Versetzung an einen anderC'n ArbC'itsplau möglich? 

- Soziale Auswahl bei der betriebsbedingtC'n Kündigung 
(§ 1 Abs. 3 K5chG) 
- Auswahlkriterien: Dauer dC'r B~tr iebszug~hörigkeit, lC'bensal­

ter, Unt~rhaltspflichten, 5chw~rbC'hinderung (Abs. J Satz 1) 
- Ourchbr~chung der sozialen Auswahl durch btrC'chtigte 

bC'triC'bliche Bedürfnisse (Abs. 3 Satz 2)? 
- Uegen konkrete Ikwertungsregelungen im TarifvC'rtrag ~tc. 

vor lAbs. 4)? 

Änderungskündigung 
_ Fall 20 

Ordentliche Kündigung 

A, der Inhaber eines großen Möbdhauses, stellt fest. dass sein Verkäurer 
V kaum noch Umsatz bringt. Er möchte ihn. da V zudem sehr kräftig 
gebaut ist, lieber als Auslieferungsfahrer arbeiten lassen. Wie muss er 
die Umsetzung organisieren? 

Wie wir BUS Lektion (; wissen (Stichwort: Art der Arbeitsleistung). unter_ 
scheiden sich diC' Arbeitsaufgaben eines Verkäufers zu sehr von denen 
eines AusliC'rerungsfahrers. als dass einC' einfache Umsetzung vom Ar­
btltsvertrag abgedeckt ist. 

Eine Umsetzung des V ist also nicht möglich. Dem Arbeitgeber verbl ribt 
nur diC' Möglichkeit einer sog. Änderungskündigung. Die Änderungs­
kündigung bC'inhahet nichts anderes. als die Kündigung des alten Ar­
beitsvC'rhähnisses und ein Angebot zum Abschluss eint-s neuen ArbC'its­
vertrags zu den geänderten Bedingungen. 

Da die Änderungskündigung eine Kündigung des alten Arbeitsvertrags 
beinhaltet. ist diese auch wie eine Kündigung zu behandeln. 50 gelten 
etwa die Kündigungsfristen. Der Betriebsrat ist anzuhören lind die Kün­
digungsschutzvorsehriften (K5chG. Mu5chG ete.) finden Anwendung. 

Wenn A seinen Verkäufer V in der Auslieferung beschäftigen will. so 
muss er also den schwierigen Weg einer Änderungskündigung gehen. 
Bei der Umsctzung sind mithin alle Begebenheiten zu beriicksichtigen, 
die auch bei einer Kündigung entscheidend wä~n. 

EinC' besondere Bedeutung hat die MögliehkC'it einer Änderungskün­
digung im Kündigungsschutzprozess. HiC'r muss sich der ArbeitgC'bcr 
häufig fragen lassen. ob nieht durch eine Umsetzung. also durch C'ine 
ÄnderunI/:Skündil(Unj(, die C'ij(entliche Kiindigung hälle vermiwC'n wer­
dC'n können. 
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Leitsatz 22 
Änderungskündigung 

Die Umsetzung eines Arbeitnehmers an eintn qualitativ anders 
gearteten Arbt:itsplatz ist nur mimls einer Änderungskündigung 
möglich. Sie b(steht - rechtlich gesehen - aus einer Kündigung und 
einem ncouen Vertragsangebot. Fur die Änderungskundigung gelten 
daher die gleichen Voraussetzungen wie für eine Kündigung. 

8. Lektion 
Die außerordentl iche Künd igung 
_ Fall 21 
A arbci!ct in einem großen Werk rur Autoradios. Als er nach Feierabend 
das Werk verlasst, wird er vom Werkschutz kontrolliert. Es wird cin 
{eures Autoradio in seiner Aktcnla5Che gerunden. Es stellt sich heraus. 
dass A in der Mittagspause unbC'fugt in das lager gegangen war und das 
Radio eingesteckt halle. Am näl:hslCn Morgen wird A zum Pcrsonallciu:r 
gerufen. Dieser erklärt, da~ ihm aufgrund der Vorfalle des Vortags mit 
sofortiger Wirkung gekündigt werde. Der Betriebsrat sei infonniert wor­
den und habe der Kündigung zugestimmt. A solle sofort seine Sachen 
packen und das Werk verlasscn. 

_ Fall 22 
B arbeitet bei einer großen Ve~ic:hcrung, deren Geschärtsräurne sich in 
zwd ca. 10 Minuten ]:ußweg voneinander entfernten Gebäuden befin­
den. B hai ,111 dnern Tag in beiden Gebäuden zu lun. Durch dnen Zufall 
komml heraus, dass er ffir den weg von einem Haus zum anden:n nicht 
10 Minuten, sondern über eine Stunde gebraucht hat. Als ihn die Ge­
schiiftslcitung zur Rt'tlc stellt, gibt er zu, unlCTWtgs privlile Besorgungen 
gemacht zu haben. Kollln B gekündigt werden? 

Oie außtrordenll iehe Kündigung 

_ Fall 23 
Zwischen dem Bäektrgesellen C und scinl~nl Chef kommt es zum Streit 
über die Urlaubszeiten. C, der bisher im Betrieb als sehr ruhigt-r Mitar­
beiter bekannt war. regt sich über die ungünstige Lagc seines Urlaubs 
sehr auf und beschilllpft seinen Cher laUl und vor den anderen Arbeitern 
als .Schwein· und .Idiot". Dieser überlegt sich. ob er C kündigen kann. 

Neben der ordentlichen Kündigung, die wir in der letzten Lektion ken­
nen gelernt haben, bd der ja u. a. eine fri st einzuhalten ist, kennt das 
Rt"Cht die außerordentliche Kündigung. Sie wird in § 626 BGB. einer 
der bcdeUlsamsten Nomen des Arbeitsrtthts. ge.regclt (Lesen!). Ein be­
sonderes Merkmal der außerordentlichen Kündigung ist die Möglichkeit, 
sie fristlos aUSzuspl\'ehen. 

Die Erklärung einer außerordentlichen Kündigung ist gern. § 6268GB 
möglich, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrond derer den Venragsllart­
nern die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kün­
digungsfrist oder bis zur vere inbarten Beendigung nicht zugemutet 
werden kaun. Die:;e Vomussctzung wird allgemein unter dem Stichwort 
.wichtlger Grund" diskutiert. Ein solcher wichtiger Grund ist also Vo­
raussetzung rur eine außerordentliche Kündigung. Die Schicksalsfrage 
ist nun. In welchen Fällen dn wichtiger Grund vorliegt und in wel­
chen nicht. Gern. § 626 BGB müssen die Tatsachen. also der wichtige 
Grund. so schwerwiegend sein. da~ diese unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung aller Interessen eine au­
ßerordcZltliche Kündigung Tl.:chtfertigcn, Es ist also grundsiitzlkh eine 
Einzelfallabwägung vorzunehmen. 

In der Regel rechtfertigen dabei folgende lIandlungtn des Arbeitneh­
mers eine außerordentl iche KOndigung: 

_ Diebstahl. Unterschlagung odC'r B<:trug (etwa fremde Stempclkarte 
drücken) zu Ungunsten des Arbeitgebers odC"T der Arbeitskollegen 

- Schrniergeldannahrnc 

_ Tätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gl-genüber dem Arbeitgeber 
oder seinen Vertretern 
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- vorsätzlkh<: Sachbeschädigung an den Sachen dl'S ArbC'itgebcrs oder 
der Arbeitskollegen 

- Nichterfüllung der Arbcitspf1icht (Überziehen des Urlaubs. Teilnahme 
an einem unrechtmäßigen Streik. eigenmächtiges Verlassen des Ar­
beitsplatzes, mehrfaches Zu-Spat-Kommen) 

- Verstöße gegen die BClriebsonlnung. Missach!Ußg von Weisungen 

- ernsthafte Störung des ßetricbsfriedens durch politische oder gcwcrl:-
schaflliehe Agitation 

Auch aulkrdienstliches Verhalfen kann eine aulkrordentliche Kündi­
gung rechtfc rl igcn, etwa wenn der Arbeitnehmer dadurch gehinden 
wird. seine Arbeit zu erfUlien (Vl'r]ust des Führerscheins heim Kraft · 
fahrer). 

Auf den ersten Blick vcnniTII:Jt diese Aufzeichnung möglicher Küntli ­
gyngsgrundc den Eindruck, als stände der Arbeitnehmer immer sehr nah 
an der Kl ippe: zur außerordentlichen Kundigung. Dem ist jedoch nicht 
so. Sehr oft sind die Vorkommnisse nicht so schwerwiegend zu bewer­
ten, dass sie gleich beim erst<:n Mal eine außerordentlkhe Kündigung 
l1!<:hlfertigen. Vielfach wird erst durch eine Wiederholung die notwe:n­
dige Intensität eino; wkhtige:n Grundo; im Sinn von § 6268GB em-.ichl. 
Voraussetzung ist dann weiterhin, dass der Arbeitnehmer ausdrüC'ldich 
darauf hingewiesen wurde. dass eine: Wiede:rholung zur Kündigung 
fUhrt. Für diese Konstellalion hat sieh die Rechlsform der sog. Abmah­
I1Ullg h<:rausgebildel. Sie ist in der Praxis von grolkr Bedeutung. Bis auf 
sehr wenige Ausnahmen ist der Arbeitnehmer vor dem Ausspruch einer 
aulkrordentlichen Kilndigung vorher ausdrücklich abzumahnen. Es ist 
ihm anzukündigen. dass eine weitere: Handlung dieser Art zur Kündi­
gung fUhn. Weder einl' einmalige politische Äußerung noch cin einma­
liger Verstoß gegen die Betriebsordnung herechtigen also in der Regel 
zu einer sofortigen außerordrn\liehen Kündigung. In beiden Fällen ist 
erst der Arbeitnehmer deutlkh abzumahnen. Erst dne Wiederholung 
der Handlung durrh den Arbeitnehmer führt dann wr KUndigungsmög­
lichkeit. Eine Abmahnung ist lediglich l'ntbehrlich. wenn der Verstoß 
so schwerwiegend ist. dass der Arbeitnehmer damit re:chllen muss, dass 
das Vert ... uen des Arbeitgebers endgültig zerstört is1. Dies ist allerdings 
mdst b('i stralbaren Vergehen der Fall. 

Die außerordentliche Kündigung 

Leitsatz 23 
Abmahnung 

Einer auße:rordentlichen Kündigung muss regelmäßig eine Abmah­
nung vorausgehen. Unter einer Abmahnung vc~teht man eine Be­
anstandung der Leistung des Arbeitnehme:~ mit gleichzeitiger An­
drohung de:r Kündigung für den Fall der Wiederholung. Nur in sehr 
schwerwie:genden Fällen. bei denen schon das einmalige Ereignis 
zu einer '1ollständige:n Ze~törung des Vertraue:nsverhältnisses führt 
{in der Regel etwa bei strafbaren Handlungen). ist e:ine Abmahnung 
entbehrlich. 

I'ur die Beispie1sfälle mÜSSl'n wir nun ent$cheidfn. ob jewl'ils ein wlth­
tiger Grund vorl iegt oder nicht. 

Im Fall 21 hattc A durch den Autoradiodiebstahl das Vertrauen des Ar­
beitgebers missbraucht. Dieser hatte aur den Schutz seiner Sachwme 
durch die Arbeitnehmer vertrau!. Durch den Vorfall wurde das Vcrtrau­
ensverhältnls nachhaltig zerstört. sodass eine Fortsetzung des Arbcits­
verhälmisses dem Arbeitgeber nicht zuzumuten ist. Eine Abmahnung 
war ni<:ht notwendig. da der einzelne Diebstahl rur sieb allein gesehen 
schon so schwerwiegend war. dass das Venrauensverhältnis unwie:der­
hersldlbar urstön wurde. 

1m Fall 2] liegt also ein wichtiger Grund im Sinn des § 626 BGB vor. 
Im FolgendeIl haben wir dann zu untersuchen. ob auch die weileren Vo­
raussetzungen dcr außerordentlichen Kündigung vorliegen. Zuvor soll 
noch geklärt werden. ob in den Beispielsfallen 22 und 2J ein wichtiger 
Gnmd vorliegt. 

Der Versicherungsangestelhe B aus dem Fall 22 hatte in der Arbeits­
zeit Einkäufe unternommcn. In der Zeit der Abwesenheit ist er seinen 
I'flkhten aus dem Arbeits/ertmg nicht nachgekommen. Dics hat der 
Arbeitgeber sicher nicht hinzun~'hmen. Es kann jedoch nicht davon ge­
Sllroclten werden, dass das Wnrauensverhältnis cndgUltig zerstört ist. 
Es ist durchaus zu erwarten. dass sich ein solcher Vorfall. insbcsonde~ 
na<:h der Entdeckung. nkht wiederholt. Diese 5O-minülige lcistungs­
verweigerung stellt mithin ,,11eine keinen wichtigen Grund dar. der ohne 
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vorhergehendl' Abmahnung eine außerordentliche Kündigung cmlög. 
licht. Dem Arbeilgl."ber stcht es jedoch frei. dtn Vorfall zum Anlas.~ 1.11 
nehmen, eine Abmahnung zu crtlärt'n. Im Wiederholungsfall wäre er 
dann zur 3ulkrordcnllichcn Kündigung hcrechligL 

Im Fall 23 beleidigte der Bäckergesclte C scin('n Meister mit den Wonen 
.Idiot" und .Schwein", Sol<:hc verletzenden Bezeichnungl'ß stellen eine 
grobe Bclcitliguilg dH und können zur außerordentlichen Kündigung 
fUhren. Abzust('llcll ist jedoch auch hier ;lU f den Gcsamlzusammcnhang. 
Im vorliegenden Fall war C als sehr ruhiger Mitarbeiter bekannt. Sokhc 
cinmaligcoll Beleidigungen stellen eine einmalige Entgleisung dar. dit 
das Vertrauensverhältnis nicht endgültig zerstören. Dem Bäckl'mu~islcr 
steht es deshalb auch hier lediglich frei, dne Abmahnung zu eneilen. 

Anders wäll': der Fall wohl zu beuneilen. wenn C bekannt war ruf seine 
ungehobelte An und schon in den Tagen vorher weniger starke oder 
ähnlichc Beleidigungen ausgesprochen hätte. Finde! ein solches Ver­
halten seinen Höhepunkt in der gro~n Beleidigung, so liegt ein wich­
tiger Grund vor. Bei der Beurteilung von Beleidigungen ist es zudem 
unl'rheblich, in weJchl'r Sprache sie erfolgen. Hingegen rechtfert igen 
hinterbmchte Beleidigungen. also Beleidigungen, die gegenüber Dritten 
erfolgen und dem Arbeitgebn lediglich hinterbracht werden. in der Re­
gel keine außerordentliche Kündigung. 

Weder im Fall 22 noch im FaH2) liegt also ein wichtiger Grund vor. Filr 
unsere wei tere Prüfung ist mithin nur noch de!' Autoradiofall {Fall 21) 
von Relevanz.. Zur weiteren Lösung später. 

Zur Problematik des wichtigen Grundes ist vorher noch auf einen viel 
diskutierten Sonderfall, auf dil' Verdaehtskündigung. hinzuweisen. 
KomnIl es bd einer s trafbaren Handlung nkht zu einem Geständnis des 
Arbeitnehmers oder zu einer anderen schnellen Aufklärung, so bleibt 
manchmal ein schwerwiegendcr VerdHeht gegen einen Arbeitnchmer. Zu 
denken ist hier etwa an folge nden Tathcrg:lng: 

Die außerordentliche Kündigung 

_ Fall 24 
In einer Fabrik werden regelmäßig aus den Spinden der ArbeiTnehmcr 
Gegenstände gesTohlen. Als ein Arbeiter zufällig fruher als nonnal in 
den Umkkideraum kommt, entded:;t er 0, der in einer fremden Jacke 
hantiert. 0 flieht und äußert sich nicht weiter. 

Auch ein schwerer uicht ausgeräumter Verdacht kann ein wichtiger 
Grund zur außerordentlichen Kündigung sein, insbesondere. wenn der 
Arbeitnehmer durch eigenes Verhalten (hier: Flucht) den Verdacht st:lbst 
herbeigeftihn oder verstärkt hat. In einem Kündigungsschutzprozcss be­
steht rur den Arbeitnehmer jedoch die Möglichkeit, seine Unschuld zu 
beweisen und SO seille WiedereinstellUllg durchzusetzen. 0 könnte bei­
spielsweise argumentieren, er habe die Jacke rur seine eigene gehalten. 
er sei aufgrund persönlicher Angst vor dem Zeugen genohen oder die 
Diebstähle hätten trolz seine!' Abwesenheit nicht aurgehört. Nun kom­
men wir zu den weiteren Vorausse(Zungen der außerordentlichen Kün­
digung und damit auch zur WeiTerführung des Falls 21. 

Die außerordentliche Kündigung ist gern. § 626 Abs. 2 BGB nur inner­
halb einer Frist von zwei Wochen nach Er1angung der Kenntnis des 
wichtigen Grundes möglich. Die Frist beginnt also nicht mit dem Vorfall 
selbst, sondern mit dem Zeitpunkt. in dem dem Arbei tgeber alle maß­
geblichen Tatsachen bekannt werden. Wh.- bei der ordentlichen Kün­
digung muss auch bei der außerordentlichen Kündigung gern. § 102 
BctrVG der Betriebsrat vorher angehört werden. 

Mit diesem WiSS('n können wir nun auch den noch offenen Fall 21 
{Stichwort: Radiodiebstahl) lösen. Da der Arbeitgeber zuvor den Be­
triebsrat angehön hatte und zudem schon Olm nächstcn Tag, also inner­
halb der Frist gekündigt halle, ist die außerordentliche Kündigung des 
A nicht zu beanstanden. 

Zwri weitere Begebenheiten, die wir schon von der ordentlichen Kündi­
gung her kennen. sind zudem zu beachtcn: 
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Auch die außerordentliche Kündigung ist nicht uncingcschränl<\ mög­
lich. Sie wird durch verschiedene böonden: Kündigungsschutzgründe 
oder -regelungen begrenzt. Insbesondere ist dies der Mutterschutz (§ 9 
Mu5chG), der Sl;hulz von schwcrbchindcrh::n Menschen (§§ 85 rr. SGB 
IX) und die Regelungen zur Entlassung von Bctricbsratsmitglicdern (§ 
JO) BetrVG). 

Dö Weiteren besteht eine Frist für die gerichtliche Geltcndmachung. Der 
Arbeitnehmer muss auch hier gern. §§ I J Abs. I Satz 2: 4: 7 KSchG in­
nerhalb von drei Wochen eint' Kündigungsschulzklagc erheben, um zu 
verhindern. dass rine unbcn:chtigtc außerordentliche Kündigung nicht 
trotzdem rechlswirks~m wird. 

Hinzuweisen ist noch darauf. dass auch der Arbeitnehmer wegen eines 
wichtigen Gnl1ldcs gern . § 626 BGB kündigen kann. § 626 BGB entfaltet 
seine Wirkung also in bdde Richtungen. Wichtige Grunde. die eine Kün­
digung durch den Arbeitnehmer rechtfertigen, liegen in der Regel vor. 
wenn der Arbeitgeber keine oder nicht die volle vcrcinbane Vergütung 
zahlt, wenn unzumUlbarc Arbeitsbedi ngungen. die zur Gefahrdung von 
Ll'ben, Gesundheit oder Sittlichkeit führen, vorhanden sind oder wenn 
es Zu Tätlichkeiten oder groben Beleidigungen durch den Arbeitgeber 
oder seine Venreter gekommen ist. 

leitsatz 24 
Außerordentliche Kündigung 

Oie außerordentliche Kündigung gern. § 626 BGB ist vom Vorliegen 
eines wichtigen Grundes abhängig. Sie ist nur innerhalb von 14 
Tagen nach Kenntnis der maßgeblichen Tatsachen möglich (§ 626 
Abs.2 ßGB). Eine Kündigungssehutzklage des Arbeitnehmers kann 
nur innerhalb von drei Wochen eingelegt werden (gern. §§ t3 Abs. 
1 Satz 2; 4; 7 KSchG). 

Die <lußerordentliche Kündigung 

Uberslcht 7: Prufung bel der außerordentlichen 
Kundlgung (§§ 626 BGB) 

Wurde eine außerordentliche Kündigung erklärt? 
(Künd igungserklärung abwägen: Beruft sich der Arbeitgeber 
auf einen wichtigen Grund? Erfolgte sie frist los? 

Ist der Betriebsrat ordnungsgemäß angehört worden? 
(gern. § 102 BetrVG mit Bekanntgabe der Gründe und des 
maßgebenden Sachverhalts [wie ordentliche Kündigung[) 

liegt ein wichtiger Grund vor? 
(gern. § 626 Abs. 1 BGß; Wichtig: Abmahnung erfolgt oder 
überflüssig) 

Steht besonderer Kündigungsschutz entgegen? 
Etwa: 
- Mutte~chutz. gem. § 9 MuSchG 
- Schwerbehindertenschutz, gern. §§ 85 ff. 5GB IX 
- Schutz der 6etrielmatsmitglieder u. Ä. gern. § 15 KSchG, 

§ 103 BetrVG 

Etfolgte die KÜl1digUl1gserklärung rechtzeitig? 
(innerhalb von 14 Tagen gern. § 626 Abs. 26GB) 

Wurde die Kündigungsschutzklage innerhalb von drei 
Wochen erhoben? 
(gern. §§ 13 Abs. Satz 2; 4; 7 KSchG) 
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9. Lektion 
Wt.i t~ rr: Br:r:nd igungsgründe 

Aufhebungsvertrag 
_ Fall 25 
In ein<.'m großen Su!'Cmlarkt arbeitct K als jüngste von 18 Kassiert­
rinnen. An einem noml3!eß Arbeitstag wird sie plötzlich zum Marktlci· 
[eT genlfen. Ocr Marktlcitcr eröffnet ihr. dass de r Supermarkt dringend 
Personal einsparen müsse. Sie, als die jüngste unter den Kasskn::rinncn, 
solle auS sozialen Gründen doch als Erste gehen. Er erwäge auch eine 
Kündigung gegen sie. Es gäbe jedoch eine Möglichkeit, sich den Ärger 
zu ersparen. Man könne sich einigen. Er biete ihr eine Vereinharung an. 
wonach der Arbcitsvcnrag zwar mit sofonigcr Wirkung ende. sie jedoch 
1.500 Euro in bar erhalte. K erscheint di~ als ein faires Angebot. Sie 
unterschreibt eine entsprechende Ve~inbarung und nimmt die 1.500 
Euro entgegen. Am Abend kommen K verschiedene Gedank.cn über die 
Richtigkeit ihrer Entscheidung: Hälle 5ie nicht mehr Geld verdient, wenn 
5ie bis zum Ende der Kündigungsfrist weitergearbeitet h3tte? Wäre die 
Kündigung eigentlich sozial gerechtfertigt gewesen. wo doch eine Kol­
legin erst drei Wochen beschäftigt ist? Als ihr am nächsten Tag beim der 
Arbeitsagemur mitgeteilt wird, dass sie das Arbeitslosengeld voraus­
sichtlich erst nach einer Sperrfrist erhalte, weil sie ihre Stelle ja seIhst 
aufgegeben habe, erkennt K, dass ihre Vereinbarung mit dem Marktleiler 
rur sie sehr ungünstig ist. K will wieder zurück in ihr altes Arbeitsver­
hältnis. Geben Sie dem Wunsch von K eint' Chance? 

Fmgen wir uns zuerst, was sich rechtlich gesehen eigentlich abgespielt 
hat. Überlegen Sie! Tipp: Das allgemeine Vl'nrags~ht. 

Das Arbeitsverhältnis wurde von K und dem Mari:tleiter nicht durch 
eine Kündigung, sondern durch eine Ven:inbarung aufgehoben. Ist dies 
möglich? Natürlich, nach dem Grundsatz der Vcrtragsfreihdl (§§ 241, 
305 BGB) kann ein Arbeitsvertrag - wie jeder andere Vertrag - auf­
gdlOhen werden. Wenn heide Seilen d3$ Arbeitsverhiillnis nicht mehr 
wollen, besteht kein Grund. sie zur r ortfUhmng des Arbeitsvertrags zu 
zwingen. 

Weitere Beendigungsgründe 

Eine Vereinbarung. mit dl'r dil' Paneien des Arbeitsverhältnisses die Be­
endigung Ill-ssdbcn bl·schließen. heißt Aunlebungsvertrag. Ein Aufhe­
bungs- oder auch Aunösungsvenrag ist an die Schriftform gebunden 
(§ 623 BGß). 

Er muss also von Arbeimehmer- und Arbeitgl'berseile unterschriehen 
werden. Üblicherwclse beinhaltet der Au1l1ebungsvcrtrag die Vrreinba­
rung du Beendigung de$ Arbeitsverhältnisses für sofort oder zu rinern 
spält:ren Zeitpunkt gegen Zahlung rincr Abfinrlung ~n den Arbeitneh­
me r. Ocr Aunlebungsvertrag ist ein sehr konsequentes und wirkungs­
volles juristischl"S Gestahungsmittel. Mit ihm können dir Parteicn das 
Arbeitsverhältnis unabhängig von allen sonst entgegenstehenden ar­
beitsrechtlichen Regelungen bee.nden. Weder das KUndigungsschutz­
gesetz noch die bcsoudeTe.n Kündigungsschutzvorschriften. wie die 
rur SchwangeIl: oder Schwerbehindertl', stehen der Wirksamkeit eines 
Aufhebungsvertrags entgegen. Es geiten insofern keinerlei Kündigungs­
fristen und -verbote. 

Die Ar-beitsagentur stellt den Abschluss eines Au1l1ebungsvt'rtrags häu­
fig der Kündigung durch den Arbeitnehmer gleich. Sie erkennt im Auf­
hebungsvertrag die fll:iwillige Aufgabe des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeitnehmer. Dies hat zur Konsequenz. dass in der Reg!."! gem. 
§§ 143a, 1445GB 111 eine mehrwöchige Sperrfrist rur die Zahlung von 
Arbeitslosengeld verhängt wird. Der Arbeitnehmer muss diesen finan­
ziellen Verlust bei den Verhandlungen mil seinem Arbei tgeber berück­
sichtigen. 

Der Abschluss eines Au1l1ebungsvertrags birgt also große Risiken fü r 
den Arbeitnehmer. Er verliert seinen gesamten Kllndigungsschutz, er­
hält ggf. eine Sperrfrist von der Arbeitsagentur und zudem wird di!." 
Abfindung auf das Arbeitslosengeld angerechnet. 

Wird ein Au1l1ebungsvenrag unüberlegt abgeschlossen. so kann es 
- wie hier im ßeispielsfall 25 - schnell zu sehr großen Nachteilen ruf 
den Arbeitnehmer kommen. Schlussfolgerung: Ein Arbeitnehmer sollie 
sich den Abschl uss t.'incs Au1l1ehungsvertrags sehr gründlich überlegen. 
Andererseits s!Hicht ,luch nichts dagegen, einen ArbeitsIlIatz ~ etwa zu 
Gunsten eines besseren -. zwar unter Aufgabe aller Rechte, jedoch mit 
einer schöncn Abfindung zu verlassen. 
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Die I'roblt'malik des unvorsichtig abgeschlossenen Aufhebungsvl."nrags 
ist den Tarifparlden durchaus bekannt. Es nnden sich daher in vn­
schi('(\cnen Tarifverträgen SchUlzvorschriflen TuT den Artlcitnchmcr. 
etwa eint l4-tägige WiderrofsmöglichkC:it. 

Die rtthtlkhc Situation im fall 25 können wir also wie folgt zusam­
menfassen: K hai einen Aulhcbungsvcnrag abgeschlossen, mit dem sie 
auf ihren Kllndigung5s(:hUIZ verzichtet und der ihr eine Sperre bei der 
Arbcilsagcnlur einbringt. Eiß solcher Vertragsabschluss iSI für sie ZW3T 
trotz der Zahlung von 1.500 Euro sehr ungilnslig, er ist jedoch rechtlich 
grundsätzlich nicht zu beanstanden. 

Welche Möglichkeiten sehen Sie noch, um der K zu helfen? Es iSI 
nicht einfach, einen geschlossenen Vertrag zu kippen! Die speziellen 
arbeitsrecht lkhen Regelungen helfen nicht weiter. da si(" vom Aufhe­
bungsvenrag ausgehebeh werden. Reuung könnten nur das allgemeine 
Venragsrecht bringen. Die Willenserklärung zum Abschluss des Auf­
hebungsver1rags kann - wie jede Willenserklärung - wegen Drohung 
oder Irrtum ~ngefochten werden (§§ 119. 123 BGB). Im Fall 25 haue 
der MarktJeiler dar.lUf hingewiesen, dass er eine Kilndigung gegen K 
erwäge. Sehen Sie hierin eine Drohung, die eine Anfeduung gegen die 
Zustimmung zum Aufhebungsvertrag rcthtfenigt? Nicht jede Drohung 
rechtfertigt die Anfechtung (§ 123 BGB). Es muss sich schon um die 
Drohung mit einem empfindlichen Übel handeln. Die Veränderung der 
täglichen Arbeitszeit etwa reicht nicht aus. Droht der Arbeitgeber jedoch 
mit einer unberechtigten StrafanZeige oder mit einer unberechtigten 
außerordentlkhen Kündigung, so kann der Arbeitnehmer aus diesen 
Grunden anfechten. Der Arbeitgeber muss also schon wirklich schwer­
wiegend gedroht haben. damit sich ein Aufhebungsvertrag miuels der 
Anfechtung zu Fall bringen lässt. Die normale AnkOndigung einer or­
dentliC"hcn KOndigung, wie im Fall 25, stelh mithin kein empfindliches 
Übel dar. Wir können K also nicht helfen. 

Die Anfcchwng der WillenserkJiirung zum Abschluss des Aufhebungs­
wrtr3gs kann auch mit Irrtum begrundct waden (§ 119 BGB). Solche 
Fällc kommen allerdings sehr selten vor. MögliCherweise kann sich l~in{' 
s('hwang<'re Frau. die sich des Weil rekhtnden Verlustes ihrer Sozlalle[­
stungen nicht bewusst war oder von ihrer Schwangerschaft noch nichts 
wUSSh.". auf einen solchen lmum berufen. 

Weiterl~ Beendigungsgr(inde 

leitsatz 25 
Aufhebungs~rtrag 

Es steht den Parteien frei. das Arbeitwerhältn;s mittels eines Auf­
hebungsvertrags zu beenden (Vertragsfreiheit; §§ 241, 305 BGB). 
Mit dem Vertrag heben sie die Wirkung aller Kündigungsschutz­
vorschriften ~inschließlieh der Künd igungsfristen und -verbote auf. 
Die Arbeitsagentur ist gern. §§ 143a, 144 SGB 111 berechtigt, eine 
Zah[ungssperrfrist zu verhängen. Der Aufhebungsvertrag kann ge­
gebenenfalls wegen Drohung (z.B. mit unberechtigter außerordent­
licher Kündigung oder unberechtigter Strafanzeige) oder wegen 
Irrtums angefOChten werden (§§ 119, 123 BGB). 

Abfindungsangebot des Arbeitgebers 
Um den Schwiergkciten beim AbsC"hluss eines Aulhebungsvertrags zu 
entgehen, findet sich § la KSehG eine Handlungshi lfe. 

Gern. § la KSchG kann der Arbeitgeber bei einer betriebsbedingten Kün­
digung rur den Fall eine Abfllldung anbieten, dass der Arbeitnehmer 
die dreiwöchige Frist des § 4 KSchG zur Erhebung einer Kündigungs­
sehuuk[age verstrtiehen lässt. Der Arbeitnehmer lmlueht dieses Ange­
bOl nichtma[s konkrtt annehmen. Allein durch den Ablauf der Zeit. der 
3-Woehen-Frist des § 4 KSehG, erwirbt der Arbeitnehmer den entsprt­
chenden Anspruch auf Abfindungszahlung. Die Höhe beträgt ein halbes 
Monatsgehall pro Jahr der B{'triebszugehörigkeit (§ 1 a Abs. 2 KSchG). 

Befristung des Arbeitsverhältnisses 
_ Fa(l26 
A seh[ießt bei einem größeren BUI:hhanddshaus einen Arbeitsvertrag 
als Verkäufer mit der besonderen Vcrcinb3rung ab, dass er nur rur die 
Zeitspaune von drei Jnhrcn gelten 50[1. Als die Zeit um ist, erhält A, 
der dort inzwischen sehr gerne verkauft, einen neuen Arbeitsvertrag, 
wiederum nur rur dn:i Jahre. Nach Ab[auf l'rh1l1t er einen drillen Vertrag 
nochmals über drti Jahre. A[s die insgesamt 9 Jahre um sind, !rhnt das 
Buchhandelshaus den Abschluss einer weiteren Verlängerung ab. Es sd 
festgcstdll worden, dass A nicht mehr ins Geschäft passe. A ärgert sich 
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,-

nach dieser langen Zl'it vcrsl~ndlichcrwcisc und möchte wdlcrarheiten. 
Was raten Sie ihm? 

Die Fragestellung zeichnet sich aO. Ist die Befristung eines Al'bcitsver­
hältnisses zulässig? 

lesen Sir: § 620 Abs. 18GB! Hiernach enden DienstvcrhältniSSl!' mil Ab­
lauf der Zeit, fUf die sie eingegangen sind. Daraus ließe sich schließen, 
dass Befristungen möglich und unproblematisch sind. 

Richtig Ist, dass die Befristung möglich isL Unproblematisch ist sie jc­
doch nichl! Stellen wir uns einmal vor. die Befristung sei ohne Pro­
bleme möglich. Ein ArbeitgcOer stünde dann bei der Einstellung vor 
der Frage, ob er unbefristct odeT llefristet auf drei oder runf Jahre und 
mit dem Hintergedanken auf mögliche Anschlussvenräge einstellen soll. 
Ein unbefristet eingestellter Arbeitnehmer würde rur ihn ein ullgleich 
höheres Risiko bedeuten. Wollte er den Arbeitnehmer - aus welchen 
Gründen auch immer · wiedrr entlassell, so müsste er die umfassenden 
Kündigungsvorschriften beachten. Beim befristet eingestellten Arbeit· 
nehmer würde dagegen irgendwann der Vcnrag einfach auslaufen. Er 
bräuehte ihn da nn bloß nicht zu verlängern. Aufgrund dieser Lag<, wäre 
zu befürchten, dass Arbeitgeber die Möglichkeit der Befristung nutzen 
würden. um den Kündigungsschutz zu umgehen. 

Die Befristung ist daher an besondere VorJussetzungen gebunden. le­
sen wir weiter. § 620 Abs. 3 BGB gibt schon einen guten Hinweis. Für 
Arbeitsvenräge, dir auf bestimmte Zeit geschlossen werden. gilt das 
Tei lzcit· und Berristungsgesetz (Tillf'G). Die Zusammenstellung dieser 
beiden R«:htsgebiete in einem Gesetz verwundert zuerst. Was verbindet 
Teilleitarbeit und Befristung von Arbeitsverträgen miteinander? Bei­
de Gruppen untel'SC"heiden sich von den unbefristeten Vollzeit-Arbeit­
nehmern durch die entsprechenden Einschränkullgen. 

Im Hinblick auf das Zwei-Themen-Göetz ein kleiner Exkurs zur Tejlzeit­
arbeit: Tei!zeitarbcit bedeutet, dass jemand ~clmäßig mit wenig<,r Wo­
chenstunden beschäftigt ist (§ 2 TzBf'G). Dk-s soll geforden werden. damit 
insgesamt mehr M\'uschcn eine Arbc:itsstelle bekommen. Auch in leiten­
den Positionen soll die Teilzeit ermöglicht werden (§ 6 TzBf'G). In Betrie­
ben von mehr als 15 AriJ(oitnehmern besteht sogar ein gewiSS<"r Anspruch 
auf Verringerung der Arbeitszeit (§ 8 l'.lSffi). Bei lntell.'SSC nachlesen! 

Weitere Beendigungsgründe 

Zurück zur Befristung. liäufig werden zeitlich gesehen nicht nur ein, 
SOlidem mehrerc befristete Arbeitsverträge hinlereinander geschlossen. 
Man spricht dann von Kettenarbeitsverträgen. Hicr stell t sich die Fra­
ge wo die Prüfung anf:ingt. Sind al1e geschlossenen Arbeitsvcnräge zu 
prüfen oder nur der zeitlich letzte? Hier hat das BAG festgeste1h, dass die 
Panden mit dem Abschluss dl"S !etzten Arbeitsvenrags zum Ausdruck 
gebracht haben, dass dieser jetzt für sie Wirkung haben sol1 (BAG, NZA 
1986. 569). Es ist daher immer nur der letzte geschlossene Venrag zu 
prüfen. 

Für die Befristung ist die Schriftfonn vorgeschrieben (§ 14 Abs. 4 T7.6-
fG). Ein rein mündlicher ArbeitsvertTag ist daher immer unbefristet, 
auch wenn mündlich eine Befristung vereinban wurde oder wenn später 
eine schriftliche Befristung unterzeichnet wird. 

Was muss ein Arbeitnehmer tun, wenn ihm die Befristung seines Ar­
beitsvl'rhältnisses merkwürdig vorkommt? Er muss beim Arbeitsgericht 
klag<'n und zwar gem. § 17 TzBfG innerhalb von drei Wochen nach dem 
vorgt'Sehenen Befristuugsende. 

Nun zur Lösung zum Fall 26. Dort gab es drei befristete Arbeitsverträge 
hintereinander. Nach der BAG-Kettellvcrtrags-Rechtsprcchnung ist also 
nur der dritte Vertrag zu prüfen. Eine zulässige Befristung nach § 14 
Tzßf'G 1st nach 6 Jahren und keinem ersichtlichen Grund nicht gegeben. 
Die Befristung iSI also unwirksam. Der A steht in einem unbefristetem 
Arbeitsverbähnis. Aber halt! Gem. § 17 TzBfG muß er dies innerhalb von 
1 Wochen nach dem ursprünglichen Befristungende geltend machen. 

Leitsatz 26 
Befristung des Arbeits~rhättnisses 

Oie Befristung eines Arbeitsverhältnisses ist nur unter den beson­
deren Voraussetzungen des § 14 TzBfG zulässig. Ein Arbeitsvertrag. 
in dem eine unzulässige Befristung vereinbart wurde, gilt als un­
befristet. 6ei Kettenarbeitsverträgen ist nur der zeitlich letzte zu 
prüfen. Eine Bdristungs.abrede muß schriftlich erfolgen (§ 14 Abs. 
4 T2BfG). Es gilt eine 3-Wochen-Frist zur gerichtlichen Geltungma­
chung ab Befristungscnde (§ 17 Tz6fG). 
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111. Kollektivarbeitsrecht 

10. Lektion 

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
Der Grundstein des kolh:klivcn Arbeitsrechts wurde im Frühkapitalismus 
gelegt. Erinnern wir uns: Oie Arbdtsbcdingungen waren damals sehr 
schlt"Chl. Es wurde Ober 70 Stunden in der Woche gearbeitet, es gab 
sehr wenig freie Tage und der Arbeitslohn reichte kaum zur Ernährung. 
Zudem arbeilelen die Menschen ohne jeglichen SchUlz an Maschinen, 
die häung eine hohe Vcrlcl7.ungsgefahr bargen oder gesundheilsschädi­
gende Abluft produzierten. 

Der Staat woll lt' oder konnte nicht helfen. sodass den Arbeitern nur 
die Selbsthilfe blieb. Sir schlossen sich zusammen und grundelen _ un­
ter sehr großen Schwierigkeiten - die zuerst noch verbotenen Gewerk­
schaften. Als Gegengewicht und als Verhandlungsp~rtner vereinten sich 
im laure der Zeit die Arbeitgeber in Arbt' ilgeberverbänden. Der Ober­
begriff für Gewerkschaften und Arbeitgebervcrbiinde iSI ~Koaliti on". 

Nach dem Zweitcn Weltkrieg wurden nicht die vielen kleinen Einzelge­
werkschaCtcll erneut zum leben eTWl"t.:kt. Es wurden einige wenige flä ­
du:nUbergrodremit; Industriegewerkschaften gegründet. Diese Gewerk­
schaften organisieren die Arheitnehmer eines ges~mten Industriezweigs. 
Sie richten skh also nicht nach dem s])eziellen Beruf dl"S einzelnen Ar­
beitnehmers, sondern nach der Art dC'S Betriebs, in dem diCSl:r tätig ist. 
Für alle Betriebe. die sich mit der Me\allverarbeitung beschäftigen. ist 
z. B. die IG Metall zuständig. Dies lx.'<Ieutet, daS5 die IG Metall außer ruf 
die St:hlos~r auch für die Kant inenarbeitskraft, die Sc:kTl.'tärinnen oder 
die dort arbeitenden Elektriker zuständig ist. Kurz gesagt: ein Betrieb 
• eine Gewerkschaft. 

Die bedwttndslen Gewtrkschaften sind im Deutschen Gewerkschafts­
bund (DGB) zusammengefasst. Er besteht derleit aus acht EinzeIgewerk­
schaften. Siehe dazu die Übersicht 8. 

Gewerkschaften und ArbeitgebeNerbiinde 

UberStcht 8: Gewerkschaften des DGB 

Industriegewerkschaft Bauen - Agrar - Umwelt 
Industriegewerkschaft Bergbau - Chemie - Energie 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
Industriegewerkschaft Metall 
Gewerkschaft Nahrung - Genuß - Gaststänen 
Gewerkschaft der Polizei 
Transnel (Eisenbahnergewerk5chaft) 
Ver.di - Vereinte Oienstleistungsgewerbchaft 

Den Gewerkschaften stehen jeweils eine Vielzahl von regional orga· 
nisierten Arbeitgeberverbänden gegenüber (über 700). Als ein Beispiel 
unter vielen ist etwa an den Verband der Metall- und Elektro-Industrie 
e. V.INordmetall) zu denken. 

_ Fall 27 
In einem großen Automobilwerk fühlen sich die Arbeiter am Band 7 von 
ihrer Gewerkschaft nicht richtig vertreten. Sie sind mit der im Tarifver­
trag ausgehandelten Arbeitszeitregelung und auch sonst nicht zufrieden 
ulld beschließen. eine eigene Gewerkschaft zu gründen. Sie wollen wel­
lere Mitglieder werben und ggf. mi t Streiks rur ihre Wünsche kämpren. 
Eines Abends treffen sich die Arbeiter in einer Gastsläl1e, um die Ge­
werkschoft .Initiative Band Siebenl1B7)" zu grUnden. Wie beurteilen Sie 
diCS(' Zusammenkunrt. Gdingt die Gewerkschaftsgründung? 

Das Recht. KO;llitionen zu bilden. ist heute im Grundgesetz, dort in 
Artikel 9 Abs. ), verankert. Es wird ullter dem Stichwort .Koalitions· 
freiheit" diskuticn. Dieses Grundm::ht garantien. dass sicb freie Ge· 
werkscharten oder Arbeitgeberverbände bilden und betätigen können. 
Es garantiert auch, dass niemand daran gehindert werden darf, der von 
ihm gewQnschten Koalition beizutreten. 

Die Koalitionsfrtiheit schließt zudem das R«ht ein. sich nirht zu orga­
nisieTl.'n. also Oberhau])t keiner Koalition bcizutTl.'ten. Dies wird mit dem 
etwas seltsam anmutenden Begriff ~negative Koalitionsfreiheit" um-
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schrieben. Niemand darf also gezwungen werden, einer Gewerkschaft 
beizutll.'"lcn. Auf NiChtmitglieder da rf auch kein ctl1sprl"\:hcndcr Druck 
ausgeübt werden. Eine solche Druckausiibung wäre etwa der Abschluss 
ci~cs Tarifvcrlrags. derllcm Arbeitgeber vorschreibt. bötimmtc Vergün­
s~,gll~g('n ~ur ~C ll Gewerkschaftlern zUloubilligcn. Dies iSI unzulässig. da 
dlt Nlchtmnghcder gezwungen w~rcn. in die Gewerkschaft einzutreten. 
um in den Genuss der Voneile :tu kommen. 

Nicht jede Verbindung von Arbeitnehmern oder ArlH::itgcbern stellt eine 
Koalition dar. Die Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbände müssen 
bestimmte Voraussetzungen eTrullen: 

Bei dem Verband muss t:S sich um eine freie, aur Dauer angelegte Ver­
einigung handeln. Zwttk dt'S Verbands muss die Verbesserung der win­
schaftlichen oder sozialen l age durch Einwirken auf die GegenSt"ite sein. 
Um dies ausführen zu können, muss der Verband gegnerfrei sein. (Ein 
Verband, der sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer als Mitglieder 
hat, ist deshalb keine Koalition.) 

Des Weiteren muss der Verb3nd finanziell und auch sonst unahhängig 
vom Gegner sein. (Eine Gewerkschaft darf z. B. keine Gelder von der 
Arbeitgeberseite annehmen.) Eine Koalition darf zudem nicht auf einen 
Betrieb beschränkt sein. Nur die Oberhetriebliche Organisation gewähr­
leistet ein gesamtwinsehaflliches und gesamtgeselJschafilich sinnvolles 
Verhalten. 

Als letztes muss eine Koalition durch ihre Zahl der Mitglieder und ihre 
Einstellung über dne gewisse Ourchsetzungskraft verfUgen. damit sie 
nicht allein vom guten Willen des Gegenspielers abhängig ist. 

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 

Leitsatz 27 
Rechtliche Merkmale einer Koalition 

Eine Koalition ist ein freier Verband mit dem Ziel der Verbtsserung 
der wirtschaftlichen odtr ~zialen lage ~intr Mitglieder. Voraus­
setzung ist dazu die Gtgnerfrtihtit, die Unabhängigkeit und eine 
übertJeuiebliche Organisation. Zudem muss die Koalition eint gt­
wiSSt': OurchS(tzungskraft besitzen. 

Kommen wir zurück zum Fall 27: Aufgrund der Koalilionsfrdheit des 
An. 9 Abs. ) GG steht der neuen Gewerkschaftsbildung vom Grundsatz 
her nichts entgegen. Lassen Sie uns nun prüfen. wie es für die JB7" mit 
den weheren Vorausset:tungen steht. 

Wenn sich die -IBr nicht in irgendwekhe Abhängigktiten begibt, ist sit 
unabhängig. Des Weiteren ist sie gegnerfrei. da sie keine Arbeitgeber in 
ihren Reihen hat. Ferner muss die JBT natürlich offen rur die Arbeit­
nehmer aller Betriebe sein. sonst scheiten sie an dem Voraussetzungs­
kriterium .. Überbetrieblichkeit-. 

Fraglich ist allerdings das Merkmal .Durchsetzungskraft~. Mit den Ar­
beitt rn eines Bandes hat sie sicher kaum Ourchsetzungskraft. Da es 
sich jedoch um eine neue. im Aufbau befindliche Organisation handelt, 
dUrfen die Anspruche nicht zu hoch angeSl."tzt wertlen. Da die Arbeiter 
jedoch gewillt sind, ggf. zu streiken. können wir von der notwendigen 
Dun,:hsetzungskrafl ausgehen. 

Sie sehen, wenn sich die JB7~ nicht in eine Abhängigkeit von den Ar­
beitgebern oder Dritten begibt und zudem die Überbetrieblichkeit an­
streb" steht einer neuen Gewerkschaft. niebts eIlIgegen ! 

Auf9ab~n d~r G~w~rkschaften und Arbeitgeberverbänd~ 
Die Koalitionen spielen heute eine .sehr große Rolle il1 der Gesellschaft. 
lhf': Hauptaufgabe ist die eigenSI~ndige, vom Staat unabhängige Orga­
nisation des ArbeitsltbtllS. In erster linie regeln die Koalitionen dies 
mithi lfe von Tarifvtrträgen. Oie Organisation erfolgt aber auch durch 
die beratend(' und unterstützende Tätigkeit ihren Mitgliedern gegenüber 
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und im Rahmen der vcrschiedcnanigcn innerbetrieblichen Mitbestim­
mung. Daneben wirken dit' Koali tionen intensiv an der die Arbdlswdt 
bclrclTl"ndcn G«etzgebullg und an def entspn.xhendcn hoheitlichen 
Verwaltung mit. 

Hervorzuheben ist, dass dic Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
bei allen Gcse[zgcbungsverrah~n. die die Arbei tswelt bc~lTcn. in den 
beratendtß Ausschüssen vertreten si nd. Ihre Mitbestimmung erfolgt zu­
dem in vielfältiger Form auf unteren Ebenen. Zu denken ist etwa an die 
Verfahrcß zur sog. AlIgcrneinverbindlichlu:ilserkJärung von Tarifverträ­
gcn gern. § 5 Tarirvenragsgesctt (1VG) (Erläuterung ('rfolgl in der näch­
sten Lektion) oder zur EinriehlUng und Führung des Tarifregislers gern. 
§ 11 lVG. Des Wciltrtn werdC'ß die Koalitionen vor der Ernennung der 
Präsidenten und Vorsitzenden RichteT der Landesarbeitsgerichte gehört 
(§ 36 ArbGG). 

Schließlich nehmen die Koalitionen zahlreiche Vorschlags- und Ent­
sendungsrechte zu gerichtlichen Spruchkörpern oder zu Verwaltungs­
behörden (ehrenamtliche Richter. Organe der Bundcsagentur rur Arbeit) 
wahr. 

Leitsatz 28 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 

Koalition ist der gemeinsame Oberbegriff für Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände. Die Freiheit ihrer Bildung und des uneinge­
schränkten Beitritts wird im Grundgesetz garantiert (Art. 9 Abs. 
3 GG). Den wenigen überregionalen Gewerkschaften. die in der 
Mehrzahl im Deutschen Gewerkschaftsbund (OGB) zusammenge­
fasst sind. stehen eine Vielzahl von regional orientierten Arbeitge­
berverbänden gegenüber. Heutige Hauptaufgabe der Koalitionen ist 
die eigenständige Organisation des Arbeitslebens. Daneben über­
nehmen sie mitwirkende Aufgaben in der Gesttzgebung und in der 
hoheitlichen Verwaltung. 

11. lektion 
Tarifvertrag 

Tarifvertrag 

Tarifvertriige werocn in der Regel zwischen den Gewerksehanen auf der 
einen und den Arbf:itgebcrn auf der anderen Seite ausgehandelt. Sie 
~e1n damit arbeitsrechtliche Fragen. die Arbcitsbedingungen und ins­
besonde~ die Höhe des Arbeitsenlgelts. 

TarifvertrAge nehmen in der Gestaltung des deutschen Arbeitsrechts ein<' 
sehr große Bedeutung ein. Allein Hir Berlin/ Brandenburg liegen nach 
Auskunn des entsprechenden Tarifregister über 20.000 gültige Tarifver­
träge vor. 

Der Tarifvertrag ist unter die privatrechllichen VertrAge einzuordnen 
und unterliegt daher dem allgemeinen Vertragsrecht des ßGB (§§ 145 
ff.). Seine konkrete Regelung erHihn er in den dreizehn Paragrafen des 
Tarifvertragsgesetzes fTVG). Warum lesen Sie diese nichl schnell einmal 
du~h und verschaffen sich einen Überblick? 

Tariffiihig, also in der Lage, einen Tarifvertrag abzusch ließen, sind gem. 
§ 2 lVG auf der einen Seite Gewerkschaften und andererseits Vereini· 
gungen von Arbeitgebern. aber auch einzelne Arbeitgeber. Zudem be­
steht gem. § 2 Abs. ) TVG dk Möglichkeit, dass auch die jeweiligen 
Spitzenorganisationen Tarifverträge abschließen. 

TarifvertrJge werden in der Regel übe.r einen Zeitraum von einem oder 
mehreren Jahren abgeschlossen. Sie enden je nach Vereinbarung mit 
Zeit ablauf oder dureh Kündigung:. Teile des Tarifvertrags, die Rechts­
normen (Erklärung unten). gelten alleroings nach Ablauf des Tarifver­
tnlgs weiter. bis sie durch neue ersetzt weroen (§ 4 Abs. ) ·IVG). Die Ta­
rifvertragspartcien nutzen ihre Vertragsfreiheit oft, um den Tarifvertrag 
in einen längerfristigen Mantd- und einen meiSt jiihrlieh ausg!.'handd­
len Lohn- ()lw. Gehaltstarifvertrag zu splinen. Dies ist insofern sinnvoll. 
als verschieden!.'. meist nichtfinanzkl1e Punkte eines Tarifvertrags (z. ß. 
Kündigungsfristen) in der Regel nicht der jährlichen Neuverhandlung 
bedürfen. 

Befassen wir uns nun konkret mit dem Inhall von Tarifverträgen. Er ist in 
§ IlVG festgelegt (unbcrlingt lesen!). Die dort aufgeführten Regelungs­
bereiche weroen zwei unterschiedlichen Ebenen zugeordnet : Ocr schuld-
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rechtliche Teil r~gch dje Rechte und Pflichten der Tarifvcrtragspancicn. 
Der normative Teil enthält Bestimmungen, die als Rechtsnormen dcn 
Inhall, den Abschluss und die Beendigung von Arbcitsvtrhältnisscn und 
betriebliche und verfassungsrechtliche Fragen festlegen. 

Ocr weniger bedeutsame schuldrechtl iche Teil, auch obligatorische 
Bötimmungen genannt, regclt das Verhältnis der Paneien des Tarif­
vertrags url1('rcinander. Es gcht also um die Verspr('<:hen, die sich Gc­
wcrkschafien und Arbeitgeberverbände dir<'kt geben und nicht um jene 
Vereinbarung, die sie für ihre Mitglieder freITen. Hervor.-:uhebcn sind 
hierbei die Friedenspflicht (sie bezieht sich auf Arbcilskampfmaßnah­
mtll und wirrl in Lektion 12 belland<:!t) und die Einwirkungspnicht (sie 
gebielet den Partei('n des THifvemags auf ihre Mitglieder dahill gehelld 
einwwirken, dass diese die ausgehandcttell Bestimmungen cinhal1en), 
Beide Pniehten müssen nieht ausdtiieklieh vereinbart werden, denn sie 
sind dem Tarifvemag immanent. 

Die Tarifvenragsparteien vereinbaren untereinallder zudem auch ver­
schiedene Selbstpniehten, etwa die Einrichtung von Sehicds- und 
Schlichtu ngsstcllcn. 

Für die Mitglieder von größerem Interesse sind die zwischen den Ta­
rifvertragspa rteien ausgehandelten normativen Bestimmungen . Sie re­
geln - wie gesetzliche Bestimmungen - die Bedingungen der einzelnen 
Arbeitsverhältnisse und der Situation im Betrieb. DiI.' Normen werden 
wie folgt dilTerenziert: 
a) Inhaltsnormen (§ 4 Abs. I TVG) bestimmen den Inhalt des einzelnen 

Arbeitsverhiiltnisses. Danmter fallen etwa die Zeit- und Akkordlöhne, 
die Zulagen (Weihnachtsgctd eie.), der Urlaub oder die Arbeitszeit. 

b) Absehlussnormen (§ 4 Abs. I TVG) betreffen den Abschluss von Ar­
beltsvenrägen, also dit.' Formvorschriften (Sehriftfonn ele) oder Ab­
schlussgebote (Wkdereinstellung nach Arbeitskampf). 

c) Normen über betriebliche Fragen (Betriebsnormen: § 3 Abs. 2 TVG) 
bestimmen Regelungl'n, dic den Arbeitgeber zu Maßnahmen ver­
pflkhten, di~ der gesamten Belegschaft oder einer kleineren Gruppe 
zugute kommen. Dies sind insbesondere die Einrichtung und Unter­
haltung von Sozi~lcinrichtungen, wie etwa Waschmöglichkeiten, Um­
kleideräume oder AufenthaltsmögliChkeiten. 

Tarifvertrag 

d) Betriebsverrassungsreehtliehe Normen (§ 3 Abs. 2 TVG) bestimmen 
einige Fragen dcr Angelegenheiten der BClriebsverfassung (zur Be­
trieusvcrfassung siehe lektion lJ). 

c) Normen Ober gemeinsame Eillriehtungen (§ 4 Abs, 2 TVG) regeln 
Einzelheiten üher deranig!' Einrichtullgen. Hier komm{'n z. ß. Zu­
salzversorgungskassen, überbetriebliche Ausbildungsstätten oder die 
Benutzung eines Belriebserholungsheims infrage. 

Die aufgeftihnen Normen gehen als materielles Recht zwingend und Ull­

miudbar für die T~rifgebundenen. Sie können also nicht zu Ungunsten 
des Arbeitnehmers abbedungen werden und erfassen automatisch die 
entsprechenden Arbeitsverhältnisse. 

Gü nsti 9 keitspri nzi p 
_ Fall 28 
Der Arbeilnehmer A vergleicht seinen Arbeits- und Tarifvertrag und 
stellt dabei intercs,sante Unterschiede f(:st: Im Arbeitsvertrag si nd 28 
Tage Urlaub und ein Urlaubsgeld von 15 Euro pro Tag vereinbart, Sein 
Tarifvertrag hingegen sieht nur einen Urlaub von 21 Tagen, jedoch ein 
Urlaubsgeld von 20 Euro vor. Darüber hinaus unterscheidet sich auch 
die Höhe des Weihnachtsge\des. Im Arbeitsvenrag sind l SO Euro und im 
Tarifvenrag 300 Euro vereinbart. A möchte natürlich 28 Tage Urlaub, 
20 Euro Urlaubsgeld und 300 Euro Weihnachtsgeld haben. Sprechen Sie 
ihm dies zu? 

Ein Tarifvenrag ist - wie dargestellt - zwingend. DFr Arbeitgeber darf die 
don ausgehanddten Bedingungen nicht unterschreiten. Der Tarifvertmg 
stellt daher sozus~gen die Mindes tbedinsungen dar. Der Arbeitnehmer 
darf also weder umer Tarif bezahlt werden, noch dürfen die anderen 
Arueitsbedinsungen sehlIXhter sein als die des Tarifvertrags. Für den 
Arbeitnehmer bedeutet dics, dass er, unabhängig davon, wie sein Ar­
beitsvertrag lautet. immer mindestens die tariflichen Bedingungen er­
hält. Sind in seinem Arbeitsvenrag bessere Bedingungen vereinbart, so 
gelten natürlich diese, Es ist nicht Sinn des Tarifvertrags, ihn zu be­
nachteiligen. Der Arbeitnehmer erhält also immer die rur ihn besseren 
Bedingungen. Diese Syslemalik wird _Günstigkeitsprinzip" genannt. 
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Liegt der Fall 28 mm klar auf der Hand? Bekommt A. was er sich 
wünscht? Aufgepasst, so schnell gcht das nun auch wieder nicht. A kann 
sich nicht in allen runkten nur das Beste herauspicken (Rosinentheorie). 
Die Regelungen sind immer in ih~m vollständigen Zusammenhang mit­
einander zu vergleichen. Wir müssen also die Urlaubsrt:gelungen insge­
samt nebeneinander stellen. Was ist nun höher zu bewerten? 28 Tage Ur­
laub mit 15 Euro Urlaubsgeld (ArbeilSvtnrag) oder 21 Tage mit 20 Euro 
(Tarifvertrag)? Bei der Bewertung ist nun nicht auf die spezidIen Vorlie­
ben des A abzustellen, sondern darauf, wie cin verständiger Mitarbeiter 
die Regelung cinschätun würde. Dieser würde sicher den Arbeitsvertrag 
voniehen. A crh~ll also seine 28 Tage. jedoch auch nur 15 Euro. 

Anders verhält es sich heim Weihnachtsgeld. Hier handelt es sich um 
einen eigenständigen Bereich, sodass A die gUnstigerc lösung. also die 
300 Euro des Tarifvertrags erhält. 

Tarifgebundenheit und Allgemeinverbindlic:herklärung (AVE) 
_ Fall 29 
Der Sek.retärin S iSI nach über 8 Jahren aus betrieblichen Gründen (zu 
Recht) gek.ündigt worden. Ihr Arbeitgeber hat dabei die Frist des § 622 
Abs. 18GB von drei Monnten bis zum J 1. August gerade noch eingehal­
ten. Im Tarifvertrag, der rur den Betrieb einschlägig ist, wird allerdings 
eine Kündigungsfrist von drei Monaten zum Quartalsende vorgeschrie­
ben. S würde sich gerne auf diese Kündigungsfrist berufen und so noch 
zwei Monale länger arbeiten, doch sie ist leider kein Gewerkschaftsmit­
glied. Erkennen Sie Möglichkeiten. um ihr zu helfen? 

Der Tarifvertrag gilt gC'm. § 3 TVG nur fiir die MitgliedC'T der Tarif­
vC'rtragspaneien. Dies sind die entsprechenden Arbeitgeber und diC' 
Gewerk.schaftsmitglieder. Grundsäulich gelten demnach die VC'rcinba­
rungC'n des Ta rifvertrags nicht ror ArbC'itnC'hmer außcrhalb der Gewerk­
schaft. Dieser Grundsatz ist jedoch sehr durchlochert. 

Zwar steht es dem Arbe:ilgeber frei, die Nichtmitglieder zu benachtei­
ligen, in der Regel werden die tariflichC'n Arbcitsbedingungen jedoch 
auf alle Arbe:itnthmer angC'wand1. Diese Gltichbehandlung ist wohl 
Uberltgt: Eine schlechtcrc Behandlung der Nichtmitglieder würde diese 
mit dem Wunsch nach den Vorzügen geradau in die Arme der Ge­
werkschaften treiben. Im Endergebnis hätte der Arbeitgeber nicht ein-

TarifvC'rtrag 

mal Einsparungen. zudem wären alle Arbeitnehmer in der Gewerkschaft. 
Eine solche Stärkung des Gegner.; wollen die Arbeitgeber nun wirklil;h 
nirht. 

Zum Teil wird der Tarifvertrag auch von Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
direkt zum Bestandteil des Arbeitsv~nrags gemacht. Es heißt dann etwa: 
~Es finden die Regelungen des jeweils gültigen Tarifvertrags Anwen­
dung.- Findet sich einC' solche Klausel im Arbeitsvertrag. so ist natürlich 
unerheblich. ob die Arbeitsvenragsparteien in ihren Koalitionen orga­
nisien sind oder nicht. 

Des Weiteren gtllen gern. § 3 Abs. 2 lVG alle RechtsnormC'n. die be­
trieblieht oder betriebsverfassungsrechtliche Fragen regeln, ohnehin Hir 
alle Betriebe, in denen der Arbeitgeber tarifgebunden ist. Es wäre nicht 
IlraktikalJel, hier nach Gewerkschaftszugehärigkeit zu trenm:n. 

Die Frage der Mitgliedschaft ist ruf Arbeitnehmer und Arbeitgeber völ­
lig unerheblich. wenn ein Tarifvenrag rur allgemein verbindlich erklärt 
wird. In diesem F;lH kann sich keine Seite der Geltung entziehen. da 
der Tarifvertrag automatisch rur alle gilt . Die AJlgemeinverlJindlichcr­
klärung (AVE) ist in der Praxis von großer Bedeutung. So sind derzeit 
hundene Tarifverträge allgemein verbindlich. Si(" betreITen die Arbeits­
verhältnisse von Millionen Arbdtnehmcm. Die AVE erfolgt durch den 
entsllrechclldcn Bundesminister im Zusammenwirken mit den entspre­
chenden Koalitionen (§ 5 TVG). 

Zweck der Allgemeinverbindlieherklärung ist es, der Gefahr entgegen­
zuwirken. dass auf weiter Flur unten arinich bezahltt Arbeitsverhält­
nisse geschlossen werden. 

Es liegt auf der Hand, dass Arbeitgeber lieher nicht SO viel Geld rur Ihre 
Arbeitnehmer ausgehen und daher gern untenarinieh zahlen würden. 
Zu diesem Zweck könnten Sie aus den Arbeitgeberverbänden austrt'ten 
oder gar nicht er.;t eintrt'ten und so - ungebunden durch den Tarif­
vert rag - ihre Arbeitnehmer unter Tarif bezahlen. Die tarifgebundenen 
ArbeitgC'ber wären dann benachteiligt. da diese mit den höheren lohn­
kosten nicht voll konkurrcnzHihig wären. 

Um einer solchen Situation entgegenzutrcten, und alle ArbeilSverhält­
nisst im Geltungsbereich des Tarifvenrags diesem zu unterwerfen, er-
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folgt die AlIgemcinvcrbindlicherklärung. Damit werden die Ausgangssi­
tuationeIl im Wellbewerb wic(kr <tngt'!:(lidICIl. 

Kommen wir nun zu Fall 29: Wdchc Chancen hat S. in den GCIlIISS der 
tarifvcnraglkhcn Rcgdungcn l;U kommen? 

Oie erste Möglichkeit, dass der Arbeitgeber den Tarifvertrag freiwillig 
anwendet, kommt in diesem streitigen Fall wohl kaum infrage. Ihre 
Chancen bestehen dl'5halb darin, dass sich entweder die Geltung des 
Tarifvcnrags allS dem ArheiTsvertrag ergibt oder dass der Tarifvcnrag 
HiT allgemein verbindlich erklärt wurde. Ihre Aussichten stehen dami t 
- statistisch gesehen - allerdings gar nicht so schlecht! 

Leitsatz 29 
Tarifgcbundenheit und AlIgcmeinverbindlicherklärung (AVE) 

Tarifverträge finden im Grundsatz nur für die jeweiligen Mitglieder 
Anwendung. Dieser Grundsa tz ist jedoch sehr verwässert. 

1) In den Betrieben erhalten regelmäßig auch die Nichtmitglieder 
auf freiwilliger Grundlage die Tarifvertragsbedingungen. 

2) Oft wird die Gültigkeit des Tarifvertrags im Arbeitsvertrag fest ­
geschrieben. 

3) Betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Normen gelten 
gern. § 3 Abs. 2 TVG schon in dem Fall, in dem nur der Arbeitge­
ber tarifgebunden ist. 

4) Einige Tarife sind vom zuständigen Bundesminister gern. § 5lVG 
fUr allgemein verbindlich erklärt worden. Sie gelten damit auto­
matisch für alle Arbeitsverhältnisse im Tarifbereich. 

12. Lektion 

Arbeitskampf 

Arbeitsxampf 

ArbcitsXämpfe sind Auseinandersetwngen, dit: von Arbeitgebern oder 
Arheitgeberverbiinden und Arheitnehmern oder Gewerkschaften gegen­
einander um Löhne und sonstige Arbcitsbedingungen gefUhrt weml""n. 
Die Seiten bekämpfen sich in erster Linie mit Streik und Aussperrung. 

Bei einem Streik weigern sicb die Arbeitnehmer, ihre Arbeit zu verrich­
ten. Entweder bleiben sie zu Hause oder sil"" kommen zum Betrieb, aber 
arbeiten nicht. Oft werden Streikposten vor den Toren der bestreikten 
Betriebe aufgestellt . Sie sollen Arheitswillige (Streikbrecher) veranlas­
sen, sich dem Streik anzuschließen. Dabei müssen sich die Streikposten 
jedoch davor hüten, NÖligungen zu hegehen. Sie müssen z. B. eine Gasse 
lassen und dürfcn keine Tiitliehkeiten begehen. 

Bei der Aussperrung verweigert der Arheitgeber seinen Arbeitnehmern 
den Zutritt zum Betrieb und hindert sie damit an der Aufnahme ihrer 
Arbeit. Für die Zeil der Aussperrung zahlt er (wie auch fUr Streikzeiten) 
keinen Lohn. 

Im Arbeitskampfrecht fehlt es fast völlig an geserzlichen Regelungen. 
Die rechtlichen Grundsätze beruhen auf gerichtlichen Entscheidungen. 
Es gilt also das sog. Richlerrecht. Im Arbeitskampfredll dreht sich alles 
um die eine Frage. ob Arbeitskämpfe ganz odcr in ihrcn einzelnen Maß­
nahmen rechtm~ßig oder ob sie rechtswidrig geftihrt werden. 

Streik 
_ Fa(l 30 
Die Tarifverhandlungen zwischen der Gewerkschaft G und dem ent­
~p r('(:henden Arbeitgeberverband kommen ein wenig ins Stocken. Zwar 
ist der alte Tarifvertrag schon abgelaufen. in Bezug auf die Lohnhöhe 
zeichnet sich jedoch immer noch keine Einigung ab. Um ihre Streikhe­
reitschaft zu demonstrieren. ruft die Gewerkschaft ihrl' Mitglieder zum 
Streix. Er soll am Vortag des nachsten Vcrhandlungstermills VOll 10.00-
tl .00 Uhr durchgeffihrt werden. Ist dies rechtmäßig? 
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_ Fall 31 
Gcw\"rkschlln und Arbeitgeberverband ~chlidkn mu.:h längeren Vnhand­
lungen einen Tarifvfrtrag. Dieser sicht neben einer relativ hohen Enlgch­
steigerung auch eine neue Arbeitszcitregdung vor. Die Arbeitnehmer AR 
in der AbfUUanragc einer davon bctrolTcncn Brauerei ärgt:m sich Sthr 
über die - rur sie schlechtere - Arbeitszcitregclung. In ihrer Wut legen sie 
die Arbeit nieder, urn für die alte Arhcitslcitrcgclung:l:u streiten. 

Ocr Arbeitgeber droht ihnen daraUnlin mit fristlosen Kündigungen. Ist 
der Arbeitgeber Ihrer Meinung nach dazu herechtigt? 

Streik ist dk gemeinsam und planmäßig durchgcftlhrtc, auf ein bc­
stimmt~ Ziel gerichtete Arbeitseinstellung durch eine größere Anzahl 
von Arbt.ilnchmcm innerhalb eines Betriebs oder eines Gcwerbe- oder 
Berufszweigs. verbunden mit dem Willen. die': Arbeit wieder fonzusct· 
zen. wenn der Arbeitskampf bttndet ist. 

Die grundSätzliche Zulässigkeit von Streiks (wie auch von Aussper­
rungen) ergibt sich aus An. 9 Abs. ) GG. Don sind die Arbeitskämpfe 
zwar nichl direkl rrwähnt, ihn.' Stauhafligkeit leilei sich jedoch aus der 
neslandsgarantir rur Koalitionen ab: Werden Koalitionen erlaubt, so ist 
dies nur vollständig, wenn auch ihre lypisehC' Betätigung, der Arbeits­
kampf, zulässig iSL Der Streik ist jedoch nicht grundSätzlich rur jeden 
oder jede Gruppierung erlaubL Die Rechtmäßigkeit unterliegt verschi~ 
denen Anforderungen: 

Gestreikt werden darf nur von Tarifparteien, also von Gewerkschaften. 
Jeder anderen Gruppierung ist dit'S verboTen. 

Ziel ("ines Streiks muss ein neuer Tarifvertrag scin. Für andere, etwa für 
politische Ziek. darf nicht gestreikt werden. 

Ein Streik darf nicht in die Zeit der Friedenspflicht fallen, Aufgrund 
der FriedenSIlnicht iSI jeder Arbeitskampf wiihrcnd der laufzeit eines 
Tarifvertr'Ig.~ verbotl'n. 

Zum Strdk darf nur als allerletztes Millel gegriffen werden (Ultima· 
Ratio-Prinzip). Dies setzt u. a. voraus, dass keine Einrichtung zur Ent­
scheidung dN; Konnikls mehr besIeht und dass alle Möglichkeiten einer 
friedvoJlen Einigung ilusgeschöpft wurden. 

Arbeitskampf 

Nun können wir schon die Frage aus Fall )0 lösen, lIervorzuheben ist, 
dass die Tarifverhandlungen noch nicht abgeschlossen waren. l'Ial hier 
die Gewerkschaft G ihre Friedenspflicht verletzt? Nein, dies wäre nur 
der Fall, Wl"nn der Tarifvertrag· anders als hier - noch nicht ausge­
laufen wäre und daher die Frkdenspnieht noch bestanden hätte. Der 
Streik während der laufenden Tarifverhandlungen verstößt jedoch mög· 
licherweise gegen die Pflicht, ihn erst als letztes Mittel (Ultima Ratio) 
einwsetzen. Dazu müssen Sie wissen. dass kurte Streiks, bis etwa 2 
Stunden, während der Tarifverhandlungen als sog. Warns treiks erlaubt 
sind. Sie beschleunigen den Abschluss von Tarifvcnrägen. Der Streik der 
Gewerkschaft G, drr nur eine Stunde dauern soll, verstößt als Warnstreik 
also nicht gegen das Ultima· Ratio-Prinzip und ist damit zulässig. 

Zu besprechen sind nun die RechtSfolgen eines SU't':iks, 

War der Streik r«:htmäßig, so werden die einzelnen ArbeitSverhältnisse 
zum Ruhen gebracht. Es entrallt gegenseitig die ArbeitS· und die lohn· 
zahlungspflicht. Die Niederlegung der Arbeit durch den Arlx:itnehmer 
ist somit ber«:htigl. Im Gt'genzug entfallt allt'rdings die Pflicht des Ar­
helrgebers lur Zahlung des Arbeit5enlge!ts. Der Ausfall wird den Ge· 
werkschaftsmitgliedern jedoch von ihrer Gewerkschaft ersetzl. Nach 
Beendigung des Streiks leben die Pniehtcn der Paneien ohne erneute 
Maßnahmen wieder auf. Dabei bei1eht das alte Arbeitsverhältnis fort, 
es wird nicht etwa ein neues begründet. Kommt es jedoch zu einem 
unreehtmäßigen STreik, so bestehen neben dem Unterlassungsansproeh 
auch Sehadenscrsiltzanspriiche der Arbeitgeber gtgen dir Gewerkschaft. 
Sie stützen sich auf dic positive Vcnragsverlet2ung und auf § 823 Abs. 
2 BGB (eingerichteter und ausgeübter Gewerbebetrieb). Dabei haben die 
Gewerkschaften entspreehend §)I BGB das schädigende Verhalten ihrer 
Organe unmiuelbar zu vertreten. Sind Ihnen di~ Anspruthsgrundla­
gen nicht bekannt, so sollten Sie nicht versäumen. diesc in einem BGB­
lehrbuch nachzulesen (z.B. nGB leicht gemacht, lektion 6). 

Der an einem widerrechtlichen Stre.ik beteiligtt' Arbeitnehmer braucht 
normalcTWri~e jedoch keine Angst zu haben. SChadensersatzpflichten 
oder eine Kündigung drohen ihm niehL da er jedenfalls bei einem ge· 
werkschaftlichen Streik davon ~usgdll::n konute, dass dieser r\."Chonäßig 
war. Bei der Teilnahme am Streik hat cr somit im Ta,hcstands· oder 
Verbotsimum gehamJel1. 
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Anders lag der Sachverhalt jC<loch in Fall 31. Hier streikten dil': Arbeit­
nehmer AR. ohnt: von der Gewerkschaft aufgtrufen woruen zu ~in. 
Sie streikten sogar gegen den Tarifvenmg. Ein solcher 5u"dk ist ein 
wilder Streik. Die Arbeitnehmer haften voll ruT ihre Handlungen. Sie 
marhen sich SChadl"tlsersatzpnichtig und verh:lzcn den Arbeilsvenrag. 
Ein wilder Streik rechtferligt damit C'int:' außerordentlichC' Kundigung. 
Die Arbeitnehmer können sich nicht auf die Gewerkschaft berufen. Die 
Drohung des Arbei tgebers mit der fristlosen KOndigung gegen die AR 
erfolgt also zu Rcrht, da si<.- sich an einem wilden Stn:ik beteiligten. Un­
ter Umständen bnn sich jedoch eine Gewerkschaft einCIl wilden Streik 
zu Eigen machen, insbesondere wenn sie nicht zur gleichen Zeit unter 
Friooenspßic:ht SIcht. Damit verhi lft sie den Streikenden ab Übernahme 
zur Rechtm3ßigkeit ihrer Kampfrnaßnahmen. 

Leitsatz 30 
Streik 

Str~ik ist di~ g~meinsam und planmäßig durchgeführt~, auf ~in 
b~slimmt~s Zi~1 gerichtet~ Arbeitseinst~lIung durch ein~ größere 
Anzahl von Arb~itn~hmNn inn~rha l b ein~s B~triebs oder eines Ge­
w~rbe- od~r Berufszweigs, verbund~n mit dem Willen, die Arbeit 
wi~der fortzusetzen, wenn der Arbeitskampf beendet ist. Streiks 
sind nur rechtmäßig, w~nn sie von Gewerkschaften zur Durch­
s~tzung der Forderung zum Abschluss eines Tarifv~rtrags geführt 
werden. Die Gewerkschaften müssen die Friedenspflicht und das 
Ultima-Ratio-Prinzip beachten. Ein rechtmäßiger Streik führt 
zum Ruhen des Arbeitsvemältnis~. Es lebt nach der Beendigung 
wieder auf. Ein rechtswidrig~r Streik, zu dem die Gew~rkschaften 
aufg~rufen haben, führt ZII Unterlassungs- und Schadensersatz­
pflichten der Gewerkschaft. Der Arbeitnehmer hingegen kaM sich 
darauf berufen, er habe geglaubt, der Streik sei rechtmäßig. Anders 
verhält es sich jedoch beim wilden, nicht von der Gewerkschaft or­
ganisierten oder gebilligten Streik. Hier ist der Arbeitnehmer selbst 
voll v~rantwortlich. Er muss mit Schadensersatzforderungen und 
einer außerordentlichen Kündigung rechnen. 

Arbeitskampf 

Aussperrung 

DIe AussJ}\'mmg ist, zumindest von der Theorie her, zu untc:rteilen in dic 
Angriffs- und die Abwchrausspemlßg. DIe Angriffsaussperrung, !.'ine 
Aussperrong als Auftakt eines Arbeitskampfes, Ist in der BundcsrqJu­
bUk Deutschland bisher nicht vorgekommen. DIe AngriITsaussperrong 
unterliegt zwar grunds3tzlieh den gleichen Voraussetzungen wie der 
Streik. Tatsächlich dOrfte sie jedoch nur in sehr extremen Ausnahmeral­
kn jemals rechtmäßig 5('.in. Dies ist aus den im Folgenden aufgl'"z.eigten 
Voraussetzungen rur die Abwehraussperrung zu folgeru. Die Abwehr­
aussperrung erfolgt als Antwon auf einen Streik. Sic ist nur soweit er­
laubt. als von der Arbeitgeberseite das Prinzip der Verhällnismäßigkcit 
gewahn wird. 

Ziel der Aussperrung muss ('5 sein, die Verhandlungsparität von Ge­
werkschaft und Arbeitg('ltem wiederherlustellen. Sie wird in der Regel 
dadurch gestört. dass die Gewerkschaften nur zu einem Teilstreik, etwa 
für 2Q11b der Arbeitnehmer eines Tarifgc:biets. aufrufen. Dies schwächt 
die Arbeitgeber typischerweise sehr, da bestreikte und nichthestreikte 
Betriebe in eine starke KonkUTTCnzsituation untereinander gedrängt 
werden. Hiergegen dürfen sich die Arbdtgeber mit einer Aussperrong 
bis lur Höhe von etwa 5()qb der Arbeitnehmer eines Tarifgebiets weh­

~". 

Eine rtthtmäßige Aussperrung ruhrt ZUIll Ruhen des Arbeitsverhält­
nisses. Bei einer rechtswidrigen Aussperrong entsteht ein Anspruch auf 
Unterlassung. Zudem wird der Arbeitgeber nkht von seiner Lohnzah­
lungspflkht befreit. 

Leitsatz 31 
Aussperrung 

Ziel einer (Abwehr-)Ausspwung ist die Wiederherstellung der Ver­
hand lungsparität. Dabei ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zu wahren. Während der Aussperrung kommt das Arbeitsverhältnis 
nur zum Ruhen. War die Aussperrung rechtswidrig, so besteht ein 
Anspruch auf Unterlassung und auf lohnzahlung. 
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13. Lektion 

Betriebsrat 
Früher haften die Arbeitnehmer keinerlei Mitbestimmungsm::hte. Es 
herrschte der Grundsatz: Ocr Al'beitgrber ist Iierr im Haus und er darf 
bestimmen. Inzwischen haben sich die Arbeitnehmer das Recht er­
kämpft . in veßChiedcnen Bereichen dcs Betriebs mitzuentscheidcn oder 
zumindest bei den Willensbildungsvorgängen beteiligt zu werden. 

Es exislien eine Vielzahl von Instrumenten zur Mitbestimmung. Viele 
davon sind im wichtigsten Gesetz. dem Betriebsverfassungsgeserz (8e­
[rVG, gesprochen: ~BcllcrVauGe-) gc~C'l1. einige finden sich in eigen­
ständigen Gt:SClzcn. Im Schlaglicht der Arbdillchmennitbeslimmung 
stcht der Betriebsrat. dessen Aufgaben und Befugnisse im Betriebsver­
fassungsgesetz geregelt sind. Wir beschäftigen uns demcntsprct:hcnd in 
erster Linie mit dieser Institution. Die weitert'n Mitbestimmungsmög­
lichkeiten werden im Anschluss kurz dargestellt. 

Der Betriebsrat ist ein Orga n der Arbeitnehmer ei nes Betriebs, das i!l ver­
schiedene!l Angelegenheiten des Betriebs mitwirkt und milhf'~limm r . 

Er ist, u!ld dies ist sehr ungewölmlich, weder rechls- noch vermögensf.i­
hig. Der Betriebsrat kann also nicht auf Zahlung oder anderes verk lagt 
werden und verftigt über ke ine eigellen Geldmillel. Seine Beteiligung an 
gerkhtliehen Rechtsstreiten ist damit auf das gesondert geregelte Be­
sehlussverfahren vor den Arbeitsgerichten bfichränkt (zum Beschluss­
verfahre!l siehe lektion 14). Alle (erforderlichen) Ausgaben des Betriebs­
rats muss der Arbeitgebt'r ühernehmen (Bücher. KopiCll."r. pikanterweisl' 
aber auch Re<htsanwaltskosten in ßcsl::hlussverfahren gegen ihn). Der 
Betriebsrat tritt daher dem AtbeitgelJer nicht als rcchlSgeschäftliche Ver­
tretung der Arlx:itlll:hmer, sondc-rn lediglich zur Geltendmachung von 
Arbei tnehmerinteressen ('ntgegen. 

Der Betriebsrat wird in Betrieben mit mehr als 5 regelmäßig beschäf­
tigten Arbeit nl'hmern ru r ein('n ZC'itrdum von vier Jahren gewählt (§§ 

., ff. BctrVG). S('in<, Größe Ist von der Anzahl der wahlberechtigten Ar­
beitnehmer abhängig. Bei 5 bis 20 Arb<,i tnehmern besteht cr nur aus 
eiller Person, bei 1.ClO l bis 9.000 Arbei tnehmern sind es schon )5 Be­
triebsratsmitglieder. Die genaue Anzahl gehl aus § 9 RetrVG hervor. 
Vergleichen Sie hierl.u die Üb<:rsieht 9. 

Betriebsrat ~ 

Ub('r~lcht 9 Anzahl der Betneb~ratsmltglleder 
(§ 9 BetrVG) 

Betriebsgröße 
(Anzahl der wahlbere<h-

liglen Arbeit nehmer) 

5 bis 20 
21 bis SO 
51 bis 100 

101 bis 200 
201 bis 400 
401 bis 700 
701 bis 1.1100 

1.001 bis 1.500 
1.501 bis 2.1100 
2.001 bis 2.500 
?fiOl his 3.1100 
3.001 bis 3.500 
3.5Ot bis 4.000 
4.001 bis 4.500 
4.501 bis 5.1100 
5.001 bis 6000 
6.001 bis 7.1100 
7.001 bis 9.1100 

Iktr iebsratsmitgl ieder 

I (Obmann) 
3 
5 
7 , 
11 
13 
15 
17 
19 
21 
23 
25 
27 
29 
31 
33 
35 

In Betrieben mit mehr als 9.0CX> wahlbere<:htigten Arbeitnehmern erhöht 
sich die Zahl der Mitglieder des Betriebsrats ror je angefangene weiter( 
3.0CX> Arbeitnehmer um je zwei Mitglieder. 

Das Verrahren zur Wahl des Betriebsrats ist außcrordentlkh kompliziert 
und formalisiert. Die demokralischen Anforderungen an ein solches 
Verfahren sind lJis in alle Einzdheiten ausformuliert. Es ist doher nur 
sehr schwer nachzuvollziehen und kaum in allen Einzelheiten zu b<:fol­
gen. lesen Si(- am besten selbst - es stcht in den §§ 14 ff BelrVG und der 
Wahlordnung (WO) von 2001. 
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Die Betriebsräte:: ruhren ihr Amt uncntgeillich aus (§ )7 Abs. I BClrVG). 
Sie erha lten also keine Vergütung fü r ihre Tfitigkcit. Allerdings sind sie 
ruT die Zeit der Arl11stätigkcit unter Wcilerzahlung der Baüge von der 
Arbeit Ix"frcit, sodass sie dir Bctricbsr:Jtstätigkcit nicht in ihrer Freizeit 
ausüben müssen (§ 37 Abs. 2 ßetrVG). Sind im Betrieb mehr als 200 Ar­
beitnehmer beschäftigt, so wird ein klcincrTciJ von ihnen völlig von der 
Arbdt frcigcsldJr (§ 38 ßetrVG). Ihre Arbeit. ruf die sie bezahlt werden, 
ist dann quasi die Wahrnehmung deT Aufgaben des Betriebsrats. Dies ist 
nkht immer unproblematisch. Ins~ndcrc eine späten: Wieden:inglie~ 
dcrung in die Arbtitsabläufc iSI 00 schwierig. Zur FreisteJJung schen Sie 
bitte die Übersicht 10. 

Uberslcht 10: FreisteIlung von Bet rlcbsratsmttghedern 

Bttritbsgrößt Anzahl dt r frt izusttlltndtn 
Bttri t bsratsmitgl itdtr 

200 bis 500 , 
50' bis 900 2 
90' bis 1.500 3 

1.501 bis 2.000 4 
2.001 bis 3.000 5 
3.001 bis 4.000 6 
4.001 bis 5.000 7 
5.001 bis 6.000 8 
6.001 bis 7.000 9 
7.001 bis 8.000 10 
8.001 bis 9.000 11 
9.001 bis 10.000 12 

In Btlridx:n mit mthr als 10.000 Arbtitnthmtrn ist für jt angefangtnt 
wtittrt 2.000 Arbtitnthmtr ein weiltres Bttriebsratsmitglitd von dtr be­
ruflichtn Utigktit frtizustelltn. 

8etriebsrat 

Die Bctriebsr'.ite sind (wie schon alle Wahlbewerbcr und Mitglieder von 
Organen des Rr-trkbsverfassungsgesetzes) nur sehr schwtr kündbar. 
Eine ordtntlir-hc Kündigung ist grundsätzlich unwirksam. Dem Be­
triebsrat bnn jedoch außerordentlich gekündigt werden. Erforderlich 
ist hierffi r allerdings zum einen das Vorl iegen eint'S wichtigen Grundes, 
der zur Kündigung ohnt Einhaltung der Kündigungsfri st berechtigt (vgl. 
Lektion 8) und zum anderen die Zustimmung des Betriebsrats (§ 15 
KSchG und § 103 BctrVG). Diese Zustimmung kann allerdings auch vom 
Arbeitsgtricht eBttd wtrden (§ 103 Abs. 2 Bt'trVG). Diese Möglichktit 
ist nicht unwichtig, da die Zustimmung des Betrirbsrats zur Kündigung 
tines ihrer Mitglitder durchaus problematisch ist. 

Sinn des btsondtren Kündigungsschurzes ist es. den Betriebsr'.iten dit 
Chanct zu geben, ihrt Arbeit ohne Angst vor Entlassung und damit frei 
lind unabhängig auszumhre.n. 

Das Verhältnis von Betriebsrat und Arbeitgeber ist gekennzeichnet von 
den Aufgaben, die der Betriebsrat wahrzunehmen hat, und von seinen 
Möglichkeiten, sich durchzusetzen. Gebot beider Parteien ist es dabel, 
vertrauensvoll und zum Wohle der Arbeitnehmer zusammenzuarbeiten 
(§ 2 Abs. 1 BetrVG). Hieraus lässt sich das einfachste R«ht des Betriebs­
rats, das I:ragerecht, ableiten. Demnaeh ha t der Betriebsrat das Recht, 
in allen Dingen, die den Betrieb betreffen, Fragen zu stellen, die der 
Arbeitgeber auch zu beantworten hat . 

I) ie allgemeinl:H Aufgahen des Betriebsrats sind in den 9 umfangreichen 
Punkten des § 80 Ahs. I BetrVG aufgeführt. Demnach hat er etwa darü­
ber:tu w3chen, dass die zu Gunsten der Arbeitnehmer gdtenden Gesetze 
und Tarifverträge eingehalten werden, oder er muss die Beschänigung 
älterer Arbeitnehmer im Betrieb fördern. Lesen Sie die dort aufgeführten 
Aufgaben nach, sie vcrmiltt:ln einen guten Überblick! 

Oie: spezielle Mitbestimmung des Betriebsrats lässt sich in vier Bereiche 
aufteilen. Sie: erfolgt 
- in sozialen Angelegenheiten. 
_ bei der Gt'Sla ltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf und Arbeilsumge-

bung. 
_ in persollellen Angelegenheiten und 
_ in wirtsch3ftlichen Angelegenheiten. 
wobei die soziale Mitbestimmung den Kernbereith darstellt. 
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Die Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten ist in den §§ 87-89 
BetrVG geregelt. Hier wird unterschieden lwischen einem :l;wingl."ndcn 
und einem freiwl1ligen Bereich. 

Im Bereich der z.wingenden, auch obligatorisch genannten Mith<:stim­
mung kann der Arlxitgeber ohne Zustimmung des Betriebsrats nicht 
handeln. Kommt keine Einigung zu Stande, so entscheidet eine Eini­
gungsstcl1e (§ 87 Abs. 2 BClrVQ). Sie wird von Arbeilgeberscilc und 
Bttrkbsrat bC'i Bedarf gebildet (§ 76 BClrVG). 

Die zwingende soziale Mitbestimmung wird in § 87 Abs. I BelrVG 
abschließend aufgezählt. Er enthält insgesamt 13 Punkte, die jeweils 
umfangreichc Sektionen aufzeigen. Ocr Bctriebsr.ll hai etwa mitzube­
st immen bei Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich 
der Pausen. bei der Verteilung der Arbl"itszeit auf die einzelnen Wochen­
tage. bei der Aufstellung dt'S Urlaubsplans und bei der Aufstellung der 
Gnmdsätze üher das betriebliche Verbesserungsvorschlagswcsen. Sehen 
Sie dazu die Übersicht 11. 

UberSlcht 1': Oie lwmgcnden Mitbestimmungsrechte 
In SOZialen Angelegenheiten 
(§ 87 Abs. , BetrVG) 

1. Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeit­
nehmer im Betrieb 

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich Pausen 
sowie Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage 

3. vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der betJiebsüb­
lichen Artleitszeit 

4. Zeit. Ort und Art der Auszahlung der Arbeitsentgelte 

5. Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze und des Urlaubs­
plans sowie die Festsetzung der zeitlichen lage des Urlaubs fiir 
einzelne Arbeitnehmer. wenn zwischen dem Arbeitgeber und den 
beteiligten Albeitnehmern kein Einvel'5tändnis erzielt wird 

Betriebsrat 

6. Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die 
dazu bestimmt sind, das Vemalten oder die leistung der Arbeit­
nehmer zu überwachen 

7. Regelungen über die Verhütung VQn ArtIeitsunfällen und Berufs­
krankheiten sowie über den Gesundheitsschutz im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallverhütungsvorschriften 

8. Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen, 
deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das Unternehmen oder 
den Konzern beschränkt ist 

9. Zuweisung und Kündi9ung VQn Wohnräumen, die den Arbeit­
nehmern mit Rücksicht auf das Bestehen eines Arbeitsverhält­
nisses vermietet werden, sowie die allgemeine Festlegung der 
Nutzungsbe:dingu ngen 

10. Fragen der betrieblichen lohngestaltung, insbesondere die Auf­
stellung von Entlohnungsgrundsätzen und die Einführung \!nd 
Anwendung von neuen Ent lohnungsmethoden sowie deren An­
derung 

11. Festsetzung der Akkord- und Prämiensälze und vergleichbarer 
leistungsbezogener Entgelte einschließlich der Geldfaktoren 

12. Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen 

13. Grundsätze über die Durchführung von Gruppenarbeit 

In der Praxis von großem Gewicht ist die in § 87 Abs. I Nr. I BetrVG 
festgt'l~tl! Mitbestimmung in Fragen der Ordnung des Bctriebs. Hiennit 
sind allerdings nicht die Maßnahmen der arbcitsttthnischen Einrich­
tungen und Organisationen des Betriebs gemeinL Diese liegen allein in 
den Händcn des Arbeitgebers. Zur Ordnung im Sinn des § 87 BetrVG 
zählt nur die äußen- Ordnung des Betriebs sowie das Zusammenwirken 
und das Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb. 
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Wir haben also zu difTerenzieren zwischen Anordnungen und Maßnah­
men, die zur ordnungsgcmlißcn Erbringung der Arbeit notwendig sind 
und deshalb vom Arbl"ilgchcr alle in bestimmt werden und solchen. die 
die Ordnung des Bcniebs im Si nn dlOS § 81 BelrVG bClrcfTcn und dl"Shalb 
mitbcstimmungspnithtig sind. 

Dazu der FAll 32: In einem Werk eines großen Computcrhcrstcllcß 
Illanl die Geschäftsleitung verschiedene Vcrnndl'rungen ffiT die nächste 
Zeit. 

a) In der Kantine soll cin vegetarisches Essen eingeführt w("rdcn. 

b) Es wird geplant, auf den Gängen der Verwaltung cin Rauchverbot zu 
erlassen. 

cl Die Anwesenheit der Angestellten soll mittels elektronisch lesbarer 
Erlcennungs-Chips erfasst werden. 

d) Die Arbeiter in der grolkn Montagehalle so11en entspll.'chend der Ar­
bcilSSchulZvorschriftcn Hclmt" tragen. um gegen fallende Teile ge­
schützt zu sein. 

e) Die Getriinkeautom~ten sollen auch alkoholfreies Bier enthalten. 

o Die erste Reihe des Flrmenparkplarzes soll den leitenden Angestellten 
vorbehalten werden. 

g) Am Monlageband soll ein neu entwickeltes CompUlermodel1 l'fO ­
duziel1 werden. 

Was glauben Sie. in welchen Punkten hat der Bctriebsrat ein Recht ~ur 
Mitbestimmung? Die Frage ist. wie oben dargelegt. welche Maßnahmen 
zur ordnung5gemälkn ArbeilSerbringung notwendig sind (keine Mitbe­
stimmung) und welche nicht (Mitbestimmung). 

Kantine und Bier sind sicher zur ordnung5gem~ßen Arbcitscrbrin­
gung nkht notwendig. Auch die Parkplatzfrage. das ~auchverbot und 
die Fonn der Arbeitszeilcrfassung beTÜhn.:n die Arbeitserbringung nur 
nebenbei. Dilose Punkte unlerlil~gen also alle der Mitbestimmung. Wie 
steht es jedoch mit der Hdmpflicht? Dies ist eine Frage des Gesund-

Bttriebsrat 

heitsschutzes, die - sowei t entspn.:chende Vorschriften den Arbeitgeber 
zwingen - nicht milbestimmungspnichtig ISL Anweisungen daTÜocr, 
welche Geriile am Band 1 produziert werden. gehören in den Bereich 
des produktionstet:hnischcn Ablaufs. Dieser ist als Voraussetzung zur 
ordnungsgemäßen Erbringung der Arbdt mitbl"Slimmungsfrei. (Lösung: 
a. b, c, e, f sind mitbestimmung.o;pflicht ig; d. g nicht). 

Neben der zwingendcn sozialen Mitbestimmung besteht aueh der kleine 
Bere.ieh der freiwilligen sozialen Mit~timmllng. Er wird aufgeführt in 
§ 88 E!etrVG und betriffi etwa di~ Maßnahmen zur Förderung der Ver­
mögensbildung. Geeignete Form für die Ein igung zwischen Betriebsrat 
und Arbeitgeber ist in den meisten Fällen der sozialen Mitbestimmung 
(und auch sons!) die Betricbsvcrcinbanmg. Arbeitgeber und Betriebsrat 
treffen dabei eine mrmliche Vereinbarung. die als Rechtsnorm unmittcl­
b;lr ;mr die ArbcitsverMltnisse einwirkt. Gesetz ulld Tarifvertrag gehen 
dem natürlich vor. Die Möglichkeit. Betriebsverdnbarungen abzuschlie­
ßen. wird in der Praxis sehr rege genutzt. Eine solche Vereinbarung exi­
stiert in fast jedem größeren Betrieb. Das Betriebsverfassung.o;gesetz ~ 
gelt den Abschluss von Belriebsvereinbarungen in § 77 BetrVG. Sie sind 
demnach schriftlich niedenulegen. von beiden Seiten zu unterschreiben 
und vom Arbeitgeber im Betrieb auszulegen. Zur Bet riebsvereinb3rung 
zwischendurch der Leitsatz )2. 

leitsatz 32 
Bttriebsvereinbarung 

Oie Betriebsvereinbarung ist eine formbediirftige Vereinbilnmg 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber über Angelegenheiten, die 
zum Aufgabenbereicl! des Betriebsrats gehören. Oie dort festge­
legten Regelungen gelten als Normen direkt für die Arbeitsverträ­
ge. Hinter Gesetz und Tarifvertrag treten die Regelungen der Be­
triebsvereinbarung allerdings zunick. 
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Oie erörterte soziale Mitbestimmung, deren gedgnetc RegeJungsform 
die Bctricbsvl.:reinbarung ist, stellt allerdings noeh keim:sfalts den ge­
samten Bereich der Mitbestimmung des Betriebsrats dar. Die Mithcstim­
mungsrl't:htc crstrl'ücn sich. wie schon aufgcmhrt. darüber hinaus auch 
auf die wirtschanlichen und Ilcrsoncl)cn Angelegenheiten und auf dk 
Gl'Slalll.lng von Arbeitsplatz und Arbeitsablauf. 

Di(' R«hlt d('S Betricllsrnts in Be-.l.ug auf dl(" Gestaltung von Arbeitsplan, 
Arbeitsablauf und Arbeil$umgebung werden in dC'n §§ 90 und 9] Be­
u VG ~chricbl."n. Danach verfugt der Betriebsrat Ubcr ein umfassendes 
Unterrichtungs- und Beralungsrecht in Bl'ZUg auf Planungen im BClriC'b. 
Dies bezieht sich nicht nur auf Neu-, Um- und Erwt'itcnmgsba uu.'n von 
Fabrikations-. Vcrwaltungs- und sonstigen betrieblichetl Riiulllen, son­
dern auch auf die Planung vou tedmischen Anlagen, ArbeitsverFahren 
und Arbeitsplätzen als solches, Sinn dieser Regelung ist es. bereits im 
Planungsstadium eine Rücksichtnahme auf die mconschliche Gestaltung 
tier Arbeitsplätze zu geWährleisten. 

Die Mitbestimmung in personellen Angelegenheiten (§§ 92-105 ßetrVGI 
umFasst jene Maßnahmen, die die Personal planung und -führung des 
Arbeitgebers bctreffen. Die Mitbestimmung fangt an bei der Auswahl 
und Einstellung der Bewerber (Stichwörter: Fragebogen. Auswahhicht­
linh.'nl und geht über die BeruFsbildung bis zur Kündigung. ßlNleutend 
sind hi~rbei insbesondere dico Regelungen zur Kündigung, die wir schon 
in den lektionen 8 und 9 erörtert haben. 

Oie Mitb~timmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten (§§ 106-113 
BetrVGI bezieht sich auf die Bildung eines Wirtschaftsausschusses und 
auf Betriebsänderungen. Die Bildung des Win.schaflsausschusses betrifft. 
anders als dk bisher erörtertei] Mitbestimmungsangelegenheiten, nicht 
den Betrieb. sondern das Unternehmen (wm Unterschied siche Leklioll 
2). In Unte rnehmen mit mehr als 100 ständigen Arbeitnehmern wird ein 
Wirtschaftsausschuss gebildct. Dieser hat die Aufgabe, wirtschaflliche 
Angelegenheiten mit dem Unternehmer zu beraten und die Betriebsräte 
zu unterrichten (§ 106 Abs. I BetrVG). Die Tätigkeit des Wirtschaftsaus­
schusses bezieht sich nicht auf die lau fende Geschäftsführung. sollMrn 
auf die Angelegenheiten. die das Unternehmen im Wesentlichen berüh­
ren (§ 106 Abs. 2 und 3 BctrVG). Als Beispiele sind etwa die Produk­
tions- und Abs3tzlagl' oder die Rationalisicrungsvorhabell zu nennen. 

8etricobsrat ~ 

Bei geplanten Betriebsändenmgcn. bei denen die Gefahr wesentlicher 
Naehtcoile für die Belegschan I>csteht. ist der Betriebsrat vom Arbeitgeber 
rccht:.ceitig uud umfassend zu unterrichten (§ I 1I ßelrVG). Damit soll 
die Möglichkeit eröffnet werdcll. gCt"ignete Maßnahmen zum Ausgleieh 
oder zur Milderung wirtsthanlither Nachteile (z. B. Sozialplan) zu tref­
fen. Zusammenfassend lässt sich feststellen. dass die Freiheit d~ Arbeit­
gebers zur Organisation und Führung seines Betriebs von einem engma­
schig gewebten Netz. von Mitbestimmungsrechtell I1bcrzogen ist, das die 
Rechte und Befugnisse der Arbeitnehmer siehern soll. Nicht nur im Be­
reich der personellen Entscheidungen. sondern auch in dcr Planung und 
bei der Ausg~taJlUng der Arbeitsplätze und der Sozialeinrichtungen ist 
der Betriebsrat einzuschalten. Auch wenn on kein zwingendes Mitbe­
stimmungsreCht, sondern nur eine Informations- oder Anhörungspflidu 
besteht, so ist die Betriebsleitung doch daran gehindert, Veränderungen. 
Neuerungen oder aber auch Verbesserungen vorzunehmen, ohne sich 
mit dem Betriebsrat in Verbindung zu setzen. 

leitsatz 33 
Mitbestimmung des B~triebsrab 

Die allgemeinen Aufgaben des Bet riebsrats bestehen insbesondere 
aus Eingliederungsfunktionen und dem Wachen über der Einhal­
tung der rur die Arbeitnehmer günstigen Normen im Betrieb (§ BO 
BeuVG). Oie Mitbestimmung des Betriebsrats erfolgt in sozialcon, 
pcoTSOlleliell ulld wirtschaftlichen Angelegenheiten sowie bei d~r 
Gestaltung der Arbtitsplätze (§§ 87 ff. 8etrVG). Zum Teil besteht 
ein zwingendes Mitbestimmungsrecht, zl.Im Teil braucht der Be­
triebsrat nur reehtzeitig informiert oder angehört zu werden. Oie 
verschiedenen Mitbcostimmungsrechte sind insgesamt so umfas­
send, dass d~m 8wiebsrat damit ein weit greifendes Mittel zur 
Kontrolle der Entseheidungen des Arbeitgebers an die Hand gege­
ben wurde. 
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Wt.it~r~ Einrichtungen des Bt.trit.bsvt.rfassungsgt.st.tzt.s 
Wie schon einteilend angedeutet, beschränkt sich das Betriebsverfas­
sungsgcsctz nicht nur auf die lnstitulion des Betriebsrats. Daneben be­
stehen verschiedene weitere Einrichtungen der Arbeitnehmennitbestim­
mungo Sie werden im Folgenden kurz vorgestel lt: 

Angelegenheiten, die den Betrieb und seine Mitarbeiter unmittelbar be­
treffen, können auf einer Bctriebsversamrnlung diskutiert werden (§§ 
42-46 BetrVG). An ihr nehmen alle Arbeitnehmer eines Betriebs teil. 

In Unternehmen. in denen mehrere Betriebsräte (in mehreren Betrieben) 
bt'Stehen, ist ein Gesamtbetriebsrat einzurichten (§§ 47-53 BetrVG). In 
di('S('n Unternehmen ist auch eine Bct:riebsräteversammlung einzuberu­
fen (§ 53 BetrVG). Auf der Betriebsriteversammlung treffen sich ausg~ 
suchte Mitglieder der einzdm:n Betriebsrlite, um sich zu infonnieren. 

Existiert ein Konzern im Sinn des Aktiengesetzes (§ 18 AktG), kann 
ein Konzernbetriebsrat gebildet werden, der ftir die ßt'lange, die den 
Konzern oder mehrere Konzernunternehmen betreffen, zuständig ist (§§ 
54-59 ßctrVG). 

Das Betriebsverfassungsgesetz kennt auch eine gesonderte Jugend- und 
Auszubl1dendenvcrtretung (§§ 60-71 BetrVG). Sie soll die besonderen 
Belange der jugendlichen Arbeitnehmer wahrnehmtn. Dit Organisati­
onsform dtr Jugend- und Auszubildendtnvtrtretung lehnt sich an die 
des Betriebsrats an. Gern. § 71 BetrVG kann dne Jugtnd- und Auszubil­
dendenversammlung einberufen werden. Weiterhin kann es zu cinerw 
Gesamt- oder Konzern-Jugend-und Auszubildendenvertretung kommen 
(§§ 72, 7)b BetrVG). 

Arbeitnehmermitbestimmung 
nt.ben dem Bt.trit.bsverfassungsg~seu 
Das Bttriebsverfassungsgesetz gilt nicht in Betrieben des Bundes, der 
länder, der Gemeinden und sonstiger Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts (etwa in Rundfunkanstalten). Doch 
auch in dicosen Institutionen verfUgen dit Beschäftigtt n über Mitbestim­
mungsm:hte-. 5ie- werden von den Bundes- und länderpersonalve-n~ 
tungsgesetztn festgelegt. Vertreten werden die Btschäftigten hier nicht 
von e-intm ßt'trie'bsrat, sondern von dtr Persona l ver~tung. 
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Die Rege'lungtn der verschiedenen Personalverm:tungsgcsctze sind -
außer im Anwendungsbereich - weitgehend übereinstimmend mit de­
nen des Betriebsverfassungsgesetzes, zum Teil sind sie sogar wörtlich 
übernommen worden. Dit Unterschiede beschränken sich etwa auf eine 
kürzere Amtszeit der Vtrtreter oder in der Einrichtung einer 5tufenver­
tretung in mehrstufigen VerwaltlLllgen. 

Die Unternehmensmitbestimmung zerr,illt in drei unterschiedliche Be­
reiche, in die Montanmitbestimmung, in das Drittdbclciligungsgesetz 
und in das Mitbestimmungsgesetz. 

Die Montanindustrie (Kohlen-, Eiscnhütten- und Stahlindustrie) kennt 
scit 1951 eine sehr intensive Form von Mitbestimmung. Hier besieht U. 

a. der Aufsichtsrat aus gleichen Teilen von Venretern der Arbeitgeber­
und Arbeilnehmerseite. Ilinzu kommt, zur Schaffung dncr Entschei­
dungsfahigkeil, lediglich ein von der Mehrheit dtr Mitglieder gewähltes 
weiteres Mitglied. Es htrrscht also eine echte Parität. Entscheidende 
Geselze sind das Montanmitbestimmungsgeset.z (Montan-MitbestG) von 
1951 und das MOlltanmitbestirnmungsergänzungsgeselz (MitbestErgG) 
von t956. 

Das Drittelbeteiligungsgesctz (DrittelbG), regelt die Mitbestimmung 
in Kapitalgesc!1schafttn (Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung etc.) die zwischen 500 und 200 Arbeitnehmer be­
schäftigen. Don besteht der Aufsichtsrat nur zu einem Drittel aus Ver­
tretern der Arbeitnehmerseite (§ 4 DrittelbG). 

Das Mitbcstimmungsgesetz (MitbcstG) aus dem Jahr 1976 regett die Ar­
beilnehmermitbestimmung für Kapitalgesellschaften, die mehr als 2.000 
Arbeitnehmer haben. Dtr Aufsichtsrat besteht wie im Monianbereich 
auch hier zu gltichen Teilen aus Vertretern der Arbeitgtbtr- und Ar­
bei tnehmersei tt. Die EnlSchcidungsfahigkeit wird hier jedoch durch ein 
doppdtes Stimmrecht dts Vorsitzenden geWährleistet. Dieser wird aller­
dings, was die gleichberechtigte Mitbestimmung ausschließt, letztlich 
von den Arbeitgebern gestellt. 
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UberSlcht 12: ArbeitnehmermitbestImmung 

Einrichtungen do Betriebsverfas5ungsgesetles 

- Betriebsrat 
(§§ 7- 41 BetNO) 

- Betriebsversammlung 
(§§ 42-46 BetNO; für alle A~itnehmer eino Betriebs) 

- Gesamtbetriebsrat 
(§§ 47-53 BetNO; irl mehrererl Betrieben) 

- Betriebsfäteversammlung 
(§ 53 BetNO; in mehreren Betrieben) 

- Konzernbetriebsrat 
(§§ 54-59 BelrVG; in Konzernen im Sinne des Aktiengesetzes 
[§ 18 AktGJ) 

- Jugend- und Auszubilderldenvertretung 
(§§ 60-71 BetNO: für die besondererl Belange der jugendlichen 
Arb~itnt=hmt=rl 

- Gesamt- oder Konzern-Jugend- und AUS2ubildendenvertretung 
(§§ 72, 73b BetrVG) 

Arbeitn~hmermitbestimmurlg neben d~m 
Betriebsverfassungsgesetl 

- Personalvertretung 
(verschiedene Bundes- und länderpersonalvertreturlgsgesetze; 
in Betrieben des Bundo, der länder, der Gemeinden und son-
stiger Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts. mit dem Betriebsrat vergleichbar) 

- Unternehmensmitbertimmung 
- Montanmitbotimmung 

(Montan-MitbestG VOll t951. MitbestErgG von 1956; Bildllng 
eino echt paritätisch besttzten Aufsichtsrats) 
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Driltelbeteiligungsgesetz (DrittelbG) 
(betrifft Kapitalgesellschaften (AG, GmbH eIe.) die zwischen 
500 und 200 A~itnehmer beschäftigen 
Mitbestimmurlgsgesetz (MitbotG) 
(Für Kapita lgesellschaften mit mehr als 2.000 A~itnehmern; 
Bildllng eino paritätischen Aufsichtsr'ats, bei dem der vorsit­
zende Arbeitgebervertreter allerdings über ein entscheidendo 
doppeltes Stimmrecht verfügt) 
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Anhang : Arbeitsgerichtsverfahren 

14. l ektion 
Arb~ itsg~richtl iches Verfa hre n 
_ Fall 33 
Aus heiterem Himmel erhält Ihr Freund A von seinem Arbeitgeber eine 
Kündigung. Sie erkennen - nachdem Sie dieses ßu<:h bis hkrhcr studiert 
haben - dass die Kündigung möglicherweise nicht Jn Ordnung" ist und 
rmen ihm. dagegen anzugehen. Aber vor welchem Gericht? ßrnucht er 
einen Anwalt? Wie wird das Verfahren ablaufen? 

Das arbdlsm:;:htliche Verfahren läuft nicht. wie oft vermutet. vor den 
ordentlichen Gerichten ab (Amtsgericht. Landgericht etc.). sondern vor 
der eigenständigen Arbcitsgerichtsbarkeit. 

Die Arbdtsgerichtsbarkeit glieden sich in drei Instannn: 

- die Arbc:itsgerichlc (ArbGl. 
- die Landesarbcitsgerichte (LAG). 
- das l3 undesarbeil5gericht in Errurt (ßAG). 

Auch für das Verfahren vor der Arbcitsgerichtsbarkeit gill grundsärzlich 
die Zivilprozessordnung (ZPO). Sie wird jedoch durch das Arbeitsge­
richtsgeserz (ArbGG) in einigen Punkten abgcändcn. 
In den Arbeitsgerichten urteilen nicht nur Berufsrichter, sondern auch 
ehrenamtliche Richter. Dabei handelt es sich um inler=siene Personen 
aus den Kreisen der Arbeitgeb<:r und Arbeitnehmern. Sie werden auf 
Dauer von jeweils fünf Jahren berufen (§§ 20. 37. 43 ArbGG). 

Berufsrichter und ehrenamtliche Richter sitzen in den Spnu:hkörpem zu­
sammen: Die Kammern {kr Arbeits- und der Landesarbeitsgerichtr beste­
hen aus einem ßerufsrichter und je e!n<:m ehrenamtlichen Richter aus den 
Kreisen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer (§§ t6 IT. \lud 35 ff. ArbGG), 
Die Sc-n;lt~· der ßundesarbeitsgericht~ s.etZtn sich aus drei ß<:rursrichtcrn 
und zwei ehrenamtlichen Richtern zusammen (§§ <11 ff. ArbGG). 

Vor d~n Arbeitsgerichten kann sich jeder selbst vertreten. Zu diesem 
Zweck haben viele Arbeitsg~riehte eint Reehtsantragsst~lIe einge-

Arbtitsgerichtlich~s Verfahren lOS 

richtet. die jeden Morgen gcöffnet hat und in der \'ine geschulte Kran 
die Wünscht der Besucher in eine get'ignele Form (z.B. Klage) hringt. 
Selbslversländlirh kann man sich am Arbeitsgericht auch dureh einen 
Rechtsanwalt vertreten lassen (allerdings auf eigene Kosten, s. u.l. Als 
drittes hcsteht auch die Möglichkeit, einen Venretcr einer Gewerkschaft. 
eines Arbeitgeberverband<:s oder eines Gleichbehandlungsvetcins mit 
der Prozcssvertretung zu beauftragen. Diese drittc Möglichkeit wi rd in 
der Praxis oft von den Gcwcrkschaftsmitglicdern genutzt. für dk die 
Vertretung dann in der Regel kosten frei ist. 

Das Gesagte gilt auch rur die Landesarbeitsgeriehte mit der Ausnahme, 
dass die eigene Vertretung und dk dur<:h einen G l~ichbehandlungsver­
ein dort ausgeschlossen iSI. Vor dem Bundesarbeitsgericht sind schließ­
lich nur noch Rechtsanwälte vertIetungsbcrechtigt. 

Ge~elt wird die Prozessvenretung in § 1I ArbGG, den Sie wegen der 
exaktcn Ausformulierung noch einmal lesen sollten. Oll' Prozessmhrung 
im Arbeitsgerichtsverfahrc:n ist kostengünstiger und problemloser als 
vor der Zivilgrrithlsbarkeit, Zum einen sind die Gerithtsgebühren nied­
riger und es brauchen bei Klagecinrc:ichung (und auch sonst) keine Ko­
stenvorschUsse entrichtet zu werden (§ \I GKG). Zum anderen braucht 
der Unterlegene in der ersten Instanz nicht die Prozessvertretungskosten 
(Anwaltskosten etc.) des Gegners zu erstatten (§ 12a ArbGG). Vor dem 
Arbeitsgericht trägt also jede Panei die Kosten ibrer Vertretung selbst. 
Das Verfahren vor dem Arhcitsgericht beginnt mit einer Besonderheit: 
Der Vorsittende Richter setzt zügig die sehr wichtige Güteverhandlung 
an. Ziel dieser Verhandlung. die ohne ehrenanllliche Richter durchge­
führt wird. ist es. zwischen d("n Paneien einen Vergleich zu finden. Zu 
diesem Zw«k wird dort das gesamte Streitverhältnis unter freieT Wür~ 
digung allcr Umstände eröncrt (§ 54 ArbGG). Es kommt häufig vor. dass 
in der Güteverhandlung ein Vergleich erlangt wird. Damit ist der Prozess 
dann sehr schnell bcendel. Doch auch wenn kein Vergleich gefunden 
wird. soll das Verfahren beschleunigter ahlaufen als der nonnale Zivil­
prozess. Das 3fheitsgerichtliche Verfahren kennt den sog. Grundsatz der 
B("seh l ~unigung (§ 9 Abs. 1 ArbGG). Demnach ist das Verfahren in allen 
Rcchtszügen zu beschleunigen. Die Umsetzung dieses Gntndsatzes er­
folgt milhilfe vi("ler kleiner Regelungen. etwa mit dem Vel7.icht auf Zeit 
raubende Kostenvor:;chuss-Auflagen vor der ßearhdtung (§ II GKG). 



106 Anhang ,-
Zusammenfassend können wir feststellen, dass das arhcitsgerichtJiche 
Verfahren relativ kosu:ngünst ig und unkomp li~ien abläuft. 

Ihren Freund aus unserem Einstiegsfall 33 können Sie nun besser bera­
ten. Sein Prozess wi rd vor dem Arbeitsgericht laufen. Er benötigt nicht 
unbedingt einen Anwalt, das Verfahren wird mit einer Guteverhandlung 
beginnen und dann ggf. beschleunigt durchge-wgen. 

Vergessen Sie aber nicht, Ihren Freund auf dic kune Frist, innerhalb der 
die Kundigungsschutzklage ehlzureichen ist, hinzuweisen (§§ 4, \J Abs. 
I KSchG: vgL l ektion 711. Sind die drd Wochen erst einmal verstrichen. 
so kann auch ein Anwalt nur SC'hr selten helfen. 

Besch lu ssverfa h ren 
Neben dem bisher besprochenen Uncilsverfahren kennt das Arbeitsrecht 
das Beschlussverfahren (§§ 80 Ir. ArbGG). Es dient vor allem der Ent­
scheidung betriebsverfassu ngsr«:htlichcr und anderer mitbestimmungs­
rechtlicher Angelegenheiten. Dcmentspreehend stehen sich don in der 
Regel BetriebsnIl und Arbeitgeber gegenüber. 

Eingeleitet wird das Beschlussverfahren nicht durch eine Klage, sondern 
durch einen Antrag (§ 81 ArbGG). Der streitige Sachvl."rhalt wi rd dann 
von Amts wegen aufgrkl.5rt (§ 83 ArbGG). Während also im normalen 
Verfahren die Parteien ru r die Beibringung des vollständigen Sachver­
halts verantwortlich sind, ist es hier das Gericht. Dieses kann daher audl 
von sich aus Beweis erheben (§ 83 Abs. 2 ArbGGJ. 
Die Parteien eines Bcsc:hlussverfahrC Il$ werden .Beteiligte· genannt. 

Des Weiteren kommt es nicht zu einer streitigen Verhandlung, sondern 
lediglich zu einern Anhörungstermill (§ 83 Abs. 4 ArbGG). Entschieden 
wird dann ggf. durth einen .Beschluss· und nicht dureh ein Urteil. (Die­
scr Tatsache verdankt das Verfahren seinen Namen.) 

l.etzllich ist ror uns von Interesse, dass gern. § 2 Abs. 2 GKG keine Ge­
richtskosten I."rhoben werd~·n. Damit ist das Beschlussverfahren ftir die 
Beteiligten kostenlos. soweit ihnen nicht Kosten dun:h ihre Vertrelllng 
entstehf."n. 
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UberSII:ht 13: Aufbau der Arbeltsgertchtsbarkelt 

1. Instanz 2. Instanz 3. Instant 

Gerichte Arbt:itsgerithte Landesarbeits- Bundesa~its-

gerichte gericht 
(in Erfurt) 

Abkürzung ArbG <Ort> LAG <On> BAG 
d~r Ge rith t~ (z. B. ArtIG (z. B.LAG 

Berlin) Hannover) 

Bezeichnung Kammer Kammer Senat 
der Entseh~ i-

dungsgremien 

Zusammen- 1 Berufsriehter 1 Berufsrichter 3 Berufsrichter 

setzung und 2 ehrenamt- u~d 2 ehrenamt- und 2 eh renamt-

liche Richter liehe Rich tN liehe Richter 
(§§ 16 ff. ArbGG) (§§ 37 ff. ArbGG) (§§ 41 ff. ArbGGI 

Prozessver- selbst oder nur durch Ver- nur durch 
tr~tung durch Vertreter: treter: Rechtsanwält~ 

(5 11 ArbGG) Oll Vertr~ter al Vertreter 
von Gewerk- von Gewerk-
schaften. schaften, 
A~itgeber- Arbeitgeber-
verbänden verbänden 
u. Ä. u. Ä. 

b) Rechtsan- b) Rechtsan-
wälte wälte 
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Abkürzu ngsve:rzeichn i5 _ A BClrieusberalcr (BB) , 
Abmahnung vor Betriebsrat 90 IT. 
Kt1ndigung 52.62 f. BClriebsräte 92 !T. 

a.Li.c. a('lio Hllern in causa AGS (Allgemeine Betricbsrätevcrsamm Jung 100 
AT Allgemeiner Teil Gcsch5flshedi "gungen) 31 r, Betriebsrats;! nhürung 
BAK Slula lkoholkonzcnt ration AllgeomcinvcrbindlkhkeilS- vor Kündigung 55 !T. 
BGB Bürgerliches Gtsctzhuch erklärung 83 f. ßl.'lriebsverci nbarn ng 97 
BGH Bundt'Sgcrichtshof Änderungskündigung 59 f. Bctriebsvcrsammlung '00 
ßGHSt Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Strafsachen Anfechtung 22 f .. 70 Bundesarbeitsgericht 105 ff. 
BGHZ Entscheidungen dts Bundesgerichtshofs in Zivilsachen AngeslcJlu: 
Br Besonderer Tdl _ Definition ]5 f. 

_0 
BVcrlG Bu ndesvcrfassungsgericht - leilende Angestellte IHf. Der Betrieb (OB) 5 
BVerfGG Bundesvcrfassu ngsgerichtsgcsclZ Arbeiter 15 ff. Dienstvertrag 19 ff. 
bzgl. bt:zUglich Arbeitgeber 5.12 f. Diskriminierung 21 r., 25 
bzw. bc"J:iehungsweis<.' Arbdtgeberverbändc 75 tT. 
c.i.c. culpa in contl"3h<.'ndo Arbeitnehmer 7 ". 

_ E 
d.h. das heißt Arb<.'i tneh merhaftung 37 ff. Ehegatten 11 
GG Grundgrsctz ArbeitsgeriChte \04 ff. El1 renamtli<.'he Richter '04 
GoA Geschäftsftihrung ohne Auftrag A rheitsgerichtsverfahren 104 tT. Einstellung 20 IT. 
GOBT GeschMtsordn ung des Bundestages Arlx:itsltampf 85 ff. Einstellungsfragebogen 24 ff. 
i.S.d. im Sinne des Arb<.'itsr<'chtliche Praxis (AP) 6 Einstellungsgesprilch 24 0: 
JGG Jugendgl'richtsges<.'tz Arbeilsvert rag 19 IT. 
LKW l.astkraftwagen Arbeilszcit J5 

_F 
o.g. oben g<.'nannt Art der Arbeitsleistung 34 f. Faktisches Arbdtsvcrhähnis 29 
PKW Personenkraftwagen AuO\(~bungsvertrag 68 IT. Friedenspflicht 86 
Prodll aflG Produkt haftungsgesctz Ausschreibung einer FiirsorgepOicht 43 
RVO RechlSverordnung Arbeitsstelle 2] f. 
s.o. siehe oben Aussperrung B9 _ G 
StGB Stra fgesetzbuch Austauschverhältnis 33 Genera]volhnaeht 18 
StPO $tra fllTOz("SSordnung Gesamtbetriebsrat '00 
StVG Straßenverkehrsgesetz 

_8 
Gesellschafter 11 

VwGO Verwaltu ngsgeriehlSordnung SAGE 6 Gewerkschaften 74 ff. 
WE Willenserklärung Bumtc '0 GleiehbehandlungspOicht 43 r. 
LB. zum Beispiel Befristung des Gratifikationen 42 

Arbeitsvertrages 72f. Günstigkeitsprinzip " ßeschlussverfahren 106 Güteverhandlung '0' 
Besonderer KUndigungs-

_ H schUl;": 54 r., 66 f. 
Betrieb 12 ff. Haftung des Arbeilnehmers 37 IT, 



110 Sachr~gist~r Sachregister 111 -, K I1ndigungsschut7.gesell'; 49 fT. 
_U _W 

Individualarbcitsrttht 6, 19 rr. Unu:mchmcn 13 r. Warnstreik 87 
Wdhnachtsgeld 42 IndUStriegewerkschaften " 

_l 
Unlernchmcnsmitbcstimmung 101 

sr. La ndtsa rbdtsgerichtc 104 fT. Urlaub 7.44 Wcisungsgebunt!cllhcit _J 
Werk 14 

Jugend- und Auszubilden-
_M _ V Wilder Streik 88 

denvenrclung 100 Mitbest immung 93 fT. Verfahren vor dem _Z 
MOßlanmi!besl immung 101 Arbeitsgericht 104 0'. 

Zeugnis 4S 
_K 

MUl1cl'SchuLZ 54, 66 Vorstandsm itgl iedeT 11 r. 
Kcttcna rbcf!sverträge 73 VorsteHu ngsgespriich 24 fT. 
Kinder 11 

_N 
Koalition 74 f. Nichtigkeit des 
Koali l ioßsr~ih('i l 7S Arbcilsvertrags 28 r. 
Kollek t ivarbchsrecht 6. 74 fT. NJW {Neu(' Juristische 
Konzern 12 r. Woch('nschriftl sr. 
Konzcmbet ricbsra t 100 NZA (ntue Zeir.schrift für 
Kündigung Arbeitsrecht) 5 
- Abmahnung 52 
- Änderungskündigung 59 r. _R 
- Außerordentliche Reehtsa ntragsstelJe 10' 

Kündigung 60 ff. Repräsentatio nspflichl 36 
- Bctriebsbedingle 

Kllndigung 51 ff. 
_S 

- BClIicbsralsanhörung 55 IT. St hei nselbstständigkeit 9r. 
- Krankheit 51 Schwerl>ch i ndcrtcnschutz 54. 66 
- Ordentliche Kündigung 46 ff. Selbstständige 7.9 
- Personenl>cdingte Soldate.n 10 

Kündigung SI ff. Strafgefangene 10 
- Schutz ror Streik 85 ff. 

ßetriebsratsmitgl ieder 54, 66 
- Schutz ror _r 

Schwerbehinderte 54. 66 Tarirrahigkeit 79 
- Schutz rur Jugendvertreter 54 Tarifgebundenhei t 82 ff. 
- Verh~ltensbe.dingle Tarifvertrag 79 IT. 

Kündigung SI IT. Tdlzeitarheit 72 f. 
Kündigungsfri sten 47 ff. Treuepflicht 36 r. 



Blaue Serie 
/(rrdut 
Sttut ' l"fcht - leicht gemacht 
Das Mutscho: Stcu('nttht 

WllrnjllJ:r 
EinkommenstCllcr - leicht !/Cmacht 
Das ESrG-Kunlc.-hrbudl 

llrill~" 
Oi<: Steuer der f'l:rwncn· 
gesellschaften - Itichl 9Cm~t 
ObR. OHO. Gmbfl 0 Co. KG . 

Warsö",1:(0 
Kör!H'nchafl5l cucr -
leichI gemacht 
OhR, 0110. KG, Gmbll 0 Co. KG. 
Stille und dCrl'n G<:::scllsch3f1cr 

Mücke 
Umsatzsteuer - leichi gemacht 
Recht der MwSI 

KI"r.5lin SdlOln-r 
Gewcrbcstc:uer - leicht gemacht 
Systematisch - prllzisc - verständ­
lich 

Drol>rd 
Erbschaftsteuer - leicht gemacht 
Das ErbSl/SchSt-Kurzlchrbuch 

Warsllnu 
Abgabcnord nung - k icht gemacht 
Das ""nu SIn&nwrfahn:n 

Wllrro,,1«' 
StC'llcrstrllfTfihl - leich t gc:macf1l 
VersIOß, Verfolgung, SanktIon 

Schobu 
Oie Steuer der Immobilien -
leicht gemacht 
Haus- und Grundbesitz im 
SIC'\lcm:cht 

Sc~i"/td 
Die Steuer d". GmbH ­
Icieht !JC'macht 
Das Slttu::r-Kunh:hrbuch zur 
wichligsttn Kapilalgl'Sdlsc:haft 

Mu/S('l!er/lkn«iIf' 
Oit Sle",er der Umwandlungen -
leIcht gemacht 
Das Umwandlungss!euem:ch! 

Srhinilf'l/Sladrk 
EÜ R - leich! gemach! 
Die Einnahme-Übf,rschuss­
Rechnung 

s,~ 
S!cuubilanz - leicht gemach! 
Die Beachlung steuerlidlcr Grund­
s..~IZC 

Kudm/Sorg 
Reehnungswcscn - leicht gemacht 
Buchführung und Bilant 

Kudtrt/5{}'9 
lFRS -leicht gemacht 
Eine Einführung in die International 
Flnandal Rrponing Standards 

Heinen 
In tern, t ionalcs StcuW'ttht­
k:icht gemacht 
Die Bcstroo:rong grcnzü~rsdlJ'ri­
tender Sachverhalte 

In rq:elmlßigcn Ncuaunagen, 10.90 /11.90 /12.90 f 
Wellere BOcher: www.lelcht-gemacht.de 

Gelbe Serie 

IIlluprmlllUJ 
Jura - leicht y"mach! 
Dujuristij ("he ß~siswissen 

Mr/flrior 
Stn lSrc:c:ht - leieh! gemacht 
Das deutsche Vc rfassungsrccht 

NauITa,il 
BGB - leicht gemacht 
Kleiner BGB-xhcin 
_ schon O\)(,r L Million E~cmplare-

NIIWrRlil 
HGB - leicht gemacht 
ll~ndcls- , Grsellscharts- und 
Wertpapitrrcchl 
_ schon Ober 20 Aufl agen -

M~I(/,io r 

WlrtschMtsrccht - leicht gemacht 
03S komplct!c Wirtschan srecht 

Mclchior 
Gue ll schafUre cht - leicht gemacht 
Die nationalen und europäischen 
Rechlsrormcn 

Mdrlrior 
ZPO _ leicht gemacht 
Das Zlvil'frnzcssrccht 

fllluprmllml 
Ar bei tsrecht - 'ticht yemacht 
Arbcilsverhähnis. Kllndigung. 
Tarlrvertrag ... 

Srlrrader 
BdrVG _ leicht gemacht 
Das Bctriebsverrassungsguct :G 

Mur~ell 
Verwaltungsrcch! -leicht g ~macht 
Allgemeinu Vcrwaltungsrechl und 
mehr .. 

Murken/Jllrabsell 
Sozialrech! - leicht gemacht 
Das Sozialges""zbuch 

Mu)'('r 
Kommunalr<:<:ht - leicht gemacht 
R~cbl dcr Städte. Gemeindcn und 
Landkreise 

Deicke 
Bankrecht - leicht gemacht 
Fina n ~ i erung. Wcrl p ~picre. l nvcSI · 
mcnt. Aufsicht. Haftung ... 

NowTIl,il/NIlWTIlfil/Srhwind 
Strafrecht-leicht gemacht 
Der St rafrechtssche in 
_ schon über 14 Aunagen -

Leichr 
RVG - leicht gemacht 
Oie Vergülung des Rcchtsanw~1ts 

Bringe .... 1l1 
Klausuren schreiben -
leicht gemacht 
Aufllau und Form der JuristischcII 
Klausur 

In regelmäßigen Neuaunagen. 7.6519.95111.90 t: 
Wellere Bücher: www.leich.-gcmacht.de 



Arbeitsrecht is t das Gebiet, welchen den meisten Men­
schen im Alltag begegnet und immer wicdcr Verständ ­
nisprobteme schafft. 
Hie r werden an Hand von praxisnahen Beispie len so­
wo hl das tnd ividu'll- als allch das kollcktive Arbeitsrecht 
lebendig und verständlich dargeste llt : Anbahllullg. Ar­
beitsvertrag. gegenseitige Rechten und Pflich ten ein­
schließli ch An tidiskriminierungsgcsctz. ordent liche und 
außerordentliche Kündigung, Gewerkschaften. Arbeit­
geberverbände. Streik, Aussperrung. Betriebsrat, Ta­
rifvertrag und vieles mehr; im Anhang Grundzüge des 
Arbeitsgerich t sver r ahre lls. 
Das Wissen wird eingängig st ruk turiert dureh l eitsiitze 
und Übersichten. 

Ihre lC'irht gcmachf® Reihe 

... Jura (Basiswissen) 

.. Staatsrecht 

.. BGB 

.. HGB 

.. Wirtschaftsrecht 

.. Gesellschaftsrecht 

.. ZPQ 

.. Arbeitsrecht 

.. BetrVG 

€ 9,95 (0) 
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.. Steuerrecht 

.. Verwaltungsrecht 

.. Kommunalrecht 

.. Bankreeht 

.. Sozialrecht 

.. Strafrecht 

.. RVG 

.. Klausuren schreiben 


	Scannen0002
	Scannen0003
	Scannen0004
	Scannen0005
	Scannen0006

